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Klimawandel findet statt und mit größter Wahrscheinlichkeit 
ist er überwiegend anthropogen verursacht (siehe Band 1, Ka-
pitel 1). Dieses Kapitel behandelt die Herausforderung den 
Klimawandel bei einem Temperaturanstieg von 2 °C zu sta-
bilisieren und untersucht, welche Rolle Vermeidung und An-
passung in Österreich bei der Erreichung dieses globalen Ziels 
spielt. Zudem werden die positiven weiterführenden Auswir-
kungen einer sozio-ökologischen Transformation analysiert.
In der Vereinbarung von Kopenhagen (UNFCCC Copen-
hagen Accord) und in den EU-Beschlüssen wird eine Begren-
zung des globalen Temperaturanstiegs auf 2 °C im Vergleich 
zur vorindustriellen Zeit als notwendig erachtet, um gefährli-
che Auswirkungen des Klimawandels einzuschränken, wenn-
gleich NaturwissenschaftlerInnen 1,5 °C vorgeschlagen hat-
ten. Es ist also ein international politisches Ziel, das auf breite 
Unterstützung stößt, die sowohl Industrienationen, als auch 
Schwellen- und Entwicklungsländer und nichtstaatliche Ak-
teurInnen umfasst. Ohne Maßnahmen zur Eindämmung der 
Emissionen ist mit bedeutenden negativen Konsequenzen für 
die Biosphäre sowie für die sozio-ökonomischen Bedingungen 
in Österreich zu rechnen. Daraus leiten sich wichtige Ver-
pflichtungen und Maßnahmen ab, an denen sich Österreich 
zu orientieren hat.
Klimaschutz und -anpassung sind unbedingt erforderliche, 
für sich allein genommen aber unzureichende, Bedingungen 
nachhaltiger Entwicklung. Klimaschutz erfordert die gleich-
zeitige Fokussierung auf klimafreundliche Technologien, Ver-
haltensweisen und den institutionellen Wandel. Insbesondere 
betrifft dies die Bereiche Energiebereitstellung und -nachfrage, 
industrielle Prozesse und Landwirtschaft. Diesen drei Aktivi-
tätsfeldern kommt besondere Bedeutung zu: So verursachte 
etwa der Energiesektor in Österreich im Jahre 2012 74,6 % 
der treibhauswirksamen Emissionen, (davon der Straßenver-
kehr allein mehr als ein Drittel), industrielle Prozesse verur-
sachten 13,6 % und die Landwirtschaft 9,4 % der Emissionen 
(ohne Effekte der Aufforstung, vgl. Anderl et al., 2014). Die 
Werte für 2010 betrugen bei Energie: 75,9 %, bei industri-
ellen Prozessen 12,7  % und bei der Landwirtschaft 8,8  % 
(Anderl et al., 2014). Wenn eine Klimastabilisierung bei 2 °C 
globaler Erwärmung erreicht werden soll, müssen Kriterien 
der Klimawirkung in allen zukünftigen Investitions-, Pro-
duktions-, Politik- und Konsumentscheidungen als Selbst-
verständlichkeit integriert werden, um die Gefahr irreversib-
ler Schäden zu begrenzen. Gleichzeitig ist darauf zu achten, 
dass weder soziale, noch ökonomische Rahmenbedingungen 
überfordert werden. Klimafreundlichkeit ist also in die we-
sentlich breiter angelegten Kriterien der Nachhaltigkeit einzu- 
binden.
Die Diskussion klimafreundlicher Maßnahmen ist oftmals 
auf die zu erwartenden Zusatzkosten und unerwünschten 
Veränderungen verkürzt. Dabei wird das Potenzial solcher 
Maßnahmen – nämlich vielfache und unterschiedliche Be-
gleitnutzen zu entfalten – unterschätzt, etwa in den Bereichen 
Lebensqualität, Gesundheit, Beschäftigung, ländliche Ent-
wicklung, Umweltschutz, Versorgungssicherheit und nicht 
zuletzt Ausgleich der Handelsbilanzen. Die Internalisierung 
dieser positiven Begleiteffekte von Klimaschutz kann die öko-
nomische Beurteilung von Klimaschutzmaßnahmen erheblich 
verändern.
SUMMARY
There is little doubt that the currently observed patterns of 
climate change are predominantly caused by human activity 
(Volume 1, Chapter 1). This chapter addresses the challenge 
of stabilizing climate change at 2 °C and particularly focuses 
on the questions which mitigation and adaptation measures 
in Austria can contribute to achieve this goal. Additionally, a 
number of desirable co-benefits pertaining to socio-ecological 
transformation leading towards limiting climate change are 
analysed.
In the Copenhagen Accord (UNFCC) and in the EU-Ru-
ling, a goal of limiting the rise of global average temperature 
to +2 °C compared to pre-industrial times has been deemed 
as necessary to limit dangerous anthropogenic climate change 
impacts, despite calls from scientists to consider a +1.5 °C 
target. It is an internationally accepted target supported by 
a broad number of supporters, including industrialized and 
developing countries as well as non-state actors. Without ac-
tions towards reducing emissions, significant negative impacts 
on the socio-economic conditions in Austria can be expected. 
This derives an important obligation to undertake necessary 
mitigation measures in Austria.
Mitigation and adaptation measures are necessary, but by 
themselves provide insufficient conditions for sustainable de-
velopment. Achievement of the 2 °C target requires a focus 
on climate friendly technologies, as well as behavioural - and 
institutional change. In particular, the activities of energy pro-
vision and consumption, industrial processes and agriculture 
deserve attention: in 2012, the energy sector activities caused 
74.6 % of GHG emissions (with one third originating from 
road transport), industrial processes caused 13.6 %, and ag-
riculture triggered 9.4  % of emissions, (excluding emission 




corresponding figures for 2010 are: energy sector 75.9 %, in-
dustrial processes: 12.7 %, agriculture: 8.8 % (Anderl et al., 
2014). To stabilize the climate, the climate impact criteria 
have to be integrated in all decisions regarding investment, 
production, politics and consumption, in order to reduce the 
risk of irreversible changes. At the same time, the social- and 
economic framing conditions must be respected. Measures to 
address climate change have to be integrated into the broader 
criteria of sustainability. 
Discussions of climate protection measures are typically 
reduced to additional costs and undesirable changes. There-
by the manifold potential co-benefits of such measures, for 
example with respect to quality of life, health, employment, 
rural development, environmental protection, security of sup-
ply, and international trade balances are mostly ignored. Inte-
grating these criteria and effects into the analysis is required for 
being able to display the full spectrum of options for addres-
sing climate change.
KERNAUSSAGEN
In Österreich sind bereits gegenwärtig Änderungen in den 
Wertvorstellungen vieler Menschen festzustellen, die einer 
sozio-ökologischen Transformation zuträglich sind (mittlere 
Übereinstimmung, starke Beweislage). Einzelne Pioniere des 
Wandels sind bereits dabei, diese Vorstellungen praktisch in 
klimafreundlichen Handlungs- und Geschäftsmodellen um-
zusetzen (z. B. Energiedienstleistungsgesellschaften im Immo-
bilienbereich, klimafreundliche Mobilität, Nahversorgung, 
„Sharing Economy“) (hohe Übereinstimmung, starke Beweis-
lage). Um diese Initiativen zu intensivieren, sind begleitende 
Politikmaßnahmen erforderlich, die eine verlässliche Regulie-
rungslandschaft schaffen (mittlere Übereinstimmung, starke 
Beweislage). 
?? Wichtige technologische Lernprozesse für eine Trans-
formation zu einer klimaverträglichen Gesellschaft sind 
beobachtbar: Global betrugen z. B. die Investitionen in 
erneuerbare Energien 2013 214,4 Mrd. US$ und die in-
stallierte Kapazität betrug 1,56 TW (bzw. 0,56 TW ohne 
große Wasserkraftwerke, vgl. REN21 2014). In Öster-
reich ist eine Verstetigung des Regulierungsumfelds erfor-
derlich, um Investitionsrisiken zu reduzieren, technische 
Lernkurven und Preisreduktionen nachzuvollziehen und 
einen klimafreundlicheren Energiemix zu erreichen. Da-
mit auch kleinen, kreativen und innovativen AkteurInnen 
(wie Kommunen, mittelständischen Unternehmen, Bür-
gerinitiativen, Privatpersonen) eine aktive Teilnahme am 
Energiemarkt ermöglicht wird (hohe Übereinstimmung, 
starke Beweislage).
?? Auch für die aus dem Ausland importierten Güter, die 
in Österreich konsumiert werden, lässt sich eine Klima-
verantwortung beschreiben, die oft vernachlässigt wird. 
So folgen die meisten derzeit verwendeten Energie-/
Emissionsmodelle nur den territorialen Systemgrenzen 
und bilanzieren für produzierende Aktivitäten in den ver-
schiedenen Wirtschaftssektoren, sowie den Handel mit 
Energieträgern und Emissionszertifikaten (hohe Über-
einstimmung, starke Beweislage). Dabei vernachlässigen 
sie sogenannte indirekte, „graue“ Treibhausgasemissionen 
(THG-Emissionen), die in den Vorleistungsketten von 
importierten Gütern und Dienstleistungen im Ausland 
entstanden. Konsumseitig bilanzierende Modelle erfassen 
diese besser (mittlere Übereinstimmung, mittlere Beweis-
lage). Die technologischen Parameter in diesen Modellen 
haben nur beschränkte Optionen bezüglich des Klima-
schutzes, dementsprechend könnte die Analyse von Ver-
meidungskosten ausgebaut werden. Faire und effektive 
Klimaziele sollten sich an beiden, einander ergänzenden 
Kriterien der Klimaverantwortung orientieren (produk-
tionsseitig und konsumseitig). Effektiver Klimaschutz 
erfordert eine Orientierung, welche die Auslagerung von 
Emission in Märkte die keine klimapolitische Regulie-
rung aufweisen vermeidet („carbon leakage“).
?? Es gibt drei zentrale Transformationsthemen. Fehlent-
wicklungen in diesen Bereichen schaffen langfristige 
emissionsintensive Pfadabhängigkeiten (hohe Überein-
stimmung, starke Beweislage), deren Dynamiken und 
Klimaeinflüsse in Modellanalysen noch schwer abschätz-
bar sind. 
 ¨ Die Transformation des Energiesystems an sich (gleich-
zeitiges Verfolgen ambitionierter Energiesparpotenziale 
und rascher Ausbau erneuerbarer Energiequellen), vor 
allem deren politische Ökonomie und Governance.
 ¨ Integrierte Entwicklungen im Bereich nachhaltiger 
Konsum- und Produktionssysteme.
 ¨ Synergiepotenziale von Städten und verdichteten Sied-
lungsräumen.
?? In Österreich wurde eine Reihe von Initiativen zur Verbes-
serung der Energieeffizienz und zur Förderung erneuerba-
rer Energieträger vorgeschlagen und teilweise umgesetzt. 
So wurde etwa in der 2011 veröffentlichten Energiestrate-
gie vorgeschlagen, den Endenergieverbrauch bis 2020 auf 
das Niveau von 2005 (1 100 PJ) zu reduzieren (siehe auch 
Band 3, Kapitel 1). Im Ökostromgesetz werden Ziele der 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Quellen von zusätz-
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lich 10,5 TWh / Jahr bis 2020 angegeben (ÖSG, 2012), 
zahlreiche bundes- und länderspezifische Maßnahmen 
bestehen zur Regulierung von Kleinverbrauch, Raum-
wärme und Warmwasser. Im Verkehrssektor gelten die 
Biokraftstoffverordnung und die Gestaltung der Norm-
verbrauchsabgabe als Maßnahmen zum Klimaschutz. Der 
Industrie- und Energiesektor sind weitgehend im Rah-
men des europäischen Emissionshandelssystems reguliert. 
All diese Zielvorgaben reichen allerdings nicht über das 
Jahr 2020 hinaus und die anvisierten Ziele der Ener-
giestrategie sind nicht mit bindenden regulatorischen 
Maßnahmen unterfüttert (hohe Übereinstimmung, star-
ke Beweislage). Auch die Ausbauziele für erneuerbare 
Energieträger werden nicht am 2 °C Ziel gemessen und 
werden zudem wahrscheinlich deutlich vor 2020 erreicht 
(mittlere Übereinstimmung, mittlere Beweislage), wäh-
rend es unwahrscheinlich ist, dass im Industriesektor eine 
tatsächliche Trendwende der Emissionen erreicht wird 
(siehe auch Band 3, Kapitel 5) (mittlere Übereinstim-
mung, mittlere Beweislage). Die erwarteten Einsparun-
gen von THG-Emissionen beim Ersatz fossiler Treibstoffe 
durch Biokraftstoffe werden durch Lebenszyklusstudien 
in Frage gestellt (siehe auch Band 3, Kapitel 2 und 3). 
Insgesamt ist es daher unwahrscheinlich, dass diese Maß-
nahmen ausreichen, um einen ausreichenden Beitrag zur 
Einhaltung des 2 °C Ziels zu leisten (hohe Übereinstim-
mung, starke Beweislage). Für eine sozio-ökologische 
Transformation, welche Wirtschaft und Gesellschaft auf 
einen nachhaltigen Entwicklungspfad umlenken würde, 
wären grundlegendere Veränderungen der vorherrschen-




Der Weltklimarat der Vereinten Nationen legte kürzlich den 
fünften Sachstandsbericht vor. Wenn der Klimawandel bei 
2 °C stabilisiert werden soll, müssen die Emissionen so rasch 
wie möglich ihr Maximum erreichen und dann bis 2050 
um ein bis zwei Drittel sinken (IPCC, 2014a). Eine weitere 
Verzögerung weltweiter Schutzmaßnahmen gefährde zuneh-
mend das Ziel, die Zunahme der Erderwärmung auf maxi-
mal 2 °C zu begrenzen. Außerdem reduziere eine Verzögerung 
die Handlungsmöglichkeiten und steigere die Kosten für den 
Klimaschutz erheblich (IPCC, 2014b). Das erfordert mehr als 
inkrementell verbesserte Produktionstechnologien, grünere 
Konsumgüter und eine Politik, die marginale Effizienzsteige-
rungen anstößt. Es braucht eine Transformation der Interakti-
on zwischen Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt. Die Ände-
rungen müssen außerdem rasch umgesetzt werden, ansonsten 
steigt die Gefahr von irreversiblen Schäden.
Wie die vorhergehenden Kapitel im Detail zeigten, sind 
weltweit (z. B. Korallenriffe, Permafrostböden der Arktis) und 
auch in Österreich (z. B. Gletscher) bereits großflächige Verän-
derungen fragiler Ökosysteme zu beobachten (siehe auch Band 
1, Kapitel 3 und Band 2, Kapitel 2). Sollte es nicht gelingen, 
die Energie- und Landnutzungssysteme rasch so zu transfor-
mieren, dass sie wesentlich weniger THG-Emissionen verursa-
chen, droht eine Erhöhung der globalen Durchschnittstempe-
ratur um 3–5 °C. Damit wäre ein Zusammenbruch zahlreicher 
natürlicher und gesellschaftlicher Systeme verbunden, die 
dem Anpassungsdruck an den Klimawandel nicht standhalten 
könnten und deren funktioneller Ausfall komplexe, nicht 
absehbare Folgen hätte.
Der bis zum Ende des 21. Jahrhunderts und darüber hin-
aus realisierte Temperaturanstieg hängt maßgeblich von den 
bis dahin kumulierten CO2-Emissionen ab. Entscheidende 
Wirkungen des Klimawandels bleiben für viele Jahrhunderte 
nach dem Aussetzen der CO2-Emissionen bestehen. Abbil-
dung 6.1 illustriert diesen Zusammenhang anhand von Ergeb-
nissen zahlreicher Modelle, für jeden der vier „Repräsentativen 
Konzentrationspfade“ (RCP; Moss et al., 2010; van Vuuren 
et al., 2011) bis 2100; jeder RCP ist als farbige Linie und mit 
Punkten für die Durchschnitte pro Jahrzehnt dargestellt. Em-
pirisch belegte Ergebnisse über die historische Periode (1860 
bis 2010) werden fettgedruckt in schwarz angezeigt. Die dün-
ne schwarze Linie zeigt Modellergebnisse mit einer jährlichen 
CO2 Steigerung von 1 %. Der rosafarbene Bereich zeigt die 
Spannweite der Ergebnisse des gesamten Szenario-Ensembles 
für die vier RCPs1. Diese sind jeweils nach ihrem im Jahr 2100 
erreichten Strahlungsantrieb (zwischen 2,6 und 8,5 W / m²) 
benannt (siehe auch Band 1, Kapitel 1 und Band 3, Kapitel 1).
In Bezug auf realistische und kostenoptimale Transfor-
mationspfade zu einer klimaverträglichen Gesellschaft ist es 
wichtig ein möglichst frühzeitiges Gipfeln der globalen THG-
Emissionen zu erreichen: Jede Verzögerung des Scheitelpunkts 
in die Zukunft reduziert die Wahrscheinlichkeit innerhalb 
1 Die RCP-Szenarien definieren einen Konzentrationsverlauf bis 
2100, mit Erweiterungen bis 2300. Um diesen Verlauf einzuhalten, 
gibt es verschiedene Pfade durch unterschiedliche Klimaschutzmaß-
nahmen (z. B. Steigerung der Energieeffizienz, Reduktion der fossilen 
Energieerzeugung, Verlangsamung der Entwaldung). Diese können 
zu unterschiedlichen Anteilen zur Einhaltung der RCP-Pfade beitra-
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Abbildung 6.1 Die Wirkung kumulativer anthropogener CO2-Emissionen und der Temperaturanstieg, historisch von 1870 bis 2010, sowie 
zukünftig in den vier neuen „Repräsentativen Konzentrationspfaden“ (RCP), welche für den IPCC AR5 (Fünften Sachstand Bericht) entwickelt 
wurden. Die durchschnittliche globale Oberflächentemperatur steigt als Funktion vom kumulativen gesamten CO2-Emissionen. Multimo-
dellergebnisse von einer Hierarchie von Kohlenstoffkreislaufmodellen für jeden RCP bis 2100 werden in farbigen Linien und dekadischen 
Durchschnitten (Punkte) gezeigt. Um die Klarheit zu erhöhen sind manche dekadischen Mittelwerte extra ausgewiesen (z. B. 2050 steht für die 
Dekade 2040 bis 2049). Modellergebnisse für die historische Periode (1860 bis 2010) sind in schwarz dargestellt. Die farbige Fahnendarstel-
lung zeigt die Streuung der Multimodellergebnisse über die vier RCP-Szenarien und wird mit abnehmender Anzahl von verfügbaren Modellen 
in RCP8.5 immer geringer. RCP8.5 umreißt eine Entwicklung mit weiter steigenden Emissionen, bei der mit einer Erwärmung um rund vier 
Grad Celsius bis 2100 zu rechnen ist. Für die drei weiteren Konzentrationspfade werden unterschiedlich strenge Klimaschutzmaßnahmen 
angenommen, die umfassendsten im RCP2.6 (nur bei diesem Konzentrationspfad ist die Wahrscheinlichkeit höher als 50 %, dass sich die Erde 
um weniger als zwei Grad Celsius gegenüber vorindustriellen Werten erwärmt). Quelle: IPCC AR5 WG1 SPM (2013 )
Figure 6.1 The impact of cumulative total anthropogenic CO2 emissions increase for the historic 1870-2010 period and future for the four 
new „Representative Concentration Pathways“ (RCP) developed for the IPCC AR5 (Fifth Assessment Report). Global mean surface temperature 
increases as a function of cumulative total global CO2 emissions. Multimodel results from a hierarchy of climate-carbon cycle models for 
each RCP until 2100 are shown with coloured lines and decadal means (dots). For clarity, some decadal means are depicted separately (e.g., 
2050 indicating the decade 2040 2049). Model results for the historical period (1860 to 2010) are indicated in black. The coloured plume 
illustrates the multi-model spread over the four RCPs and fades with the decreasing number of available model runs for the RCP8.5. RCP8.5 
portrays future development with continuous emissions increase leading to a global mean temperature warming of about four degrees Celsius 
by 2100. The other three concentrations pathways assume different climate change mitigation measures, the most stringent are assumed in 
RCP2.6 (only in the case of this concentrations pathway is the probability higher than 50 % that the temperature increase would be lower than 
two degrees Celsius compared with the preindustrial levels).  Source: IPCC AR5 WG1 SPM (2013).
des 2 °C-Emissionskorridors zu bleiben und vervielfacht die 
Rate der später jährlich erforderlichen Emissionsreduktionen 
(GEA, 2012; vgl. auch Band 3, Kapitel 1). Reduktionskos-
ten müssen zwar in Bezug zu zukünftigen Einkommen gesetzt 
werden, doch steigen mit einer Verzögerung die Risiken un-
erwünschter biophysischer Wirkungen. In den meisten 2 °C-
kompatiblen Klimastabilisierungsszenarien wird daher der 
Scheitelpunkt noch vor 2020 erreicht (siehe auch Band 3, Ka-
pitel 1). Daraus leitet sich die Dringlichkeit des Handelns ab.
Dieses Kapitel präsentiert einen ersten und zwangsläufig 
noch lückenhaften Überblick über Transformationsforschung 
mit Bezug zum Klimawandel auf der österreichischen Skalen-
ebene. Es behandelt zuerst die Kontextualisierung von Kli-
mawandel im Rahmen weiterer sozio-ökonomischer Krisen 
(Abschnitt 6.2.1) und argumentiert die Notwendigkeit der 
sozio-ökologischen Transformation (Abschnitt 6.2.2). Ab-
schnitt 6.2.3 beschäftigt sich mit dem in der Politik wichtigen 
Konzept „Green Growth“, gefolgt von einer Diskussion über 
die Messung sozio-ökonomischer Leistung und des Wohlerge-
hens (Abschnitt 6.2.4). Abschnitt 6.3 beschäftigt sich haupt-
sächlich mit den Problemlagen und AkteurInnen, während 
sich Abschnitt 6.4 mit Handlungsempfehlungen zur Über-
setzung globaler Transformationspfade in nationale und lo-
kale Strategien zur Klimawandelvermeidung und -Anpassung 
beschäftigt. Das Kapitel schließt mit Schlussfolgerungen und 
einer kurzen Diskussion des Forschungsbedarfs.
IPCC (2013) Summary for Policymakers. In: Climate 
Change 2013: The Physical Science Basis. Working 
Group I Contribution to the Fifth Assessment Report 
of the Intergovernmental Panel on Climate Change, 
Figure SPM.10. [Stocker,T.F., D.Qin, G.-K. Plattner, 
M.Tignor, S.K.Allen, J.Boschung, A.Nauels, Y.Xia, V.Bex 
and P.M. Midgley (eds.)]. Cambridge University Press, 
Cambridge, UK and New York, USA.










6.2.1 Der Zusammenfall mehrerer Krisen
Trotz des inzwischen deutlich besseren Verständnisses des Kli-
mawandels, der damit verbundenen Umweltprobleme und 
gesellschaftlichen Risiken, erwiesen sich darauf bezogene Po-
litikmaßnahmen bisher als unzureichend um die gefährlichen 
Trends umzukehren. Die überwiegende Wirkungsrichtung der 
bisher vorgeschlagenen Maßnahmen war „top-down“ struk-
turiert und auf Nationalstaaten bezogen, sowie teilweise in 
internationalen Verträgen verbrieft. Eine wesentliche Ursache 
für die Ineffektivität gegenwärtiger Klimapolitik liegt darin be-
gründet, dass sie es vermeidet anzuerkennen, welch große Zahl 
an AkteurInnen an der Klimaverantwortung teilhaben und 
dass ein interaktiv organisierter (bottom-up und top-down) 
sowie rückgekoppelter Politikprozess zu deren effektiver Regu-
lierung notwendig wäre (Sabatier, 1986; Falkner et al., 2010; 
Leach et al., 2012; Brand und Görg, 2013; Falkner, 2013). 
Die wiederholte Enttäuschung von Erwartungen bezüglich in-
ternationaler Klimaverhandlungen ist eine weitere Ursache für 
die Klimapolitikverdrossenheit (Goldin, 2013). Ein dritter be-
deutender Faktor für das Politikversagen ist in der tatsächlich 
komplexen Verbindung von Sozial- und Umweltproblematik 
begründet (Littig und Griessler, 2005).
Um gangbare Pfade in Richtung Nachhaltigkeit entwerfen 
zu können, ist es erforderlich ein Verständnis für die Zusam-
menhänge zwischen Umweltzerstörung, Armut und sozialer 
Ungleichheit zu entwickeln (Scoones et al., 2007; Brand und 
Wissen, 2011). Ein umfassender Lösungsansatz muss Wech-
selwirkungen komplexer dynamischer Systeme auf verschie-
denen Skalenebenen berücksichtigen. Beispiele für solche 
Interaktionen sind das Zusammenwirken von Klimawandel, 
Mobilitätsverhalten und Landnutzungsänderungen, weiters 
Bevölkerungsentwicklung, Gesundheitszustand der Bevöl-
kerung und Umweltschädigung, letztlich der technologische 
Wandel und globale Marktintegration sowie die Tatsache, dass 
einige Teile der Welt sich rasch verändern, während andere in 
Stagnation und Armut verharren. Außerdem wird zunehmend 
erkannt, dass Nachhaltigkeitsprobleme in den Lebensstilen 
und der damit verbundenen derzeitigen Organisationsform 
von Produktion und Konsum, begründet sind. In struktu-
reller Hinsicht stehen die Krise des Klimawandels und der 
übermäßige Ressourcenverbrauch in engem Zusammenhang 
mit der derzeit vorherrschenden wirtschaftlichen Ordnung. 
Die Hauptorientierung liegt dabei auf internationaler Wett-
bewerbsfähigkeit. Aus dieser Perspektive sind die ressourcen-
intensiven Lebensweisen und Produktionsverhältnisse, sowie 
das Herrschen von wenigen über viele und die zunehmende 
wirtschaftliche Ungleichheit allesamt Bestandteil und Grund-
ursache der Klimakrise (Brand, 2009).
Weil die gegenwärtig vorherrschenden Strukturen und Prak-
tiken für die Nachhaltigkeitskrise ursächlich sind, müssen diese 
zur Überwindung der Krise verändert werden. Jene derart um-
fassenden sozioökonomischen Veränderungsprozesse, die auf 
Nachhaltigkeit abzielen, werden als sozio-ökologische Trans-
formation bezeichnet (Scheffer et al., 2002; Voß et al., 2006).2
6.2.2 Sozio-ökologische Transformation
Transformationen sind Prozesse, die physische oder qualita-
tive Änderungen in Systemen hervorrufen und deren Form, 
Struktur oder Bedeutung verändern. Es handelt sich dabei um 
„Änderungen der Grundeigenschaften von Systemen (inklusi-
ve des Wertesystems, der regulativen, legislativen oder büro-
kratischen Regime, der finanziellen Institutionen sowie tech-
nologischer oder biologischer Systeme)“ (IPCC, 2012).
Sozio-ökologische Transformationen sind ausgesprochen 
pfadabhängig. Historische Entwicklungen beeinflussen, er-
möglichen oder begrenzen maßgeblich die zukünftig mögliche 
Ausprägung gesellschaftlicher Strukturen. Darüber hinaus sind 
sozio-ökologische Systeme durch interne Komplexität und 
Ungewissheit charakterisiert. Bezüglich sozio-ökologischer 
Transformationen sind wir mit erheblichen Grenzen der Lenk-
barkeit, etwa durch Politikentscheidungen oder administrati-
ve Steuerungseingriffe konfrontiert (Voß und Kemp, 2005). 
Brand und Wissen (2011) argumentieren, dass die aktuellen 
Strukturen und Regulationsmechanismen im Wesentlichen 
neoliberal geprägt sind und zu klimatisch unerwünschten 
Resultaten führen. An deren Stelle sollten Strukturen, Regu-
lationsmechanismen und Praktiken treten, die gleichsam der 
Gesellschaft und den biophysischen Systemen nützen.
Folke et al. (2010) unterscheiden zwischen eigendynami-
schen und forcierten Transformationen, je nachdem in wel-
chem Ausmaß das System von sich aus veränderbar ist. Die 
Transformierbarkeit beschreibt die spezifische Fähigkeit wan-
delbar zu sein, auf Impulse zu reagieren und sich umzufor-
men oder in einen fundamental anderen Zustand zu wechseln, 
2 Siehe auch: „Review, Scoping & Innovation: The State of the Art 
of Transformation Research, Key Researchers, and Research Gaps and 
Opportunities“ (Austrian contribution to the JPI CLIMATE – FTA 
on „Scoping and Reviewing SSH contributions to Climate Change 




sollten ökologische, ökonomische oder soziale Umstände dies 
erfordern. Forcierte Transformationen sind extern induziert 
(z. B. durch Versorgungsengpässe oder andere Krisensituati-
onen); sie werden nicht aktiv und freiwillig durch ihre Ak-
teurInnen angestrebt. Die Möglichkeiten, die Richtung von 
sozio-ökologischen Transformationen zu beeinflussen, sind 
vielfältig. Solche Impulse können von vielen AkteurInnen 
ausgehen und erfolgen im Rahmen gesellschaftlicher Diskurse 
und Verhandlungen. Der Koordination zwischen „PionierIn-
nen“ und heterogenen AgentInnen des Wandels kommt daher 
eine Schlüsselrolle zu (Voß und Kemp, 2005). Der Wissen-
schaftliche Beirat der deutschen Bundesregierung zu globalen 
Umweltveränderungen WBGU (2011) schlägt dementspre-
chend die Ausarbeitung eines neuen Gesellschaftsvertrags als 
Basis für die bevorstehende große Transformation vor.
Da die gegenwärtigen ökologischen, ökonomischen oder 
sozialen Umstände das bestehende System unhaltbar machen, 
werden für sozio-ökologische Transformationen neue Pfade 
eröffnet und Praktiken entwickelt (Gunderson und Holling, 
2002; Walker et al., 2004; Folke et al., 2010). Darunter fallen 
etwa transformative Ansätze der Klimawandelvermeidung und 
-anpassung, die über marginale und inkrementelle Schritte hi-
nausgehen. Solche Maßnahmen können Änderungen in Form 
und Struktur erfordern und grundsätzlich neue Handlungs-
strategien propagieren. 
Empirische Analysen gehen zunehmend von einem Trans-
formationsbedarf aus (Krausmann et al. 2008; Steinberger et 
al., 2010). Insbesondere wichtig sind in diesem Zusammen-
hang Untersuchungen, die sich mit dem gesellschaftlichen 
Metabolismus (Ayres, 1977) von landbasierten Ressourcen 
(Krausmann, 2006; Erb et al., 2008), dem Energiesystem (van 
Vuuren et al., 2012), sowie der Integrität von Ökosystemen 
und dem Erhalt von Biodiversität befassen (Chapin et al., 
2009; Chapin et al., 2010).
In einigen Politikbereichen wird die Diskussion über sozio-
ökologische Transformation auf Konzepte wie „nachhaltiges 
Wachstum“, „qualitatives Wachstum“ oder die aktuelle Va-
riante „Green Growth“ reduziert. Dabei handelt es sich um 
das Ansinnen die Produktionsweise vor allem durch neuere 
Technologie umweltfreundlicher zu machen, die Produktions- 
und Konsumlogik jedoch unverändert zu lassen. Die „Green 
Growth“ Agenda wird von Brand (2012) kritisiert, weil sie 
politische, ökonomische, biophysische und kulturelle Rah-
menbedingungen ignoriert. Der kürzlich veröffentlichte Eu-
ropean Report on Development (2013) erkennt zwar „Green 
Growth“ als Politikoption an, fordert aber gleichzeitig eine 
wesentlich breitere Palette von Zielvorstellungen und struk-
turellen Änderungen, die eine inklusive und nachhaltige Ent-
wicklung gleichsam auf der lokalen, nationalen, und globalen 
Ebene ermöglichen.
Da „Green Growth“ als dominante umweltpolitische Aus-
richtung eine große Gefolgschaft hat und die grundlegende 
Frage, ob Wirtschaftswachstum Ursache oder auch Lösung 
von Umweltproblemen sein kann, in diesem Zusammenhang 
besonders relevant ist, soll das Konzept im folgenden Kapitel 
detaillierter präsentiert werden.
Green Growth 
Grüne Politik kann so gestaltet werden, dass auch das soziale 
Wohl gefördert wird. Dazu sind neben der absoluten Redukti-
on biophysischer Schädigung, soziale Ziele wie soziale Inklusi-
vität und Gerechtigkeit zu berücksichtigen.
„Green Growth“ wurde als Maßnahmenbündel rund 
um Rio +20 für einen großflächigen Einsatz propagiert. Da 
„Green Growth“ in der Politikarena derzeit viel Aufmerksam-
keit bekommt, seien im Folgenden die Argumente von Befür-
worterInnen und KritikerInnen gegenübergestellt.
Die BefürworterInnen argumentieren, dass Wirtschafts-
wachstum weiterhin als Kern der Wirtschaftspolitik auf-
rechtzuerhalten sei. Außerdem könnten Kosten sogar gesenkt 
werden, wenn Regulierungen dementsprechend formuliert 
werden und marktbasierende Politikinstrumente darauf aus-
gerichtet werden die Umwelt zu schützen (UN DESA und 
UNDP, 2012). „Green Growth“ wird als Transformationspfad 
zu nachhaltiger Entwicklung gesehen. Es geht weiterhin um 
Wachstumsförderung, ergänzt um Inklusivität (z. B. UNU- 
IHDP und UNEP, 2012) und Reduktion von Umweltauswir-
kungen. Allerdings bedingt dies eine Auseinandersetzung mit 
politischen Einschränkungen, einer Überwindung verfestigter 
Verhaltensmuster wie sozialer Normen und die Entwicklung 
innovativer Finanzierungsinstrumente, um Anreize zu setzen 
und Innovationen zu fördern. Dies ist vor allem vor dem Hin-
tergrund von Markt-, Politik- und institutionellem Versagen, 
die zum übermäßigen Gebrauch unserer natürlichen Ressour-
cen führen, wichtig (World Bank, 2012).
Koreas nationale Strategie für „Green Growth“ (2009 bis 
2050) und der 5-Jahres Plan (2009 bis 2013) werden gene-
rell als beste Beispiele für Maßnahmen im Sinne von „Green 
Growth“ angesehen. Sie bieten einen umfassenden politischen 
Rahmen für „Green Growth“ mit kurz- und langfristigen Ziel-
setzungen. Während es oft Schwierigkeiten gibt, den Erfolg von 
grünem Wachstum sowohl ex ante zu schätzen als auch ex post 
zu bewerten, ist Korea eines der Länder, die bereits die OECD 
„Green Growth“ Indikatoren anwenden (OECD, 2013). Die 
Strategie soll folgende Zielsetzungen langfristig verfolgen:
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1. Förderung neuer umweltfreundlicher Wachstumsmotoren
2. Verbesserung der Lebensqualität der Menschen
3. Beitrag zu den internationalen Anstrengungen zur Be-
kämpfung des Klimawandels
Um ihre Realisierung zu erleichtern, wurde eine Präsidenten-
kommission zu „Green Growth“ im Jahr 2009 gegründet und 
ein „Low Carbon Green Growth“-Gesetz 2010 beschlossen. 
Der 5-Jahres Plan skizziert Maßnahmen sowie spezifische 
Budgets der Regierung für die Umsetzung der Strategie sowie 
detaillierte Aufgaben für Ministerien und lokale Regierungs-
einheiten. Nach dem Plan wird die Regierung für Program-
me und Projekte grünen Wachstums etwa 2 % des jährlichen 
BIPs ausgeben (OECD, 2011a). „Green Growth“ ist somit ein 
wichtiger Teil der neuen Koreanischen Entwicklung.
Während „Green Growth“ nicht eindeutig definiert ist, 
kann es als Versuch gesehen werden wachstumsorientierte Po-
litik mit Umweltzielen zu konsolidieren. Generell wird Wirt-
schaftswachstum weiterhin als bedeutendes Ziel für Länder 
gesehen, in denen große Teile der Bevölkerung arm sind. Für 
reiche Länder wird es zunehmend differenzierter diskutiert. 
Vor diesem Hintergrund wird die globale Annahme Wirt-
schaftswachstum sei zu fördern, kritisiert.
KritikerInnen bemängeln, dass die dem Begriff innewoh-
nende Widersprüchlichkeit tendenziell zu inkonsistenten und 
paradoxen Ergebnissen führt. Als politische Strategie wird 
„Green Growth“ oft als zu wenig ambitioniert beurteilt, ins-
besondere wenn Maßnahmen, die aus Umweltperspektive 
problematisch sind als positiv eingestuft werden. Laut Kriti-
kerInnen vernachlässigt „Green Growth“ wichtige Nachhal-
tigkeitsaspekte der Gesellschaft. Sie sehen „Green Growth“ 
bloß als neuen Begriff für das übliche Wirtschaftswachstum. 
Dadurch können erforderliche gesellschaftliche Diskurse und 
Konflikte vermieden oder hinausgezögert werden und eine 
strukturelle Neuorientierung der Wirtschaft unter Klima-
schutzprämissen wird vertagt. Hier zeigen sich Parallelen zum 
Begriff „Sustainable Development“, der zwar erfolgreich ist, 
indem er unterschiedlichste Parteien an einen Tisch vereinigt, 
der aber inhaltlich so weit gespannt ist, dass eine konstruk-
tive Verständigung der versammelten GesprächspartnerInnen 
ausbleibt. Außerdem wird kritisiert, dass in allen anderen Län-
dern außer dem Paradebeispiel Korea „Green Growth“ durch 
nur wenige konkrete Umweltinvestitionen oder –maßnahmen 
umgesetzt wurde und der Fokus auf der diskursiven Ebene 
blieb.
Auch die Umsetzung des Ziels der sozialen Inklusivität wird 
kritisiert. So wird argumentiert, dass „Green Growth“ vor al-
lem auf das Industrie- und Finanzkapital und die Zentralregie-
rung ausgerichtet sei und somit in Widerspruch zum Ziel der 
nachhaltigen Entwicklung stehe, die auf die Beteiligung und 
Einbeziehung der lokalen Regierungen, lokaler Unternehmen 
sowie BürgerInnen abziele (Moon et al., 2010).
Der Begriff „Green Growth“ ist relativ jung, unter anderem 
weil in früheren Phasen der Industrialisierung, bis in die 60er 
Jahre, die Umweltwirkungen von Industrieprozessen als räum-
lich begrenzt und von marginaler Bedeutung wahrgenommen 
wurden. Mit dem Auftreten von großräumigen Umweltpro-
blemen (wie etwa überregionaler Luftverschmutzung oder 
des Ozonlochs) entwickelte sich ein Umweltbewusstsein, das 
zunächst jedoch auf die Umsetzung von „end of pipe“ Tech-
nologien (z. B. höhere Schornsteine, längere Abwasserrohre, 
Filtertechnologien) fokussierte.
Der augenscheinliche Erfolg einige der dringenden Um-
weltprobleme in den Griff zu bekommen (z. B. globale Subs-
titution halogenierter Kohlenwasserstoffe durch ozonfreundli-
chere Substanzen, regionale Bekämpfung von kohlebasiertem 
Smog oder fäkaler Kontaminierung von Wasser) resultierte 
wiederum in der Zuversicht Umweltprobleme effektiv adres-
sieren und regulieren zu können. Entsprechend wurde Wirt-
schaftswachstum eher als Lösungsstrategie, denn als Ursache 
von Umweltproblemen wahrgenommen. Die Umwelt-Kuz-
nets-Hypothese (vgl. Kuznets, 1955; Grossman und Krue-
ger, 1995; Stern et al., 1996; Torras und Boyce, 1998; Stagl, 
1999; Stern und Common, 2001; Stern, 2004) verdeutlicht 
diese Sichtweise: im Prozess zunehmender Wirtschaftsaktivi-
tät leiden Länder in manchen Bereichen zwar zunächst un-
ter zunehmender Umweltschädigung, sind aber bei höherem 
Einkommensniveau fähig, die negative Umweltwirkung zu 
reduzieren. Diese, in der Entwicklungspolitik auch unter dem 
Slogan „grow now, clean up later“ diskutierte, Perspektive ist 
seit den 1980er Jahren vielfach Ausgangspunkt politischer 
Argumentation und stellt so ein strukturelles Grundelement 
des „Green Growth“ Paradigmas dar (vgl. Weizsäcker et al., 
2009).
Während die Umwelt-Kuznets-Hypothese empirisch tat-
sächlich für einige räumlich begrenzt wirksame Umwelt-
probleme, für die kostengünstige technische Lösungen zur 
Verfügung stehen, bestätigt wurde, ist dies für globale Um-
weltprobleme wie z. B. den Klimawandel wie auch Abfall 
und diverse Emissionen des Verkehrs sehr viel weniger der 
Fall (Mills und Waite, 2009). Auch für Luftverschmutzung 
in Städten sind beschränkt Belege für die Stimmigkeit der 
Umwelt-Kuzents-Kurve zu finden (McGranahan et al., 2001).
Rockström et al. (2009) zeigen, dass eine Reihe von „pla-
netary boundaries“ existieren, also rahmenbestimmender 




schreitung jeweils ernsthafte Folgen für die weitere Stabilität 
der Biosphäre hat. Einige dieser biophysischen Schwellen sind 
bereits überschritten, wobei der anthropogene Klimawandel 
ein Schlüsselproblem darstellt. Diese Analyse legt auch nahe, 
dass das Einhalten von biophysischen Schwellenwerten nicht 
mit den gegenwärtig vorherrschenden Wirtschaftsstrategien 
vereinbar ist, die weiterhin im Wesentlichen darauf basieren, 
den Energieverbrauch und weiteren Ressourcendurchsatz der 
Gesellschaft zu erhöhen.
Moderne Volkswirtschaften und orthodoxe ökonomische 
Forschung sind strukturell eng mit dem Paradigma des un-
begrenzten wirtschaftlichen Wachstums verbunden (Mishan 
und Mishan, 1967; Daly, 1977; Jackson, 2009; Seidl und 
Zahrnt, 2010; Coyle, 2011). Nationale und internationale 
Klimaschutzpolitik konzentriert sich auf wachstumsabhän-
gige Politikmaßnahmen und eine wachsende Zahl von Stu-
dien hinterfragen kritisch die Auswirkungen von stringenten 
Klimaschutzzielen auf die Entwicklungspfade von Volkswirt-
schaften, sowie die dabei zu erwartenden Rückkopplungen 
(vgl. Victor, 2008; Jackson, 2009; Jackson und Victor, 2011; 
Victor, 2012; Rezai et al., 2013).
Die unkritische Übernahme des Begriffs „Green Growth“ 
in weitere Politikfelder eröffnet Fragen bezüglich der wissen-
schaftlichen Grundlagen des Konzepts. Scrieciu et al. (2013) 
untersuchten die Herkunft des Diskurses zu „Green Growth“. 
Sie beziehen sich auf die folgenden zwei Definitionen um 
„Green Growth“ zu kategorisieren: „Die OECD definiert 
Green Growth als ‚Wachstum‘ das es natürlichen Lebens-
grundlagen erlaubt, ‚weiterhin die Ressourcen und Umwelt-
dienstleistungen bereitzustellen, auf denen unser Wohlergehen 
beruht‘, […]. Die UNEP definiert es als ‚[e]in Wirtschaften 
das langfristig zu verbesserten Lebensumständen und der 
Überwindung von Ungleichheit führt, aber dabei zukünftige 
Generationen nicht wesentlichen Umweltrisiken oder öko-
logischen Engpässen aussetzt‘“ (Scrieciu et al., 2013). Beide 
Definitionen schreiben der öffentlichen Politikgestaltung eine 
zentrale Rolle zu, den Märkten bezüglich der oben beschrie-
benen Nachhaltigkeitsgrenzen Schranken zu setzen. Scrieciu 
et al. (2013) argumentieren, dass zwar die zentrale Bedeutung 
öffentlicher Politikmaßnahmen weitgehend anerkannt ist und 
schon bisher in zahlreichen Diskussionen weitreichendere ge-
sellschaftliche Transformationen als nötig erachtet wurden, 
um dem Ziel der Nachhaltigkeit näherzukommen, dass aller-
dings diese Fortschritte in Modellierungsansätzen erst in den 
letzten Jahren nachvollzogen wurden (z. B. WBGU, 2011; 
GEA, 2012). Edenhofer et al. (2006) fanden, dass Unterschie-
de in den Kostenabschätzungen für klimapolitische Maßnah-
men besser durch die Zugehörigkeit eines Modells zu einer 
Modellierungsgruppe erklärt werden können, als durch die 
modellspezifischen Annahmen.
Die meisten herkömmlichen Modelle zu den volkswirt-
schaftlichen Kosten des Klimaschutzes basieren auf inter-
temporaler Optimierung und allgemeinen Gleichgewichts-
modellen, in denen auf Grund von Preissignalen ein neuer 
Gleichgewichtszustand erreicht wird. In derartigen Modellen 
wird Klimapolitik als Kostenstruktur (Summe von direkten 
Kosten, die Ressourcen von Konsum und konventionellen In-
vestitionspfaden, sowie von indirekten Kosten, die etwa Mit-
nahmeeffekte ineffizienter Politikmaßnahmen beschreiben) 
abgebildet. Sofern solche Modelle die Nutzen der Klimapoli-
tik nicht ebenso abbilden, weisen sie in der Regel die „Green 
Growth Hypothese“ zurück. Ein Teil der Modelle, die in Scrie-
ciu et al. (2013) vorgestellt werden, gehen allerdings über das 
Paradigma der automatischen Rückkehr zu Gleichgewichten 
in allen Märkten hinaus und bringen Argumente für aktive 
Politikmaßnahmen, die gleichzeitig in höherem Gesamtout-
put und besseren Umweltzuständen resultieren (Edenhofer et 











at a lower rate 
Absolute decoupling
GDP increase and 
environmental
pressures decrease
Abbildung 6.2 Das Konzept der relativen und absoluten Entkopp-
lung von Wirtschaftswachstum und Umweltwirkung. Quelle: EEA 
(2012a) 
Figure 6.2 The concept of relative and total decoupling of econo-
mic growth and environmental impact. Source: EEA (2012a)
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Wo steht Österreich in diesem Zusammenhang?
Ein zentrales Element in der „Green Growth“ Debatte ist die 
Annahme, dass erhöhte Energie- und Materialeffizienz dazu 
beitragen werden, die an sich widersprüchlichen Ziele von 
Wirtschaftswachstum und Nachhaltigkeit zu vereinen, also 
über eine relative Entkopplung von Umweltwirkung und 
Wirtschaftswachstum hin zu einer absoluten Entkopplung zu 
kommen (siehe Abbildung 6.2).
Empirische Betrachtungen der jüngeren Vergangenheit 
lassen allerdings an einem Automatismus dieser Entwicklung 
zweifeln, wobei das Beispiel der österreichischen Wirtschaft in 
diesem Zusammenhang aussagekräftig ist. Die weiter unten 
folgende Abbildung 6.3 bildet für Österreich die Entwick-
lung der Kohlenstoffintensität (welche eng verbunden mit der 
Energieintensität ist) ab, sowie die allgemeine Wirtschaftsleis-
tung, ausgedrückt als Bruttoinlandsprodukt (BIP) für die Jahre 
1990 bis 2011, basierend auf früheren Berechnungen (Mech-
ler et al., 2010). Ein Wachstum des absoluten BIP wird in 
Abbildung 6.3 durch Bewegungen der Trajektorie nach oben 
abgebildet, während eine Zunahme der Kohlenstoffintensität 
des BIP die Trajektorie nach links lenkt. Das Produkt beider 
Zahlen repräsentiert die gesamte Emissionsmenge in Öster-
reich (bzw. des Vereinigten Königreichs) für das jeweilige Jahr. 
(GDP [$] * THG-Intensität [kg CO2-Äq./$] = Emissionen [kg 
CO2-Äq.]) Ausgehend von diesen Beziehungen ist es möglich, 
Kurven gleicher Emissionsmengen (Iso-Emissionskurven) bei 
unterschiedlicher Wirtschaftsentwicklung zu zeichnen, wobei 
hier zwei Beispiele dargestellt werden: (i) Die untere Linie an 
Isoquanten illustriert die Emissionsmengen die unter Berück-
sichtigung des Kyoto Protokolls zulässig wären (im Fall von 
Österreich: 68,8 Mt CO2-Äq.); (ii) die obere Linie illustriert 
Emissionsmengen des Kyoto Referenzjahrs 1990 (im Fall von 
Österreich: 78,2 Mt CO2-Äq.).
Die Kurvenentwicklung für Österreich zeigt, dass zwar 
Verbesserungen der THG-Intensität in der berücksichtigten 
Periode beobachtbar sind, diese allerdings überkompensiert 
werden durch das Wirtschaftswachstum. Entsprechend gelang 
es Österreich weder in dem in dieser Grafik abgebildeten Zeit-
raum, noch in weiteren hier nicht dargestellten Jahren, die an-
gestrebten Reduktionen von 13 % zu erreichen oder etwa die 
THG-Emissionen auch nur konstant zu halten. Tatsächlich 
nahmen zwischen 1990 und 2011 die Emissionen in Öster-
reich um 6 % zu. Österreich hat die Kyoto-Ziele zwar erreicht, 
allerdings durch Anwendung der „flexiblen Instrumente“, d. h. 
durch den Ankauf von Emissionszertifikaten aus dem Ausland 
im Ausmaß von etwa 500 Mio. € (siehe EEA, 2012b). Zahl-
reiche Länder in Europa folgten einem ähnlichen Ansatz (ins-
gesamt 10 der 15 Länder die durch das Kyoto Protokoll zu 
Reduktionen verpflichtet waren, vgl. EEA,2012b).
Das Vereinigte Königreich (unterer Graph in Abbildung 6.3) 
wird oft als Paradebeispiel zitiert, weil sie zumindest scheinbar 
erfolgreich eine Strategie des „Green Growth“ verfolgten. Al-
lerdings ist dieser Erfolg teilweise den speziellen äußeren Um-
ständen zuzuschreiben, wie der Entdeckung von Erdgas in der 
Nordsee, was einen kostengünstigen Übergang der Strompro-
duktion von ursprünglich vorwiegend Kohlekraftwerken, hin 
zu weniger emissionsintensiven Gaskraftwerken ermöglichte, 
ohne sich dabei von Gasimporten abhängig zu machen. Auch 
fand in diesem Zeitraum ein wirtschaftlicher Strukturwandel 
statt, in dem energieintensive Industriesektoren ins Ausland 
verlagert wurden, während der Banken- und Dienstleistungs-
sektor ausgebaut wurde. Abbildung 6.4 zeigt beispielsweise, 
dass die Energieintensität des UK in den vergangenen 20 Jah-
ren um jährlich mehr als 2,5 % sank, wobei Struktureffekte 
und Effizienzverbesserungen etwa im gleichen Ausmaß dazu 
beitrugen. Das Vereinigte Königreich schaffte es so Emissions-
einsparungen und die Erfüllung der Kyoto Kriterien in erster 
Linie durch Maßnahmen im Inland zu erreichen und dabei 
gleichzeitig eine Erhöhung der Wirtschaftsleistung zu erzielen.
Das Vereinigte Königreich hat allerdings auch weit voraus-
schauende und legal bindende Politikmaßnahmen initiiert. 
So wurde bereits 2008 im Rahmen des beschlossenen Klima-
schutzgesetzes (Climate Change Act) das Ziel formuliert, bis 
2050 eine Reduktion von CO2-Emissionen von 80 % im Ver-
gleich zu 1990 zu erreichen. Die Bündelung entscheidender 
Kompetenzen in einem „Department of Energy and Climate 
Change“ war dieser Politikentscheidung sicherlich zuträglich. 
Dennoch sind die bisher erreichten Emissionsreduktionen 
noch weit von den signifikanten Reduktionen (global um 33-
67  %) entfernt, die bis zur Mitte des 21 Jahrhunderts vom 
IPCC global und in höherem Ausmaß für Industrieländern 
als notwendig angesehen werden, um die globale Erwärmung 
auf weniger als 2 °C zu begrenzen (IPCC, 2007; GEA, 2012; 
IPCC, 2014b).
Weitere Details zu technischen Unterschieden zwischen 
produktions- und konsumseitigen Bilanzen werden später in 
diesem Kapitel, im Abschnitt 6.3.1 „Sektoren“ dargelegt, sie-
he zur Illustration der Konzepte auch Abbildung 6.5 sowie zu 
Politikimplikationen Steininger et al. (2014).
Die Entwicklungstrends in Österreich werfen Fragen auf, 
inwieweit ambitionierte Emissionsreduktionen mit Wirt-
schaftswachstum vereinbar sind.
Zahlreiche internationale Organisationen wie etwa die 
Weltbank, die OECD und die IEA gehen nach wie vor davon 




3 % / Jahr mit einer Halbierung der globalen Emissionen von 
CO2-Äquivalenten bis 2050 vereinbar sei. Dies würde für In-
dustrieländer erfordern, ihre Gesamtemissionen um 80–95 % 
im Vergleich zu 1990 zu reduzieren (siehe etwa IPCC, 2007). 
Um diese Zielvorgaben alleine durch Energieeffizienzmaßnah-
men zu erreichen, müsste die Energieeffizienz in Österreich 
jährlich um mehr als 3 % steigen. Bei stärkerem nationalem 
Wirtschaftswachstum im Bereich von 2 % / Jahr wären dann 
Effizienzsteigerungen von mehr als 5 % / Jahr nötig. Alternativ 
könnte allerdings ein Teil dieses Zieles auch durch die Dekar-
bonisierung der Primärenergie, etwa durch den Ausbau erneu-
erbarer Energien, erreicht werden. Insgesamt würden solche 
Annahmen von einer Verbesserung der Energieeffizienz im Be-
reich eines Faktors von 10 ausgehen, was selbst OptimistInnen 
als unrealistisch einschätzen (Hinterberger, 2009).
Insgesamt ist die Energieintensität der Österreichischen 
Wirtschaft in den vergangenen 20 Jahren um weniger als 1 % 
jährlich gesunken, wobei der Großteil dieses Rückgangs auf 
strukturelle Veränderungen zurückzuführen ist (siehe Abbil-
dung 6.4), während das BIP im selben Zeitraum um mehr als 
die doppelte Rate wuchs. Langfristig sank die CO2-Intensität 
der Primärenergie (Tonnen CO2 / Terrajoule) im Zeitraum 
1990 bis 2011 nur um etwa 0,4  % / Jahr, ebenso wenn nur 
die Periode 2000 bis 2011 berücksichtigt wird. Erst seit 2004 
ist durch den Ausbau der regenerativen Energieträger eine Be-
schleunigung der Dekarbonisierung (auf  −1,2 % / Jahr für den 
Zeitraum 2004 bis 2011) zu beobachten. Insgesamt resultierte 
die Entwicklung seit 1990 aber in einem netto Wachstum des 
Energieverbrauchs und der damit verbundenen THG-Emis-


























































Abbildung 6.3 BIP vs. Kohlenstoffintensität, Pfadverläufe 1990 bis 2011 für Österreich (oben) und das Vereinigte Königreich (unten); Quelle: 
Verändert nach Mechler et al. (2010)
Figure 6.3 Trajectories of GDP vs. carbon intensity 1990-2011 for Austria (upper panel) and the UK (lower panel); Source: modified from 
Mechler et al. (2010)
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bott, 2011). Insgesamt betrachtet beschreitet Österreich we-
der einen entschiedenen Dekarbonisierungspfad, noch einen 
„Green Growth“ Pfad. Das simple Nachahmen von Politiken 
anderer Länder, wie z. B. UK wäre auch für den Klimaschutz 
nicht ausreichend.
6.2.3 Sozio-ökonomische Leistung und Wohl-
ergehen messen
Für planerische und politische Entscheidungen und um 
sozio-ökologische Systeme in Richtung Nachhaltigkeit steu-
ern zu können, ist es wichtig geeignete Indikatorsysteme zur 
Verfügung zu haben, die gesellschaftlichen Fortschritt und 
Wohlergehen messen. Einige Faktoren, die zur Lebensqualität 
beitragen, wie etwa Wohnbauaktivität, gesunde Ernährung, 
Gesundheitsversorgung, Bildung und Sicherheit korrelieren 
positiv mit dem BIP. Andererseits korrelieren auch dem Wohl-
ergehen der Bevölkerung schadende Faktoren und Aktivitäten 
wie zunehmende Umweltschäden, soziale Auflösungsprozesse, 
mit BIP Steigerungen. Daher gibt es Bestrebungen internatio-
naler Organisationen das BIP von der Weltbank durch weitere 
Maßzahlen zu ergänzen, die jene wirtschaftlichen, sozialen und 
Umweltumstände beschreiben, von denen das Wohlergehen 
der Bevölkerung eigentlich abhängt (EC, 2009). Der Human 
Development Index (HDI = Index für menschliche Entwick-
lung) der Vereinten Nationen ist ein alternativer Wohlstand-
sindikator für Staaten. Anders als der Ländervergleich der 
Weltbank berücksichtigt er nicht nur das Bruttonationalein-
kommen pro Kopf, sondern ebenso die Lebenserwartung und 
den Bildungsgrad mit Hilfe der Anzahl an Schuljahren, die ein 
25-Jähriger absolviert hat, sowie der voraussichtlichen Dauer 
der Ausbildung eines Kindes im Einschulungsalter.
Der Happy Planet Index (HPI) wurde im Juli 2006 von 
der „New Economics Foundation“ in Zusammenarbeit mit 
„Friends of the Earth“ Großbritannien publiziert und ist ein 
Index der ein Maß für die ökologische Effizienz der Erzeugung 
von Zufriedenheit zu bilden versucht. Dazu werden Werte 
für Lebenszufriedenheit, Lebenserwartung und ökologischen 
Fußabdruck kombiniert. Im Gegensatz zu den vorherigen er-
wähnten zwei volkswirtschaftlichen Indizes bezieht der HPI 
das Kriterium der Nachhaltigkeit mit ein.
Die OECD entwickelte den Better-Life-Index und brach-
te ein Kompendium zur Messung von Wohlfahrt heraus 
(OECD, 2011). Die Stiglitz-Sen-Fitoussi Kommission fasste 
die akademische Literatur zur Messung sozio-ökonomischer 
Leistung und Fortschritts zusammen und schlug bedeutungs-
reichere Indikatoren des sozialen Fortschritts und statistische 
Informationen dazu vor (Stiglitz et al., 2009).
„Beyond GDP“ (oder später „GDP and Beyond“) heißt die 
Initiative der Europäischen Kommission. Die Enquete-Kom-
mission „Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität – Wege zu 
nachhaltigem Wirtschaften und gesellschaftlichem Fortschritt 
in der Sozialen Marktwirtschaft“ des deutschen Bundestags 
(2011 bis 2013) hinterfragte die Bedeutung von ökonomi-
schem Wachstum für Wirtschaft und Gesellschaft, analysier-
te die Möglichkeiten und Grenzen einer Entkopplung von 
Wachstum, Ressourcenverbrauch und wirtschaftlichem Fort-
schritt und entwickelte einen holistischen Indikator für Wohl-
ergehen und Fortschritt (NWI = Nationaler Wohlfahrtsindex), 
der jedoch vom BIP ausgehend berechnet wird.
Die nationalen Statistikagenturen spielen in diesem Prozess 
eine bedeutende Rolle. Das britische ONS begann 2010 ein 
Arbeitsprogramm mit dem Titel „Measuring National Well-
being“. Die Statistik Austria reorganisierte und veröffentliche 
relevante Datenreihen unter dem Titel „Wie geht’s Öster-
reich?“. In Österreich wurde eine von einer großen Anzahl von 
Stakeholdern getragenen Initiative „Wachstum im Wandel“ 
initiiert und sie wird mit Veranstaltungen gepflegt (siehe Box 
6.1).
Abbildung 6.4 Jährliche Änderung der aggregierten Energiein-
tensität in 15 IEA-Mitgliedsländern von 1990 bis 2010, zerlegt 
in die Komponenten Effizienzverbesserung und Struktureffekte. 
Quelle: International Energy Agency (2013)
Figure 6.4 Annual changes of aggregated energy intensity of 
15 IEA member countries from 1990 to 2010, contributions of 
efficiency improvements and structural effects. Source: Internati-
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6.3 Visionen und Pfade 
6.3 Visions and pathways
6.3.1 Sektoren 
Wie in Kapitel 3, Band 3 bereits im Detail dargelegt, wur-
de für Österreich eine Reihe von mittel- und langfristigen 
Szenarioanalysen durchgeführt, die sich anhand von unter-
schiedlichen Modellen und Methoden der Transformation 
in Richtung Klimaverträglichkeit widmen. Solche modell-
basierten Studien sind nützlich um die Gesamtwirkung und 
Interaktion verschiedener Klimaschutzmaßnahmen besser 
beurteilen zu können und um abschätzen zu können, welche 
nationalen Emissionsreduktionen Österreich zum Einhal-
ten des 2 °C Ziels beitragen könnte. In der Einleitung dieses 
Kapitels wurde dargelegt, dass um das globale 2 °C Ziel mit 
hoher Wahrscheinlichkeit zu erreichen, ein deutlicher Schritt 
in Richtung Dekarbonisierung der Wirtschaft bis Mitte des 
aktuellen Jahrhunderts nötig ist. Nur relativ wenige der im 
Folgenden dargestellten Szenarioanalysen erstrecken sich bis 
2050. Bisher sind sie vor allem auf das Energiesystem im en-
geren Sinne beschränkt und modellieren oft nur CO2 aus fos-
silen Energieträgern, aber nicht das volle Kyoto-Portfolio an 
THG, inklusive z. B. der landnutzungsbezogenen Emissionen. 
Insbesondere in der ökonomischen Analyse der Transformati-
on der Energiesysteme bestehen in diesen Studien allerdings 
noch erhebliche Lücken. So bleiben bisher einige wichtige 
Fragen der Kosten-Nutzen Verteilung offen. Nur indirekt 
wird beschrieben wer die „GewinnerInnen“ und „Verliere-
rInnen“ der Transformation sind, wo Besitzstände gewisser 
Interessengruppen gefährdet sind und dementsprechend mit 
Widerständen zu rechnen ist, bzw. welche Technologiezweige 
unter ernsthaften Klimaschutzbedingungen obsolet werden, 
sowie andererseits in welchen Bereichen/Regionen wesentli-
che Wachstumsbranchen liegen, bzw. welche politischen, so-
zialen und ökologischen Rahmenbedingungen zum effektiven 
und fairen Umbau des Wirtschaftssystems erforderlich sein 
werden.
Für drei dieser Studien (Steicher et al., 2010; Christian 
et al., 2011; Bliem et al., 2011; vgl. auch Band 3, Kapitel 3) 
wurden in einer vergleichenden Übersicht die grundlegenden 
Eckpunkte, Szenario-Annahmen, sowie in einer tabellarischen 
Übersicht die zentralen Ergebnisse zusammengefasst. Insge-
samt kann zu diesen Studien gesagt werden, dass sie allesamt 
bedeutende Möglichkeiten zur Reduktion des energetischen 
Endverbrauchs um etwa 50 % bis 2050 sehen (siehe Abbil-
dung 6.5).
Hohes Reduktionspotenzial wird beim Energiebedarf in 




Wachstum im Wandel ist eine Initiative des österreichischen Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft („Lebensministerium“), die 2008 als interaktiver Dialog initiiert wurde. Das Ministerium und ca. 20 
politikrelevante Partnerorganisationen bearbeiten diverse Fragen (1) wie etwa tatsächlicher Wohlstand gestaltet sei; (2) wie 
ein Wirtschafts- und Finanzsystem gestaltet sein könnte, dass die ökologischen Rahmenbedingungen berücksichtigt; (3) wie 
alternative Entwicklungspfade, die sich auf Verbesserung der Lebensqualität konzentrieren, realisiert werden könnten; (4) 
welches Wachstum wir als Gesellschaft wollen?
2010 brachte eine Konferenz zum Thema „Wachstum im Wandel“ in Wien 600 TeilnehmerInnen aus 15 Ländern zusam-
men, um Themenbereiche wie das Finanzsystem, Wachstum und Ressourcenverbrauch, soziale Gerechtigkeit und Armut, 
regionale Aspekte und Konzepte der Lebensqualität, sowie Fragen der Wohlstandsmessung zu diskutieren. Ende 2012 fand 
die zweite internationale Konferenz zu dem Thema in Wien statt (Growth in Transition, 2012).
Was Wachstum im Wandel einzigartig macht, ist die aktive Beteiligung verschiedener Ministerien an der Gestaltung. 
Die Frage, welche Art von Wachstum langfristig ökologisch und sozialverträglich ist, hat an Akzeptanz gewonnen. Ver-
treterInnen des Bundeskanzleramts bestätigten den Erfolg des Bestrebens von „Wachstum im Wandel“, Nachhaltigkeits-
fragen aus der Umweltecke herauszubringen und zu zeigen, dass Nachhaltigkeit eine Querschnittmaterie ist, das über 
Wirtschafts- und Finanzsysteme bis hin zu Sozial- und Arbeitsmarktpolitik viele Bereiche berührt (Trattnigg, 2012), 
siehe auch http://wachstumimwandel.at/
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verbrauchs ausmacht (siehe auch Band 3, Kapitel 5). Aller-
dings ist dieser Verbrauchssektor nicht in allen Studien sepa-
rat ausgewiesen, sondern wird teils nur aggregiert mit dem 
Dienstleistungssektor berichtet. Praktisch alle Szenarien gehen 
von ambitionierten Möglichkeiten zur Verbesserungen des 
thermischen Gebäudebestands aus (oft mehr als 3 % Sanie-
rungsrate p. a.), sodass dieser bis 2050 praktisch durchwegs 
Passivhausstandard aufweist. 
Die relative Bedeutung von Elektrizität als Energieform 
nimmt in allen Szenarien weiterhin zu, in den meisten Szena-
rien (siehe Tabellen 6.3, 6.4 und 6.5), wird sogar mit einem 
absoluten Wachstum der Stromnachfrage gerechnet. Ein we-
sentlicher Treiber dieser Entwicklung ist der vermehrte Einsatz 
von Wärmepumpen zum Heizen, aber auch der Verkehrssek-
tor, was einen deutlichen Strukturbruch gegenüber der histori-
schen technischen Entwicklung der Antriebstechnik bedeutet. 
Mit der Elektrifizierung des Verkehrssektors sinkt wegen der 
höheren Umwandlungseffizienz durchwegs dessen Anteil am 
Gesamtverbrauch von derzeit über 32 % der Endenergienach-
frage auf etwa 15–24 %. 
Im Industriesektor wird in den Studien davon ausge-
gangen, dass die Energieeffizienzpotenziale bereits weitge-
hend ausgenutzt sind und es wird weniger Spielraum für 
verbleibende Reduktionsmaßnahmen gesehen, wobei sich 
die Szenarien hinsichtlich zukünftiger Wachstumsaussich-
ten dieses Sektors unterscheiden. Insgesamt nimmt dessen 
Bedeutung an der Energienachfrage durchwegs zu (von ge-
genwärtig 29  % auf 38–57  % der Endenergienachfrage in 
2050.
Auch hinsichtlich des Potenzials erneuerbarer Energiequel-
len sind die meisten Studien optimistisch, auch wenn sie die 
zukünftigen Potenziale einzelner Technologien (insbesondere 
Biomasse) recht unterschiedlich bewerten. Sowohl die Strom-
erzeugung als auch die Wärmegewinnung aus erneuerbaren 
Quellen werden gegenwärtig von je einem Energieträger do-
miniert (Wasserkraft und feste Biomasse), deren Potenziale 
bereits weitgehend genutzt werden. Im Bereich Wasserkraft 
werden Ausbaumöglichkeiten vor allem bei Kleinwasserkraft-
werken gesehen (siehe Band 3, Kapitel 2 und Band 3, Kapi-
tel 3), wenngleich die negativen Auswirkungen auf Ökosys-
temdienstleistungen seit Jahrzehnten für Widerstand durch 
Umweltorganisationen sorgen. Bei der Biomassenutzung sind 
hohe Erwartungen vor allem an Biokraftstoffe der zweiten 
Generation geknüpft, bei denen nicht die Hauptfeldfrüchte 
(wie bei Raps oder Mais), sondern Erntenebenprodukte ver-
wendet werden und so potentielle Nutzungskonflikte mit 
der Nahrungsmittelproduktion und Naturschutzzielen ab-
gemildert werden. Darüber hinaus sind jedoch verschiedene 
alternative erneuerbare Energiequellen verfügbar, die durch 
rapide fortschreitende Technologieentwicklung zunehmend 
ökonomisch attraktiv werden. Erhebliche Zuwächse werden 
im Bereich Photovoltaik erwartet und auch der Windenergie 
werden rasch erschließbare und kosteneffiziente Potenziale 
zugeschrieben. Wegen des bereits hohen Anteils an Wasser-
kraft in Österreich und der Existenz zahlreicher Pumpspeicher 
ist die Herausforderung der Netzintegration fluktuierender 
Erzeuger in Österreich einfacher zu bewerkstelligen als in 
den Netzwerken der Nachbarländer, die auf große thermi-
sche Kraftwerke zur Bereitstellung von Grundlast optimiert 
sind.
Die in Abbildung 6.5 zusammengefassten Ergebnisse der 






























































































































2012 2050 2050 2050
PJ
Mobilität sonsge (Haushalte, Dienstleistung, etc.) Industrie
Abbildung 6.5 Vergleich des Energetischen Endver-
brauchs nach Sektoren 2012 und 2050 in verschiede-
nen Szenarien. Quelle: Eigene Darstellung, basiert auf 
Steicher et al. (2010); Christian et al. (2011); Bliem et 
al. (2011) 
Figure 6.5 Comparsion of final energy use across sec-
tors and different scenarios. Source: based on Steicher 




optimistisch bezüglich der „Machbarkeit“ einer Transformati-
on des Energiesystems zur Klimaverträglichkeit. Im folgenden 
Abschnitt werden darüber hinaus ergänzende relevante Unter-
schiede in den Modellierungsansätzen, Annahmen und Resul-
taten dargestellt, die zu einer differenzierten Betrachtung der 
Modellergebnisse beitragen sollten. 
So beschreibt Tabelle 6.1 vergleichend die Unterschiede in 
den Eckpunkten und Modellierungszielen der verschiedenen 
Studien.
Zum Beispiel unterscheiden sich die Modelle etwa in den 
folgenden Kriterien:
?? der möglichen Berücksichtigung von internationalem 
Transport und / oder „Kraftstoffexport im Tank“
?? den Definitionen der Sektoren (z. B. „Gebäude“ oder se-
parat „private Haushalte“ und „Dienstleistungssektor“; 
„Industrie“ oder separat „Sachgüterproduktion“ und 
„Landwirtschaft“, sowie ob und wie detailliert der Ener-
gieumwandlungssektor dargestellt wurde)
?? den zugrundeliegenden Annahmen der Ressourcenpoten-
ziale für erneuerbare Energiequellen in Österreich, (tech-
nische-, ökonomische- und nachhaltige Potenziale, sowie 
wie diese voneinander abgegrenzt wurden, und ob diese 
statisch oder dynamisch betrachtet werden)
?? den Annahmen der technologischen Entwicklung im 
Energiesektor, (z. B. Entwicklung von Elektromobilität, 
neuartigen Energiespeichern, flüssigen Kraftstoffen der 
zweiten Generation)
?? den Annahmen zu Fortschritten der Prozesstechnologie 
und Energieeffizienz in verschiedenen Wirtschaftssekto-
ren (z. B. Stahlerzeugung, Zellstoff und chemische Indus-
trie), sowie der zukünftigen Nachfrage nach deren Pro-
dukten; ebenso wie Fortschritt in der Wärmedämmung 
im Gebäudebestand, etc.
?? den Fragen der Kostenentwicklung konventioneller Ener-
gieträger (z. B. Öl, Gas), von Umwandlungstechnologien 
und insbesondere von erneuerbaren Technologien (z. B. 
Photovoltaik, Windenergie)
?? Fragen der Begrenzung auf das Energiesystem im engeren 
Sinne. Sprich ob nur auf CO2-Emissionen, oder auch CO2-
Äquivalente Emissionen aus der Landnutzung und Indus-
trieprozessen sowie der Abfallwirtschaft abgezielt wird
?? Annahmen zur Dynamik grundliegender Treiber wie Be-
völkerungs- und Wirtschaftsentwicklung, Marktintegra-
tion mit dem „Rest der Welt“
?? Fragen der Szenarien-Philosophie und „Storyline“, z. B. 
Ausmaß und Ernsthaftigkeit der Politikmaßnahmen, Ver-
haltensänderung und Wertewandel der Bevölkerung (z. B. 
Ernährungspräferenzen, Mobilitätsbedarf ), Anstreben 
von nationaler Unabhängigkeit der Energieversorgung 
oder Ausweitung von Handel und europäische Netzin-
tegration, Annahmen zu Emissionspreisen, denkbaren 
Strukturbrüchen
?? Unterschieden im zugrundeliegenden Basisjahr
?? Unterschieden in der Komplexität des simulierten Ener-
giesystems (z. B. Anzahl an berücksichtigten Prozessen, 
Energieträgern, Umwandlungstechnologien, räumlichen 
und zeitlichen Auflösung)
Tabelle 6.2 fasst darüber hinaus vergleichend Unterschiede der 
Studien in wesentlichen Grundursachen (Treibern) der Ener-
gienachfrage zusammen. So geben zum Beispiel, Streicher et 
al., (2010) keine präzise Angaben über die BIP-Entwicklung, 
auch in Christian et al. (2011) sind keine detaillierten Anga-
ben vorhanden, und in Bliem et al. (2011) wird nur in einem 
Szenario („Sharing Scenario“) angegeben, dass das Österrei-
chische BIP um 34 % bis 2050 steigt.
In den weiter unten folgenden Tabellen 6.3, 6.4 und 6.5 
werden quantitative Ergebnisse der einzelnen Studien zusam-
mengefasst und kurz kommentiert.
Die Untersuchung von Streicher et al. (2010) unter dem 
Titel „Energieautarkie für Österreich 2050“ zielt vor allem auf 
die technische Möglichkeit einer völligen Versorgung mit hei-
mischen Energiequellen bis 2050 ab. Wesentliche Eckpunkte 
dazu sind in Tabelle 6.1 zusammengefasst, Ergebnisse in Ta-
belle 6.3. Auf der Angebotsseite konzentriert sich die Studie 
auf Untersuchungen zu den technischen Potenzialen erneuer-
barer Energieträger. Auf der Nachfrageseite, beschreibt sie zwei 
alternative Szenarien: (1) Wachstum der Nachfrage an Ener-
giedienstleistungen um 40  %, und (2) konstante Nachfrage 
(allerdings in beiden Fällen unter der Annahme deutlicher 
Verbesserungen der Endnutzungseffizienz). Die Ergebnisse 
der Studie zeigen, dass bis 2050 durch Effizienzsteigerungen 
die Endenergienachfrage im Gebäudebereich im Vergleich zu 
2008 etwa um 50 %, reduziert werden könnte, jene für Mobi-
lität um etwa 70 % und im Bereich der Industrieproduktion 
um etwa 35 % bis 2050. Diese Effizienzsteigerungen erhöhen 
allerdings in vielen Bereichen die Nachfrage nach Elektrizität 
als Energieträger, insbesondere im Verkehrssektor und zum 
Betrieb von Wärmepumpen in der Gebäudetechnik. Die End-
energienachfrage Österreichs insgesamt kann laut dieser Stu-
die um 39 %, bzw. 53 %, reduziert werden, auf entweder 650 
oder 500 PJ in 2050. Die Studie berücksichtigt, dass etwa im 
Bereich Wasserkraft und Biomasse ein großer Teil der beste-
henden erneuerbaren Energiepotenziale bereits genutzt wird. 
In anderen Bereichen wird davon ausgegangen, dass techni-
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Tabelle 6.1 Eckpunkte in Studien von Streicher et al., 2010; Christian et al., 2011; Bliem et al. 2011 







Szenarien: BAU, Referenz, Aktionen: 















Ob und wie ist in Österreich vor dem 
Hintergrund des klimapolitischen Zieles 
einer Absenkung der THG-Emmissionen 
um 80–95 % (2°-Begrenzung) bis 2050 
und der zunehmenden Verknappung bei 
fossilen Energieträgern Energieautarkie 
technisch machbar?  
Annahme: Ziele implizieren 100 %ige 





Basisjahr 2008 (Endenergiebedarf: 
1 100 PJ)
Energiedienstleistungsbedarf je 





Konstantszenario (Bedarf an Energie-DL und 
gesamte BWS der Industrie 2050 am Niveau 
des Basisjahres 2008)
Mobilität (Personenverkehr: km / a, 
Güterverkehr: tkm / a)
Produktionsbe-
reich (Industrie)
Wachstumsszenario (Wachstum der Energie-
DL bzw. BWS der Industrie: bis 2050 
+0,8 % p. a.; entspricht +40 % insgesamt) 
>> Entkopplung zw. Wachstum E-DL und 
WW.
Gebäude (m2 konditionierter 
Wohn-, Büro und Gewerbenutz-
flächen)
Effizienz-Wachstum (wie Wachstumsszenario 





Sowohl aufkommens- als auch verbrauchs-













Inwieweit, wie und unter welchen 
technischen Rahmenbedingungen kann 
die Energieversorgung Österreichs 
langfristig durch die dann ausschließlich 
verfügbaren erneuerbaren Energieträger 
gesichert und inwieweit können dabei 
Einschränkungen vermieden werden, 





Basisjahr 2005 Energiedienstleistungen (nach En-
ergieträgern bzw. Nutzenergieka-
tegorien je nach Anwendbarkeit), 
unterschiedliche Parameter für die 
2 Szenarien (SP, SF)
Mobilität, Verkehrsleistung 
(Wegzahl, -längen), spezifischer 
Verbrauch, Modal Split
Private Haushalte Business as usual: Keine wesentlichen Ände-
rungen der bisherigen Trends (Extrapolation)
Haushaltsgeräte: Ausstattungs-
grad, mittlerer Verbrauch, 
Austauschrate, Heizwärmebedarf 












nachfrageseitig nur schon 2008 bekannte Technologien einbezogen (angebotsseitig 
auch sehr wahrscheinliche); neue (verbrauchsärmere) Energietechnologien und Ein-
sparungen durch Effizienzsteigerung ermöglichen höheres Potential der erneuerbaren 
Energieträger (bzw. niedrigeren Endenergiebedarf). Endenergiebedarf ergibt sich aus 







 ¨ Ausnutzungsgrad der Potentiale der EET
 ¨ Aufteilung der Stromerzeugung aus Wasser, Wind, PV und tiefer 
Geothermie (in direkte Nutzung bzw. Erzeugung von Gas und län-
gerkettigen Kohlenwasserstoffen aus elektr. Energie und CO2 der 
Atmosphäre oder abgetrenntem CO2 aus Verbrennungsprozessen 
von Biomasse)
 ¨ Aufteilung der Biomasse in KWK, Nieder- u. Hochtemperaturwärme 
sowie Biofuels (Kraftstoffe u. Methan)
 ¨ Jew. Anteil d. versch. Endenergieträger für Sektoren 
(Industrie-)Produktion:
Effizienzverbesserung 1 % p. a. (lt. Vorgaben der Engergieeffizienzrichtlinie der EU) mit 
anschließender Substitution fossiller durch erneuerbare Energieträger. 
Endenergiebedarfsbereiche: elektrochemische Zwecke, mechanische Anwendungen, 
thermisch (Nieder-, Mittel-, Hochtemperatur für Prozesse und Beheizung) 
Energiekategorien: Fossile Kraftstoffe 2050 nicht mehr eingesetzt
Verkehr:
Beide Szenarien: spezifische Verbrauchswerte sinken (kWh / km), individuelle Mobilität 
trotzdem teurer.
Flottenmix 2050 mit durchgehender Hybridisierung bei PKW mit VKM; Reduktion der 
Fahrzeuggröße, VKM-Antriebsleistung und Tempolimits. Elektro-PKW als Kleinwagen. 
Weitere Optimierung bei Nutzfahrzeugen, 100 %ige Elektrifizierung der Bahn. 
Reduktion der Verkehrsnachfrage um 10 % 
Verschiebung des Modal Split.
Gebäude:
Umfassende thermische Sanierung (Rate mind. 3 % p. a.)  Rebound Effekt? 
Effizienzsteigerungen bei elektr. Geräten 
Veränderung des Nutzerverhaltens 
Energieträgermix Heizung/Warmwasser: ca. 50 % Wärmepumpen, max. 10 % Biomas-
se, keine fossilen Energieträger und kein Strom, 30–40 % Solarthermie
Umwandlungsbereich:
Wärme (aus Biomasse, Wärmepumpen aus oberflächennaher Umweltwärme und 
Strom, Solarthermie, tiefer Geothermie)
Elektrizität (aus Biomasse über KWK, Wasserkraft, Wind, PV, tiefe Geothermie mit WK-
Prozessen)
 Relativ neue Technologien hervorgehoben:
 ¨ Bioethanol aus Biomasse
 ¨ 2nd generation fuels
 ¨ Kraftstoffe u. CH4 aus Elektrizität und CO2
Keine noch nicht bekannten  bzw. konkret erwartbaren Techniken berücksichtigt. Aufkommensseite: 
Backcasting (Ableitung notwendiger Schritte aus Vergleich Ist-Situation 
mit geplanter langfristiger Energiezukunft).
 ¨ Literaturrecherche, Experteninterviews, Workshops, Best-Practice 
Beispiele. 
 ¨ Abschätzung der Bandbreiten von Potentialen erneuerbarer Ener-
gieträger (ökologisch und sozial verträglich).  
 ¨ Energiedienstleistungen d. Basisjahres 
Modell unter Einbeziehung aller Aggregate der Gesamtenergiebilanz 
 Energieflussdiagramme für alle Szenarien 
Einteilung der Bilanzaggregate nach:
 ¨ Energieträgerklassen
 ¨ Sektoren (Verbrauch Sektor Energie, Energie Endverbr.)
 ¨ Für EEV 7 Nutzenergiekategorien
 ¨ Umwandlung: Art der Anlage
Nachfrageseite:
Bottom-Up-Modellierung, Orientierung an Nutzenergieanalyse, struk-
turelle Änderungen berücksichtigt
SF: 100 % Elektromobilität
Haushaltsgeräte, Klimaanlagen, Raumheizung, Beleuchtung 
SP: Niedrigenergiehausstandard 
SF: Passivhausstandard 
Für Kategorie „Zukunftsgerät“ Verbrauch reserviert. 
Mögliche Rebound-Effekte abgebildet. 
Energiesparlampen 2020, LED 2050 (o. ä.)









Szenarien: BAU, Referenz, Aktionen: 
















Szenario Pragmatisch (SP) 2020, 2050 
Bruch mit aktuellen Trends, Bewusstseins-
wandel 
Heute verfügbare Effizienzpotentiale nicht in 
vollem Umfang genutzt. 
Bevölkerungsvariante 1 (Zuwachs, Annah-
men zu Altersverteilung, Siedlungsstruktur 
gleich wie in BV 2)
Beschäftigtenzahl, Sanierungs-, 
Neubau- (Heizwärmebedarf) 
und Abrissrate, Effizienzfaktor, 




Szenario Forciert (SF) 2020,2050 
Bruch mit aktuellen Trends, weitreichender 
Bewusstseinswandel (Bevölkerung, Politik, 
Verwaltung, …) 
Heute verfügbare Effizienzpotentiale zu 







Sowohl aufkommens- als auch verbrauchs-












Wie muss sich der Energieverbrauch 
der einzelnen Sektoren ändern, um im 
Jahr 2050 über 80 % des energetischen 
Endverbrauchs mittels erneuerbaren 
Energieträgern zu decken und gleichzei-
tig mehr als 90 % der CO2-Emissionen 
im Vergleich zu 2008 einzusparen?
 Basisjahr 2010 (Energieträgermix, Nutzenergie-
kategorien)
Private Haushalte Annahmen zu Potentialen der EET basieren 
überwiegend auf Energy Economics Group 
(2008), tw. selbst modelliert.
Treiber u.a. Bevölkerungsentwick-
lung, Anzahl HH, Personen / HH, 
Ausstattungsgrad, energetischer 
Standard Gebäudehülle, … 
Heizenergiebedarf, Kochen, 
Warmwasser, Geräte, EDV, Raum-
kühlung, -wärme, Wärmepum-
pen, Solaranlagen
Dienstleistungen Nachfrage: Übernahme geeigneter Szena-
rien aus jeweiligen Studien, überwiegend 
des Steering Szenario aus „Visionen 2050“, 
EA (2010)
Treiber u. a. wirtschaftl. Aktivität 
(Bruttowertschöpfung), Beschäf-




Sowohl aufkommens- als auch verbrauchs-
seitge Bilanzierung (siehe Ergebnisse)
Bruttowertschöpfung (Anteil der 
Sektoren), Energieintensität
Verkehr  Flottenanteil von reinen Elektro-FZ 




Linien+Haltestellen,  Fahrpreis 
ÖV, PKW-Geschwindigkeit, Kosten 
je FZ-km (Treibstoffe), Pkm, Tkm, 
Energieeffizienz (kWh  /Pkm, 
kWh / Tkm)
Landwirtschaft  Produktionswert, Biobetriebe, 
Betriebsgröße, Flächen, Anteil En-











Raumheizung, Warmwasser, Kochen, Klimaanlagen, Beleuchtung, EDV / Büroautomati-
on, Dampferzeugung, Industrieöfen, Elektr. Groß- / Kleingeräte, Standmotoren
Raumheizung, Klima, WW, Damperzeugung, Industrieöfen, Standmotoren, Beleuchtung 
& EDV, elektrochem. Zwecke
(Schlechte Datenlage) 
Energetischer Endverbrauch konstant, nur Energiemix auf EET umgestellt
Umwandlungsbereich: 
2050 Kokerei durch Köhlerei ersetzt 
Bioraffinerie (Abschätzung schwierig) 
2050 Öl durch EET ersetzt (Holzöl, Biogas, -masse)
 Literaturrecherche / Studien (national / international) 
Vorwiegend: 
Annahmen zu Endenergieverbrauch aus: 
„Visionen 2050“, Öst. Energieagentur (2010) 
Prognos und Öko-Institut e.V. (2009) 
Energy Technology Perspectives (IEA, 2010) 
Energy Economics Group (2008)
Ausbau von Fernkältenetzen, Wärmepumpen 
Verbesserungen von energetischen Gebäudestandards und Energieeffizienz von Gerä-
ten
Potentiale für Energieeinsparungen: v. a. Gebäude: Fassaden, Dämmung, Kühlung, 
Belüftung, Verschattung, ... 
Sinkende Energieintensitäten für RW und RK, elektrische Geräte, Beleuchtung, EDV, 
Nutzung Umgebungswärme steigt stark
Biomasse zur Wärmebereitstellung in der Industrie 
Strom ersetzt tw. durch neue Verfahren und Prozesse andere Energieträger (v. a. wegen 
Ölpreis) 
Potentiale für Energieeinsparungen: v. a. Wärme, Lüftung, Kühlung, Dampferzeugung, 
Beleuchtung, EDV, ...
Elektrifizierung des Verkehrs, biogene Brennstoffe nur als Übergang bzw. im Schwerver-
kehr und für Flugzeuge 
Gütertransport: bevorzugt Bahn
Umwandlungsbereich: 
KEINE Abscheidung und Speicherung von CO2
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Tabelle 6.2 Annahmen zu Treibern in Studien von Streicher et al. (2010); Christian et al. (2011); Bliem et al. (2011) 
Table 6.2 Assumptions regarding drivers in studies from Streicher et al. (2010); Christian et al. (2011); Bliem et al. (2011)

















(durch Rebound Effekt wegen gesunkener 
Heizkosten wieder aufgehoben)
Verlagerung des Modal Split (v. a. Richtung 
Schiene und Nicht-Motorisierter-Verkehr)
Reduktion des Flottenverbrauchs













Bevölkerungsvariante 1 (Szenario 
Pragmatisch):
2020 +5,7% / 2050 +15,7% 
 








Berücksichtigung der Verteilung nach 
Gemeindegrößenklassen, Altersstruk-
tur und Beschäftigungsarten
Bei HGT-Korrektur Querschnitt der Jahre 
2001 bis 2006 herangezogen, weil dieser 
drei „kalte“ (2001, 2003, und 2005) und 
drei „warme“ Jahre (2002, 2004, 2006) 
enthält. Um einen allfälligen allgemeinen 
Verbrauchsanstieg zu berücksichtigen, 











Bevölkerungsprognose lt. Statistik 
Austria 
2050: 9,5 Mio. Einwohner




 Steigende Verkehrsleistung im Öffentlicher 
Verkehr, Rückgang des Motorisierter Verkehr 
+ Güterverkehr (v. a. Bahn)
Biotreibstoffe im Flugverkehr
Effizienzsteigerung konventioneller Antriebe 
und Umstieg auf neue Konzepte (Elektrifizie-
rung des Verkehrs, Biokraftstoffe, Brennstoff-
technologien)
Nachhaltige Raumordnung und -entwick-
lung (auch Siedlungen, kurze Wege)
Geändertes Mobiltiätsverhalten
Hohe Ölpreise, Klimaabgabe auf fossile 
Treibstoffe
sche Innovationen zu einer Potenzialerweiterung führen, etwa 
in den Bereichen Solarthermie, tiefe Geothermie, Photovolta-
ik, Wärmepumpen (oberflächennah), und Windkraft. Insge-
samt werden bis 2050 die technischen Potenziale bei über 800 
PJ (507 PJ +84 TWh) angesetzt, von denen in den Szenarien 
über 80  % genutzt werden. Eine systematische Abgrenzung 
von technischen Potenzialen zu wirtschaftlich erschließbaren 
oder dann nachhaltig nutzbaren Anteilen erfolgt allerdings 
nicht. Während sich die Studie weitgehend auf die „Machbar-
keit“ und technische Energiepotenziale konzentriert, weist sie 
gleichzeitig darauf hin, dass es politischer Willenserklärungen 
und ökonomischer Steuerungsmaßnahmen bedarf, um eine 
Transformation zur Klimastabilisierung zu erreichen, inklusive 
der nötigen Investitionen in Infrastrukturen (besonders im Be-
reich Mobilität, Netzausbau, Speicherung) und nicht zuletzt 


















(für Österreich nur im Sommer)
Pumpspeicherkraftwerke oder chemi-
sche Speicher; Regenerativ erzeugtes 
Methan; Smart Grids; Erneuerung 
Übertragungs- und Verteilnetze 
(dezentrale Stromerzeugung, neue 
Erzeugungsschwerpunikte)
Import- / Exportsaldo über das Jahr 
Null (Annahme: Netto-Energieimport 
von grauer Energie in Gütern nimmt 
nicht weiter zu)
Energie Preise:
 ¨ Anreiz zur Änderung des Nutzerver-
haltens
 ¨ Falls sich Wirtschaftlichkeit von 
erneuerbaren Energieträgern nicht 











Anreize schaffen (ordnungsrechtliche 




Frage der Verwendung von Pump-
speicherkraftwerken (nationaler oder 
auch internationaler Ausgleich von 
Schwankungen)
Importe / Exporte betrachtet
Konkurrenz zwischen 
Lebensmittelproduktion und 
energetischer Nutzung der 
Biomasse verschärft sich.
Lösung dieses Problems stel-
len integrierte Systeme dar, 
in denen der Ertrag eines 
Feldes teils als Lebensmittel, 
teils auch als Energieträger 
dient.
Im Bereich der Wohnge-
bäude wurden als maß-
gebliche Faktoren für 
den Energieverbrauch 
die thermische Sanie-
rung, der Abriss und der 
Neubau betrachtet.
Ökologisierung des Steuersystems 
(Internalisierung externer Kosten)
Verbindliche Ziele für Reduktion der 
THG, Erhöhung des Anteils erneuer-
barer Energieträger, Steigerung der 
Energieeffizienz 
Planungssicherheit für Unternehmen 
und Investoren schaffen
Thermische Wohnraumsanierung
European Trading System: Reduktion 
Emissionsobergrenzen; Aufnahme 
zusätzl. Sektoren und Emittenten; Voll-
ständige Abschaffung der kostenlosen 
Zuteilung von Zertifikaten
Ausweitung der Energieforschung
Smart Grids / Super Grids
Dezentrale Energieerzeugung und 
Speicher
Höhere Preise für fossile Energieträger
Optimale Einspeisung von Erneuerba-
re Energieträger in Elektrizitätsnetze
Deckung des gesamten Bedarfs an 








bei Biomasse: Holz und 
Landflächen
Personen pro Haushalt 
sinkt auf 2,2 (2050)
Wohnnutzfläche steigt 
auf 420 Mio. m2 (2050)
Auch Christian et al. (2011) untersuchten in einer Studie 
mit dem Titel „Zukunftsfähige Energieversorgung für Öster-
reich“, ob das österreichische Energiesystem ausschließlich auf 
der Basis erneuerbarer Energiequellen funktionieren könnte. 
Die Studie untersuchte die Potenziale erneuerbarer Energie-
träger und führt detaillierte „bottom up“ Modellierungen der 
Energienachfrage durch. Auf der Nachfrageseite berücksich-
tigt die Studie auch induzierte Effekte eines Strukturwandels. 
Wesentliche Eckpunkte sind in Tabelle 6.1, Ergebnisse in Ta-
belle 6.4. a und b zusammengefasst. Neben einem Referenz-
szenario entwarf die Studie zwei Szenarien mit zusätzlichen 
Maßnahmen: (1) „pragmatisch“ und (2) „forciert“. Die Studie 
kommt zu dem Ergebnis, dass bis zum Jahr 2050 die Endener-
gienachfrage von Privathaushalten im Vergleich zur Nachfrage 
2005 um 46–73 % reduziert werden könnte, die des Dienst-
leistungssektors um 25–65  %, die aus dem produzierenden 
Band 3: Klimawandel in Österreich: Vermeidung und Anpassung
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Gewerbe (Industrie) um 10–14  % sowie die für Mobilität 
um 50–75 %.
Insgesamt kommt die Studie zum Schluss, dass die Ener-
gienachfrage bis 2050 um 33 bzw. 56  %, reduziert werden 
kann. Während deutliche Ähnlichkeiten hinsichtlich der Aus-
richtung der Studie von Streicher et al. (2010) bestehen, ist 
diese Untersuchung optimistischer bezüglich der Frage wel-
chen Beitrag erneuerbare Energieträger leisten könnten. Im 
pragmatischen Szenario könnte bereits nahezu die gesamte 
Energienachfrage Österreichs durch erneuerbare Energie-
träger gedeckt werden, in dem Szenario „Forciert“ könnte 
darüber hinaus genug Energie durch erneuerbare Quellen 
erzeugt werden um sogar Überschüsse für den Export zu 
produzieren.
Auch Bliem et al. (2011) zeigen in ihrer Studie „Energy [R]
evolution 2050 – Der Weg zu einer sauberen Energie-Zukunft 
für Österreich“ klimafreundliche Entwicklungspfade bis 2050 
auf, die zum überwiegenden Teil auf erneuerbaren Quellen 
beruhen (siehe Tabelle 6.5). Ihre Untersuchung beginnt mit 
einer detaillierten Beschreibung des aktuellen Energiesystems, 
basierend auf Voruntersuchungen von Energieangebot und 
-nachfrage von Haas et al. (2008) und Renner et al. (2010). 
Die Untersuchung identifiziert – im Vergleich zur Nachfrage 
2010 – Einsparungsmöglichkeiten im Haushaltsbereich um 
60 %, im Dienstleistungssektor um 28 %, in der Industriepro-
duktion im Ausmaß von 33 % und bei der Mobilität gar um 
65  %. Insgesamt wird eine Reduktion der Endenergienach-
frage im Bereich von 50 % bis 2050 (auf 543 PJ) für mög-
lich gehalten, diese zu erreichen erfordert allerdings verbind-
liche regulatorische Ziele. Die Studie geht, im Gegensatz zu 
den beiden vorangehenden Arbeiten, auf übergeordnete und 
sektorspezifische Maßnahmen ein, z. B. Regulierung der Koh-
lenstoffemissionen, Förderung erneuerbarer Energiequellen, 
Steigerung der Energieeffizienz, ökologische Steuerreform, 
Ausweitung des Handels mit Emissionszertifikaten und vor 
allem geht sie auch auf Bemühungen um eine ressourceneffizi-
ente Raumordnung ein. Außerdem wird in einem Anhang auf 
positiven Begleitnutzen der Transformation, wie z. B. positi-
ve Beschäftigungseffekte durch verstärkte Gebäudesanierung, 
eingegangen. 
Auch diese Studie ist bezüglich der Potenziale für Energie 
aus erneuerbaren Quellen durchaus optimistisch und sieht Po-
tenziale von insgesamt über 700 PJ bis 2050.
Lokal variiert die Verfügbarkeit erneuerbarer Potenziale 
allerdings erheblich (Stanzer et al., 2010) und regionalisier-
te, systematisch vergleichbare Bewertungen dieser Potenziale 
gehen bisher nicht über das Jahr 2020 hinaus. Szenarien zur 
Kostenentwicklung dieser Technologien, unter verschiedenen 
Förderbedingungen und Tarifstrukturen, würden Planungs-
aufgaben erleichtern. Solche Studien sollten auch die Anforde-
rung erneuerbarer Technologien an die Netzstruktur, potenti-
elle Nutzungskonflikte und Nachhaltigkeitsgrenzen beachten.
Auch Verbesserungen in der räumlichen und zeitlichen 
Analyse des aktuellen Energieverbrauchs (quantitative-, qua-
litative- und zeitliche Nachfragemuster) sind nötig, um Po-
tenziale zur Systemintegration und weiterer Einsparungspo-
tenziale besser identifizieren zu können. Darüber hinaus sind 
Infrastrukturdaten in besserer räumlicher Auflösung für die 
Ausarbeitung von langfristigen Szenarien der Klimawandelfol-
gen in Österreich (Strauss et al., 2010) und zur Planung von 
Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel notwendig. 
Wesentliche Herausforderungen sind dabei im Bereich des 
Landwirtschaftsektors und des Tourismus zu erwarten (siehe 
Band 3, Kapitel 4 und Strauss, 2012). 
Abschließend kann zu den Energiemodellen, mit denen die 
hier vorgestellten Szenario-Analysen durchgeführt wurden, 
gesagt werden, dass sie den Optionen zur Änderung der Ener-
giebereitstellung mehr Aufmerksamkeit widmen, während 
eine wesentliche Herausforderung bestehen bleibt, nämlich 
die Analyse der Nachfrage und des Energieverbrauchs. Die-
se zu untersuchen würde es erfordern, eine ungleich größere 
Anzahl an Details bezüglich Technologien und AkteurInnen 
sowie institutionellen Arrangements zu berücksichtigen, sowie 
die Treiber der steigenden Energienachfrage zu analysieren. 
Solche Untersuchungen wären nötig, um die wesentlichen 
AkteurInnen, Maßnahmen, Barrieren, Risiken und Kosten 
der Transformation zu beschreiben. Weil mit dem Umbau zur 
Klimaverträglichkeit keineswegs nur Belastungen verbunden 
sind, sondern dabei auch bedeutende Wachstumsbranchen 
gegründet werden, besteht öffentliches und volkswirtschaftli-
ches Interesse daran, die neu entstehenden Möglichkeiten und 
zu erwartenden Umverteilungsprozesse darzustellen. Dies ist 
auch erforderlich, um effektiv wirkende Märkte gestalten zu 
können und nicht zuletzt Handlungsspielräume zur internati-
onalen Verhandlung des globalen 2 °C Ziels zu identifizieren.
Um innerhalb der oben skizzierten Szenarien alternative 
Pfade zur Transformation in eine klimafreundliche und nach-
haltige Gesellschaft zu erörtern, ist es außerdem erforderlich, 
die Auswirkung von globalen und regionalen Entwicklungs-
dynamiken zu berücksichtigen, die den weiteren Kontext für 
Entwicklungsoptionen in Österreich bilden und die in jenen 
Modellen nur unvollständig berücksichtigt werden. Bevor 
Handlungsmöglichkeiten einzelner AkteurInnen angespro-
chen werden, ist es im Sinne eines holistischen Ansatzes auch 
nötig, die Implikation der jeweils gewählten Bilanzrahmen der 




definieren, was als Handlungsspielraum und -wirkung der 
Klimaschutzmaßnahmen sichtbar wird.
Als kleine, diversifizierte und wirtschaftlich offene Volks-
wirtschaft ist Österreich einer Vielzahl von internen und ex-
ternen Dynamiken ausgesetzt, die bisher nur unvollständig 
als treibende Faktoren in Energie- und Emissionsmodellen 
abgebildet werden. Ein Beispiel dafür ist die rasch fortschrei-
tende europäische und globale Marktintegration und Globa-
lisierung, die bewirken, dass Prozessketten der verarbeitenden 
Industrien internationalisiert und komplexer werden, sowie 
die räumlichen Distanzen zwischen den Orten der Produk-
tion und des Konsums von Gütern weiter zunehmen. Muñoz 
und Steininger (2010) zeigen beispielsweise, dass im Fall von 
Österreich bei der Produktion von Importgütern im Ausland 
mehr Emissionen anfallen als im Inland zur Produktion von 
Exporten entstehen (vgl. Band 3, Kapitel 5). Der österreichi-
sche Konsum induziert demnach im Ausland („upstream“ im 
Terminus von Lebenszyklusanalysen) netto etwa 38–44  % 
mehr Emissionen, als in den territorial und produktionssei-
tig orientierten UNFCCC-Bilanzrahmen für Österreich aus-
gewiesen sind, wobei dieser Trend zunimmt. Diese „grauen“ 
Emissionen werden stattdessen der Klimaverantwortlichkeit 
der Erzeugerländer zugerechnet, um Doppelzählungen auf der 
globalen Ebene zu vermeiden. Soweit diese Ursprungsländer 
der energie- und treibhausgasintensiven Produkte nicht im 
Rahmen von internationalen Verträgen zur Emissionsreduk-
tion eingebunden sind, wird von „carbon leakage“, also dem 
„einsickern“ von emissionsintensiven Gütern in einen regulier-
ten Markt gesprochen, was die Effizienz der Klimaschutzver-
einbarungen unterwandert. Klimaschutzmaßnahmen müssen 
solche Zusammenhänge berücksichtigen, weil zu eng definier-
te Bilanzrahmen eine weitere Auslagerung von Emissionen 
anregen können und daher ihre Aufgabe, eine globale Reduk-
tion von THG zu erreichen, verfehlen würden. Je räumlich 
detaillierter THG-Protokolle für offene ökonomische Systeme 
werden, etwa auf Ebene von Städten oder Gemeinden, desto 
bedeutender werden die potentiellen Verzerrungen die durch 
Vernachlässigung der im Güterhandel enthaltenen „grauen“ 
Emissionen entstehen. Im konkreten sollte die Kohlenstoff-
bilanzierung nach Produktionslogik durch Kohlenstoffbilan-
zierung nach Konsumlogik ergänzt (nicht ersetzt) werden; in 
der Zusammenschau der beiden Ansätze entsteht ein klareres 
Bild der Hebelpunkte für Klimapolitik (Ahmad and Wyckoff, 
2003; Nakano et al., 2009; Steininger et al., 2014).
Bei den meisten Energiemodellen (wie etwa MARKAL/
TIMES, MESSAGE, oder REMIND, vgl. Kriegler et al., 
2014) werden die THG-Emissionen und ihre weiteren Um-
weltauswirkungen direkt am Entstehungsort bilanziert. Das 
heißt, dass Verbrennungs- und Prozessbedingte Emissionen 
direkt am Ort der Produktion erfasst werden. Konsumori-
entierte Modelle, die methodisch meist auf mit Energie- und 
Emissionsbilanzen verknüpften ökonomischen Input-Out-
put-Modellen basieren und oft in Form von angewandten 
Gleichgewichtsmodellen weiterentwickelt werden (Compu-
table General Equilibrium, CGE), erfassen konzeptionell 
hingegen Emissionen der Prozesskette, und erlauben somit 
eine Bilanzierung der Emissionen für unterschiedliche Gü-
ter. Dieser Ansatz erlaubt somit auch die Quantifizierung der 
Emissionsauswirkungen von Handelsströmen inklusive der in 
den Vorleistungsketten von Konsumgütern anfallenden Emis-
sionen (OECD, 2013). Dieser Ansatz ist näher an der Idee 
von Lebenszyklusstudien orientiert, die einem holistischen 
Ansatz folgen und ausgehend von funktionellen Kriterien so-
wohl „upstream“ als auch „downstream“ „von der Wiege bis 
zur Bahre“ (bzw. inklusive zwischengeschalteter Recycling-
kreisläufe „cradle to cradle“) die gesamte Nutzung von Ener-
gie und Ressourcen für ein Produkt oder eine Dienstleistung 
bilanzieren, egal an welchem Ort dieser Welt sie stattfinden 
(siehe Abbildung 6.6). Ein Nachteil von CGE-Modellen ist 
hingegen ihre relative geringe technologische Auflösung, wo-
durch eine Abbildung des langfristigen Strukturwandels nur 
begrenzt möglich ist. Im Sinne der zwischen ErzeugerInnen 
und VerbraucherInnen zu teilenden Emissionsverantwortung 
sind diese unterschiedlichen Modellansätze komplementäre, 
einander ergänzende Betrachtungen.
Eng verbunden mit Entwicklungen der Industrieprodukti-
on und der Globalisierung des Handels ist der Transportsek-
tor. Internationale Transportemissionen (z. B. durch Fracht-
schiffe und internationalen Luftverkehr) sind Bestandteile der 
oben erwähnten „grauen Emissionen“. Da sie vorwiegend auf 
internationalem Gebiet (z. B. auf hoher See) anfallen, werden 
sie keiner Nation direkt zugeordnet. Sie verdoppelten sich auf 
globaler Ebene zwischen 1990 und 2010 nahezu und umfass-
ten 2010 etwa 1 100 Mt CO2, was 4 % der CO2-Emissionen 
aus fossilen Energiequellen entspricht. In einer Rangfolge na-
tionaler Emissionsmengen wäre das der 6. Platz, etwas weni-
ger als die Emissionen Japans (1 143 Mt CO2), aber mehr als 
jene Deutschlands (762 Mt, vgl. International Energy Agency, 
2012). Die Emissionen aus internationalen Bunkertreibstoffen 
werden laut UNFCCC Richtlinien zwar erfasst, sie sind aber 
bisher keinen Reduktionszielen unterworfen. Die EU befin-
det sich zwar mit ihren internationalen Haupthandelspartnern 
in Gesprächen mit dem Ziel diese Emissionen zu regulieren, 
aber die Diskussionen verlaufen zäh und eine Einigung dazu 
scheint nicht in Sicht. In Österreich stieg z. B. die Verkehrsleis-
tung der Flughäfen von 7,7 Mio. PassagierInnen und 80 000 t 
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Tabelle 6.3 Zentrale Ergebnisse in Streicher et al. (2010) 





















Energieautarkie für Ö 2050 
ist machbar, wenn unter den 
Technologieannahmen die 
Nachfrage nach Energie-DL 
höchstens im angenomme-
nen Ausmaß wächst. Der 
Spielraum zur 100 %igen 
Versorgung aus erneuerba-
ren Energieträgern ist gering 
(d. h. Bedarf an Energie-
dienstleistungen darf max. 
0,8 % p.a. steigen, sonst 
muss Effizienz stärker erhöht 
werden).
Energiebereitstellung in PJ / a bzw. TWh / a Endenergiebedarf in 
PJ / a (Veränderung 
2008–2050 in %)
Biomasse 216 PJ 244 PJ 293 Elektrizität 7 30
Wasserkraft 38 TWh 45 TWh ca. 50 TWh für Heizen und WW . .
Windkraft ? 13 TWh 
(> 5x)
> 14 TWh für Kühlen u. E-Geräte . .
Photovoltaik ? 16 TWh 
(> 5x)
ca. 20 TWh für WP (Wärme) . .




? (> 8x) 68 PJ Solarthermie . .
Tiefe Geother-
mie
? ? 71 PJ Biomasse und Wärme-
netze
. .
Wärme HT elektrisch . .
Wärme HT CH4 aus 
CO2
. .
Wärme HT Biomasse . .
Wärme HT fossil . .






Insgesamt ca. 300 ca. 90 
"?
Notwendig: Sehr hohe Effizienzsteigerungen, Absenken des derzeitigen Wachstums der Nachfrage nach Energiedienstleistungen, drastische Umstellung der 
Anwendungstechnologien.
Endenergiebedarf 2050 reduziert sich um > 50 % (KS) auf knapp 500 PJ bzw. knapp 40 % auf ca 640 PJ (WS). 
Frachtumschlag im Jahr 1990 auf 24,5 Mio. PassagierInnen 
und 246 000 t Fracht im Jahr 2010 (ÖSTAT, 2011). Die sich 
daraus ergebenden Emissionen sind in nationalen Emissions-
szenarien oder Klimaschutzstrategien oft nur teilweise oder gar 
nicht berücksichtigt. Umfassende Strategien zur Transforma-
tion in eine klimafreundliche Gesellschaft müssen allerdings 
auch diese Herausforderung adressieren.
Auch der wachsende internationale Güterverkehr auf den 
Straßen stellt nach wie vor erhebliche Herausforderungen an 
die Bilanzierung der Emissionsverantwortung und an die Dis-
kussion über möglicherweise effektive Regulierungsmechanis-
men. Wie in Band 3, Kapitel 3 und Band 2, Kapitel 1 berich-
tet, bestehen erhebliche Diskrepanzen zwischen den im Inland 
verkauften Kraftstoffmengen und dem anhand von Verkehrs-
zählungen und Aktivitätsmodellen berechneten Kraftstoffver-
brauch des Transports auf Österreichs Straßen. So wurden im 
Jahr 2003 schätzungsweise 28 % des in Österreich verkauften 
Kraftstoffs nicht auf inländischen Straßen verfahren (BM-
LFUW, 2007), allerdings muss hier angemerkt werden, dass 
diese Schätzungen beträchtliche Unsicherheiten aufweisen. 
Die Emissionsverantwortung dieser Fahrten fällt gemäß dem 
UNFCCC-Bilanzrahmen an dem Ort des Kraftstoffhandels, 
Österreich an und sie waren damit ein wesentlicher Grund für 
die Emissionszunahmen im Transportsektor seit 1990.
Vielfach wird für diesen Vorgang der Begriff des „Tanktou-































Mobilität Gebäude Industrie Insgesamt
Endenergiebedarf in PJ / a (Veränderung 2008–2050 in %)
43 96 73 89 99 59 89 ca. 200  ca. 190  ca. 250
. 27 0 0 . . .
. 69 57 66 . . .
. wenig 16 23 . . .
. wenig 49 68 . . .
. wenig 49 69 . . .
. 157 39 13 . . .
. . . . 0 25 25
. . . . 0 22 46
. . . . 7 38 58 ca. 120  ca. 40  ca. 40
. . . . 123 0 0
. . . . 65 57 86 ca. 220  ca. 190  ca. 220
40 . . . 18 0 0 ca. 380  ca. 40  ca. 40
. 82 0 0
15 86 0 0 ca. 90  ca. 40  ca. 50
"
|












der nahelegt dass dieser Effekt weitgehend extern induziert 
wäre, z. B. hervorgerufen durch die hohe Zahl an Transitfah-
rerInnen, die in Österreich tanken. Dieses Verhalten würde 
wegen der in Österreich im EU-Vergleich besonders niedrigen 
Mineralölsteuer auch naheliegen. Die durch preisinduzierten 
Kraftstoffimport im Tank jährlich lukrierten Einnahmen an 
Mineralölsteuern liegen in einer ähnlichen Größenordnung 
wie die innerhalb der gesamten ersten Kyoto-Periode von 
Österreich nötigen Zukäufe an international gehandelten 
Emissionszertifikaten (500–600 Mio. €). Hier bestehen also 
fiskalpolitische Interessen, die österreichischen Klimaschutz-
zielen entgegenwirken. Die leichten Erhöhungen der Mine-
ralölsteuer 2007 um 0,03 € / l bei Benzin und 0,05 € / l bei 
Diesel, sowie im Jänner 2011 von 0,04 € / l für Benzin und 
0,05 € / l für Diesel reichten nicht aus, um in diesem Bereich 
eine wesentliche lenkende Verhaltensänderung herbeizufüh-
ren und es bestehen nach wie vor erhebliche Preisdifferenzen 
(−0,24 € / l Benzin, −0,05 € / l Diesel im Vergleich zu Deutsch-
land, −0,30 € / l Benzin, −0,31 € / l Diesel im Vergleich zu Ita-
lien (ARBÖ, 2013). 
Darüber hinaus herrscht noch Unklarheit über den genau-
en Beitrag ausländischer Fahrzeuge an den Mineralölkäufen 
(BMLFUW, 2004; International Energy Agency and Organi-
sation for Economic Co-operation and Development, 2008). 
So nahm insgesamt das Außenhandelsvolumen (Importe und 
Exporte) Österreichs seit 1990, nicht zuletzt als Folge des EU-
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Tabelle 6.4a Zentrale Ergebnisse Christian et al. (2011)
Table 6.4a Key results Christian et al. (2011)
Beantwortung der Fragestellung Energieträger Basisjahr 
(2005)
Szenario Pragmatisch Szenario Forciert




Energiebereitstellung in PJ/a (Bruttoinlandsverbrauch)*
Im Szenario Forciert 2050 ist Autarkie prinzi-
piell möglich, es bleibt aber ein „Winterloch“, 
das mit besserer Speichertechnik u/o Importe 
ausgegliche werden muss. Szenario Pragma-
tisch: evtl. 20 bis 30 Jahre später.
Öl 573 305 0 85 214 0
Kohle 166 135 0 91 133 0
Gas 326 305 0 16 259 0
Biogas 1 90 290 220 90 186
Biomasse fest 151 161 295 185 146 212
Biomasse flüssig 2 38 30 10 25 0
Strom 56 15 "@ " 6 "?
Wasserkraft 129 144 152 152 144 152
Windkraft 5 26 61 61 26 61
Photovoltaik 0 9 95 95 9 95
Geothermie 0 0 8 8 0 8
industrielle 
Abwärme
0 4 6 6 4 6
Solarthermie 5 27 32 32 23 18
Wärmepumpen 5 25 28 28 22 20
Insgesamt 1 419 1 283 973 959 1 100 706
* Auch Angaben zu Aufbringung,  Importen, Exporten
** Importalternative für Biogas und Biomasse (sehr hoch)
Beitritts 1995, um rund 200 % zu (von etwa 100 Mrd. US$ 
1990 auf 352 Mrd. US$ im Jahr 2011). Heimische Frächter 
legen in Folge auch deutlich größere Strecken im Ausland zu-
rück, ohne notwendigerweise dort tanken zu müssen, da mo-
derne Lastkraftwagen über eine Autonomie weit über 1 000 
km verfügen. Im Ausland zu tanken wäre wegen der deutlich 
niedrigeren österreichischen Mineralölsteuer auch unöko-
nomisch. Sollten diese Fahrten tatsächlich einen relevanten 
Anteil am Kraftstoffexport im Tank haben, wäre es unwahr-
scheinlich dass die damit verbundenen Emissionen sich durch 
eine Erhöhung der Mineralölsteuer reduzieren lassen. Diese 
Maßnahme wird in der nationalen Klimaschutzstrategie aber 
nach wie vor als wesentliche Handlungsoption im Verkehrs-
sektor dargestellt.
Auch das individuelle Mobilitätsverhalten innerhalb von 
Österreich ändert sich zunehmend in Richtung häufigere und 
längere Wegstrecken im Alltag. Während aus strukturschwa-
chen Regionen wie dem Waldviertel oder inneralpinen Raum 
nach wie vor Bevölkerung abwandert, findet insbesondere in 
Ballungsräumen und im Umland der Großstädte eine unre-
gulierte und kaum an öffentlichen Nahverkehr angebundene 
Suburbanisierung statt. 
Entsprechend wächst im österreichischen Durchschnitt 
insbesondere der PKW-Verkehr. So nahm die Zahl der PKWs 
seit 1990 um 53 % zu, auf etwa 4,6 Mio. im Jahr 2012. Po-
tentiell bedeutende Entwicklungen in der Informationstech-
nologie wie „online shopping“ oder virtueller Behördenzugang 
via Internet, die das Potenzial hätten, Wege einzusparen, ha-
ben diesen Trend zu höherem Mobilitätsbedarf bisher nicht 
ändern können. Insbesondere im Bereich der Telearbeit, wo 
Erwerbstätige teilweise vom Wohnort ihre Arbeit verrichten 
und auf diese Weise Pendlerfahrten vermeiden, scheinen er-
hebliche institutionelle Barrieren entgegenzustehen, die einer 
effektiven Nutzung des klimaschonenden Potenzials dieser 
Technologie entgegenwirken. Mobilitätsvermeidung durch 
Verbesserungen des Zugangs zu Tätigkeiten und Handlungs-
möglichkeiten vor Ort sollte Priorität haben und Angebote 
hochqualitativen öffentlichen Nahverkehrs, sowie nicht-





Tabelle 6.4b Zentrale Ergebnisse Christian et al. (2011)



























2020 2050 2020 2050 2020 2050 2020 2050 2020 2050 2020 2050
Endenergiebedarf in PJ/a
Traktion 341 287 170 190 69 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Raumwärme 0 0 0 0 0 199 156 88 128 27 84 77 48 66 17
Beleuchtung 0 0 0 0 0 7 6 6 4 2 14 8 6 6 4
Elektrochemische 
Zwecke
0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Dampferzeugung 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 4 4 4 3 3
Industrieöfen (inkl. 
Warmwasser)
0 0 0 0 0 39 39 32 32 23 22 23 23 19 16
Standmotoren 0 0 0 0 0 28 21 21 14 10 13 16 20 10 8


























2020 2050 2020 2050 2020 2050 2020 2050 2020 2050 2020 2050
Endenergiebedarf in PJ/a
Traktion 0 0 0 0 0 10 10 10 10 10 351 297 180 200 79
Raumwärme 26 26 26 25 24 9 9 9 9 9 318 268 170 227 77
Beleuchtung 11 4 2 3 2 1 1 1 1 1 33 18 16 13 9
Elektrochemische 
Zwecke
2 2 2 2 1 0 0 0 0 0 2 2 2 2 1
Dampferzeugung 75 72 71 70 69 0 0 0 0 0 79 76 76 74 72
Industrieöfen (inkl. 
Warmwasser)
86 82 80 79 74 2 2 2 2 2 149 147 137 132 115
Standmotoren 112 108 100 105 98 3 3 3 3 3 155 147 144 131 118
Insgesamt 311 294 280 284 268 24 24 24 24 24 1 085 954 723 779 471
Das Verständnis von Änderungen der Bevölkerungs- und 
Haushaltsstrukturen, deren mögliche Lenkbarkeit durch Poli-
tikmaßnahmen und letztendliche Klimawirkung sind wesent-
liche Herausforderungen langfristiger Szenarien. So nimmt 
das Durchschnittsalter der österreichischen Bevölkerung nach 
wie vor kontinuierlich zu, während die Zahl an Personen pro 
Haushalt sinkt. Die UN-Projektionen für die Gesamtbevöl-
kerung Österreichs bis 2100, einem Zeitpunkt zu dem viele 
Komponenten derzeit gebauter Infrastruktur noch existieren 
werden, zeigen z. B. eine Spannweite von 6,2 bis 14,2 Mio. 
EinwohnerInnen. In der zugegebener Weise unwahrscheinli-
chen UN-Szenarien-Variante „No change, constant fertility 
and mortality, zero migration“ („kein Wandel, konstante Ge-
burtenhäufigkeit und Sterbewahrscheinlichkeit, keine Migra-
tion)“ sinkt die Bevölkerung bis 2100 gar auf 3,4 Mio. Für die 
Rentabilität und Effektivität von potentiell klimafreundlicher 
Infrastruktur wie Fernwärmenetze, Hochgeschwindigkeitszü-
ge oder öffentlichem Nahverkehr ist die langfristige Auslas-
tung bedeutend und insbesondere das Phänomen „schrump-
fender Städte“, die einen Rückbau existierender Infrastruktur 
in Zeiten sinkender Steuereinnahmen durchführen müssen, 
verdient daher größere Aufmerksamkeit.
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Tabelle 6.5 Zentrale Ergebnisse Bliem et al. (2011) 
Table 6.5 Key results Bliem et al. (2011)
Sektor
Verkehr (exkl. Flug)*
Beantwortung der Fragestellung Erneuerbare Energieträger Basis-
jahr 
(2010)
2020 2050 Endenergieträger Basisjahr 
(2010)
2020
Das vorhandene Potential an 
erneuerbaren Energieträgern reicht 
aus, um das Wirtschaftssystem 
nachhaltig zu gestalten. Drastische 
Einsparungen und Strukturbrüche 
sind aber notwendig.
Energiebereitstellung in PJ / a 
(POTENTIALE)
Endenergiebedarf in 
PJ / a (Veränderung 
2008–2050 in %)
Wasserkraft ca. 140 ca. 155 ca. 160 Umgebungswärme . .
Photovoltaik - ca. 10 79 Biogene Brennstoffe . 
Windenergie ca. 7 ca. 10 25 Fernwärme . .
Solarthermie ca. 5 ca. 10 ca. 50 Elektrische Energie . 
Wärmepumpen ca. 5 ca. 20 ca. 40 Abfall . .
Geothermie sehr 
wenig
max. 5 ca. 20 Fossil-gasförmig . 
Brennholz ca. 65 ca. 80 ca. 100 Fossil-flüssig . 
Biogene Brenn- und Treibstoffe ca. 140 ca. 150 ca. 200 Fossil-fest . .
Brennbare Abfälle ca. 28 ca. 35 ca. 40
Insgesamt (Schätzung) 390 475 714 Insgesamt ca. 330 ca. 295






Energieverbrauch wird (entgegen aktueller Trends) sinken
Effizienterer Einsatz von Energie entlang der gesamten Wertschöpfungskette
Einführung neuer Technologien (z. B. Elektrifizierung des Verkehrs)
Optimale Ausschöpfung der Energieeffizeinzpotentiale notwendig 
Gesamter Bedarf an Elektrizität und Fernwärme aus EET
Im Bereich der Sozialversicherungs- und Familienpolitik 
werden vielfältige Maßnahmen diskutiert um den allgemeinen 
Herausforderungen demografischen Wandels zu begegnen. 
Deren Implikation auf zukünftigen Energiebedarf und THG-




In diesem Abschnitt werden drei Studien vorgestellt, die sich 
wesentlich mit der Bedeutung von Haushalten als mögliche 
Akteure im Klimaschutz beschäftigen. Darunter sind zwei 
Studien, bei denen das WIFO maßgeblich beteiligt war, sowie 
eine Untersuchung, die vom SERI geleitet wurde, die unter 
anderem die sozialen Verteilungseffekte von klimapolitischen 
Maßnahmen adressiert.
Lebensstile können als empirische Umsetzungen der Wert-
vorstellungen und Präferenzen eines Haushalts beschrieben 
werden. Neben der rein ökonomischen Wirkung (z. B. die 
Veränderung der Konsumausgaben, der Rolle des und die 
Wirkung auf das verfügbare Einkommen und Vermögen) oder 
ihrer sozialen Wirkung können Lebensstile auch hinsichtlich 
ihrer Umweltwirkung analysiert werden. Das WIFO unter-
suchte im Rahmen des vom BMWF geförderten „ProVision“ 
Programms die von Statistik Austria erhobenen Konsumda-
ten, um die Auswirkung von Haushaltsentscheidungen auf 
globale CO2-Emissionen zu ermitteln. Auf dieser Grundlage 
wurden außerdem Abschätzungen der möglicherweise durch 





Dazu wurde ein erweitertes Input-Output-Modell verwen-
det, das monetäre Zeitreihendaten über den privaten Konsum 
nutzt und diese mit Energieverbrauch und THG-Emissionen 
in Verbindung setzt. Die Summe der vorherrschenden Kon-
summuster bildet (gemeinsam mit öffentlichem Konsum, 
Bruttoinvestition und Güterausfuhr) einen wesentlichen Be-
standteil der (monetären) Endnachfrage. Sie kann als kausaler 
Verursacher aller Vorleistungsverflechtungen in der Indust-
rieproduktion und des gesamten Vertriebs und Handels an-
gesehen werden. Die so abgebildete Emissionsverantwortung 
des Haushaltssektors ist wesentlich umfassender als in den im 
vorigen Abschnitt diskutierten Energiemodellen (wo als Emis-
sion von Haushalten vorwiegend nur der direkte Energiever-
brauch in Wohngebäuden abgebildet wurde). Hier werden 
etwa die Vorleistungen aller Güter und Dienstleistungen be-
rücksichtigt, die Haushalte konsumieren, so z. B. auch die von 
Privathaushalten an Tankstellen bezogenen Kraftstoffe oder 
allgemeine Dienstleistungen wie z. B. heimisch nachgefragter 
Tourismus. Das Input-Output-Modell ermöglicht außerdem 
nicht nur die direkten, in Österreich anfallenden CO2-Emis-
sionen abzuschätzen, sondern auch – soweit die schwierig zu 
erhaltende Kohlenstoffintensität der Importe nach Herkunfts-
land bekannt ist – entlang der gesamten Wertschöpfungskette 
(dem Lebenszyklus der Produkte und Dienstleistungen fol-
gend), jene indirekten „grauen“, durch Konsum von aus dem 
Ausland importierten Vorleistungen und Produkten induzier-
ten Emissionen annähernd zu quantifizieren. Dabei kann man 
jedoch eine Einheit „importierter“ Emissionen (also: einge-
bettet in eingeführte Güter) nicht einfach mit einem Ausstoß 
einer Einheit von Emissionen in die Atmosphäre gleichsetzen 
(Peters und Hertwich, 2008; Lindner et al., 2013; Jakob et al., 
2014; Steininger et al., 2014).
* lt. Prognose und Öko-Institut e.V. 
** lt. Steering Szenario 
*** lt. Prognose und Öko-Institut e.V. sowie 
Prognose, EWI und GWS
Restbestand fossiler ET in Industrie (v. a. Stahl, Aluminium, Zement)
³
 ab 2020 deutliche Entkoppelung von Wirtschaftswachstum und Energieverbrauch
³
 Endenergieverbrauch Österreichs von 1 060 PJ (2010) auf 540 PJ (2050)
Auch Entwicklung der CO2-Emissionen bis 2050 dargestellt!! 
³
 mehr als 90 % der CO2-Emissionen können im Vergleich zu 2008 eingespart wer-





Private Haushalte** Dienstleistungen** Produzierender Bereich*** Landwirtschaft Insgesamt (Schätzung)
2050 Basisjahr 
(2010)
2020 2050 Basisjahr 
(2010)
2020 2050 Basisjahr 
(2010)
2020 2050 Basisjahr 
(2010)
2020 2050 Basisjahr 
(2010)
2020 2050
Endenergiebedarf in PJ / a (Veränderung 2008–2050 in %)
. .   .   . . . .   .  
 .   .   .   .   .  
. .   .   .   .   .  
 .   .   .   .   .  
. . ? ? .   .   . . . .  
 .   .   .   .  0 .  
 .  0 .  0 .   .   .  
. .  0 .   .   . . . .  
ca. 105 ca. 260 ca. 
240
105 ca. 108 ca. 
105
< 80 ca. 309 ca. 
254
207 22 ca. 
22
21 1 057 947 543
ca. 25
23
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Das Haushaltsmodell verwendet als wesentliche Faktoren 
für die Nachfragestruktur vorherrschende Haushaltsausgaben, 
Preisinformationen, Einkommen und andere sozioökono-
mische Komponenten. Lebensstile und Konsumpräferenzen 
wurden in dem ProVision Projekt mit statistischen Methoden 
durch den Ausschluss des Beitrags anderer Variablen als Resi-
dualwert ermittelt.
Die Analyse zeigt, dass zusätzlich zu den durch den Konsum 
privater Haushalte im Inland direkt verursachten Emissionen 
von jährlich 19,6 Mt CO2 (z. B. Raumwärmebereitstellung, 
Nutzung von Privatautos) weitere 16,7 Mt durch die private 
Nachfrage von inländische Industriegütern verursacht wird, 
sowie 17,4 Mt im Ausland aufgrund der von Privathaushalten 
nachgefragten Importe. Insgesamt umfasst die Emissionsver-
antwortung der Haushalte etwa 70 % der in der nationalen 
THG-Bilanz Österreichs beschrieben Gesamtemissionen (sie-
he Tabelle 6.6). 
Im Rahmen dieser Studie wurde auch versucht abzuschät-
zen, in welcher Größenordnung Verhaltensänderungen des 
Haushaltssektors zu ambitionierten THG-Reduktionen bei-
tragen könnten. Durch statistische Abgleichmethoden wurden 
die Einflüsse der Haushaltspräferenzen von anderen Faktoren 
getrennt. Haushalte konnten dann anhand ihres Energiever-
brauchs unterschiedlich nachhaltigen Gruppen zugeordnet 
werden. Diese Gruppen unterschieden sich trotz ähnlicher 
Haushaltscharakteristik (Größe, Einkommensstruktur, geo-
graphische Lage etc.) im Lebensstil: Sie gaben etwa deutlich 
weniger Einkommen für Benzin / Diesel, Elektrizität, Heizung, 
etc. aus. Das Gesamtpotenzial der durch Verhaltensänderun-
gen erzielbaren Emissionsreduktionen könnte durch eine hy-
pothetische komplette Verschiebung der Verhaltensmuster in 
die Gruppe mit stark ausgeprägtem nachhaltigem Verhalten 
abgeschätzt werden. Dieses Gedankenexperiment zeigt, dass 
erhebliche Reduktionen in der Energienachfrage und in den 
direkten Emissionen durch Haushalte in der Größenordnung 
von rund 6 Mt CO2 möglich wären (Band 3, Kapitel 5). Die 
indirekten (induzierten) Emissionen durch Haushalte in der 
inländischen Industrieproduktion würden leicht sinken, 
während die im Ausland durch Haushaltskonsum induzierten 
Emissionen leicht steigen würden. Das Projekt untersuchte 
allerdings keine Maßnahmen oder Instrumente, um eine 
solche Verhaltensänderung tatsächlich umzusetzen, und 
kombinierte die erzielten Einsichten auch nicht mit einem 
konkreten Szenario der technischen Klimastabilisierung (siehe 
Tabelle 6.7).
Auch die Publikation „Energieszenarien 2030“ (Kratena und 
Meyer, 2011) untersuchte unter anderem die Handlungsmög-
lichkeiten von Haushalten zum Klimaschutz. Die darin vorge-
stellten Szenarien bilden die Grundlage für THG-Szenarien des 
Umweltbundesamtes und werden sowohl im „Monitoring Me-
chanism 2011“ als auch in Berichten im Zuge des UNFCCC 
und für die Österreichische Klimastrategie 2020 verwendet.
Abbildung 6.6 Einbettung der territorial- und produktionsseitigen Bilanzierung nach UNFCCC (1), die sich auf direkte Emissionsverantwor-
tung konzentriert, bzw. in alternative, anhand von Lebenszyklusanalysen definierte Bilanzrahmen (2–4), die ergänzend auch indirekte, kons-
umbezogene Emissionsverantwortungen berücksichtigen; Quelle: Modifiziert nach WWF UK (2006) 
Figure 6.6 Contextualization of the territorial and production oriented scope definition of UNFCCC (1) which focuses on responsibility for 


























3. indirekte Umweltwirkung (embodied impacts)
2. Externe (transportbezogene) Umweltwirkung





Die in dieser Studie erstellten Szenarien beinhalten: (i) ein 
Referenzszenario (mit Maßnahmen, MM), in dem Politik-
maßnahmen und Klimaziele, die vor dem 2. Februar 2010 in 
Kraft traten, Berücksichtigung fanden, sowie (ii) ein Szenario 
von zusätzlichen klima- und energiepolitischen Maßnahmen 
(mit zusätzlichen Maßnahmen, MZM), das eine Reihe dar-
über hinausgehende Maßnahmen zur THG-Vermeidung be-
rücksichtigt.
Relevante Umweltgesetzgebung, die bereits im Szenario 
(i) berücksichtigt wurde, beinhaltet die zahlreichen EU Di-
rektiven, die bereits in nationalen Gesetzgebungen umgesetzt 
wurden. Darunter befindet sich: Umweltförderung Inland 
(UFI), der Klima und Energiefonds (kli:en), weitere nationale 
Programme (z. B. „klima:aktiv Mobilität“), sowie Programme 
auf Länderebene (z. B. finanzielle Anreize zur energetischen 
Biomassenutzung). Details dieser Maßnahmenbündel wurden 
bereits in früheren Kapiteln aufgelistet. Politikmaßnahmen 
im Haushaltssektor konzentrieren sich auf Verbesserungen 
der Energieeffizienz von Investitionsgütern (Gebäude, Heiz-
systeme, Fahrzeuge, elektrische Geräte). Insbesondere betrifft 
dies Gebäude, während im Bereich des Transports einige der 
Maßnahmen bereits Verhaltensänderungen berücksichtigen. 
Die vorgeschlagenen Politikmaßnahmen wurden dazu in Pa-
rameter übersetzt, die in den jeweils von Projektpartnern ver-
wendeten Bottom-Up-Modellen umgesetzt wurden. Die aus 
den Modellen resultierenden Indikatoren zur Energieeffizienz 
wurden dann als Inputdaten in das Top-Down-Modell einge-
speist. Dies war etwa der Fall für die parametrische Umsetzung 
der Energiedienstleistung Raumwärme. Die Bottom-Up- und 
Top-Down-Modelle wurden auch bezüglich der Investitionen 
in energieeffiziente Gebäudesanierung harmonisiert, sowie zur 
Ermittlung der notwendigen Förderungen, um die Energieef-
fizienz des Gebäudesektors zu verbessern. Die vorgeschlagenen 
Politikmaßnahmen in diesem Bereich des Energieverbrauchs 
der Haushalte umfassen: 
?? Entwicklung neuer Standards zur Beurteilung der Ener-
gieeffizienz von Gebäuden
?? Wohnbauförderung, die entlang der neuen energetischen 
Gebäudestandards allokiert wird
Darüber hinaus wurden in den „Energieszenarien 2030“ 
weitere technische und verhaltensändernde Maßnahmen im 
Transportsektor wie im Haushaltsbereich berücksichtigt. 
Technische Maßnahmen, die auf eine Verbesserung der Ener-
gieeffizienz der Privatfahrzeuge abzielen, beinhalten: 
?? Förderung von energieeffizienten Fahrzeugen und neuar-
tiger Antriebstechniken
?? Förderung von erneuerbaren Treibstoffen (Biokraftstoffe)
Tabelle 6.6 Durch Konsum von österreichischen Haushalten induzierte CO2-Emissionen (1 000 Tonnen); Quelle: Kratena et al. (2009) 
Table 6.6 CO2-emissions induced by consumption of Austrian households (1 000s of tons); Source: Kratena et al. (2009)
2000 2001 2002 2003 2004 2005
a) Direkte CO2 Emissionen, Haushalte 18 479 20 071 19 836 20 536 20 306 19 665
als % der Gesamtemissionen (direkt & 
indirekt) der Haushalte
38,6 % 47,8 % 48,2 % 46,9 % 46,4 % 36,6 %
b) Indirekte CO2 Emissionen der Haus-
halte aus dem Konsum innländisch 
produzierter Güter & Dienstleistungen
15 185 16 529 15 780 16 602 16 591 16 683
als % der Gesamtemissionen (direkt & 
indirekt) der Haushalte
31,7 % 39,4 % 38,4 % 37,9 % 37,9 % 31,0 %
c) Indirekte CO2 Emissionen der Haushal-
te aus dem Konsum importierter Güter & 
Dienstleistungen
14 272 5 360 5 508 6 676 6 835 17 420
als % der Gesamtemissionen (direkt & 
indirekt) der Haushalte
29,8 % 12,8 % 13,4 % 15,2 % 15,6 % 32,4 %
Gesamtemissionen der Haushalte  
(Summe a+b+c)
47 935 41 960 41 124 43 814 43 732 53 768
als % der nationalen, direkten CO2 
Emissionen (d)
73 % 62 % 60 % 60 % 60 % 71 %
d) Nationale direkte CO2 Emissionen to-
tal (ohne indirekte Emissionen durch den 
Konsum von Importen/Exporten)
65 283 67 639 68 635 73 021 73 429 75 981
Band 3: Klimawandel in Österreich: Vermeidung und Anpassung
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b) Indirekte CO2 Emissionen der Haushalte aus dem Konsum inländisch 
produzierter Güter & Dienstleistungen
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c) Indirekte CO2 Emissionen der Haushalte aus dem Konsum importierter 
Güter & Dienstleistungen















Tabelle 6.7 Änderungen der CO2-Emissionen durch vollständige Nutzung des Potenzials von Lebensstiländerungen. Quelle: Kratena et al. 
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Maßnahmen, die auf Änderungen im Mobilitätsverhalten ab-
zielen:
?? Förderung des öffentlichen Verkehrs
?? Mobilitätsmanagement
?? Verbesserte Raumplanung mit Berücksichtigung von Op-
tionen der Transportvermeidung
?? Ökologisierung von Steuern und Anreizsystemen
Insgesamt ist festzustellen, dass die in den „Energieszenari-
en 2030“ entwickelten Transformationspfade zu einer Ener-
gie- und THG-Effizienten Wirtschaftsform weitgehend auf 
Änderungen der Investitionsgüter abzielen, soweit diese 
Maßnahmen mit den verwendeten Modellen abzubilden waren. 
Lediglich im Bereich privater Transport wurden Änderungen 
im Verhalten als Teil einer Klimastrategie in Erwägung 
gezogen, wobei aber nicht explizit beschrieben wurde, mit 
welchen Steuerungsinstrumenten diese Verhaltensänderung 
bewirkt werden könnte.
Um die Sensitivität des Energieverbrauchs auf Änderungen 
im Wirtschaftswachstum analysieren zu können, wurden bei-
de Szenarien (MM und MZM) zusätzlich unter der Annahme 
eines geringeren Wirtschaftswachstums (1,5  % / Jahr anstelle 
von 2 %; MMsens und MZMsens) berechnet. Um für diese 
Sensitivitätsanalyse ein konstantes Szenario des wirtschaftli-
chen Umfelds von Österreich zu entwerfen wurde davon aus-
gegangen, dass das geringe BIP-Wachstum Österreichs durch 
geringeres globales Wachstum hervorgerufen wurde, was auch 
in geringeren globalen Energiepreisen bis 2030 resultiert.
Während sich die beiden gerade vorgestellten Arbeiten 
vorwiegend mit dem Beitrag, welchen Haushalte als Akteure 
zum Klimaschutz leisten können, befassten, untersuchte eine 
weitere Studie die ökonomischen Auswirkungen verschiede-
ner Klimaschutzmaßnahmen auf die Haushaltseinkommen. 
Im Projekt KONSENS (KONSumentInnen und ENergie-
Sparmaßnahmen: Modellierung von Auswirkungen energie-
politischer Maßnahmen auf KonsumentInnen, geleitet vom 
SERI, 2011), untersuchte das SERI gemeinsam mit GWS 
die Verteilungseffekte von Politikmaßnahmen, die zur Stei-
gerung der Energieeffizienz und zu Klimaschutzmaßnahmen 
diskutiert werden (Besteuerung von CO2, Handel von CO2-
Emissionszertifikaten privater Haushalte, Reform der Wohn-
bauförderung), unter Verwendung des integrierten umwelt-
ökonomischen Modells „e3.at“ (Wolter et al., 2011). Um diese 
Analyse durchführen zu können wurde das Modell erweitert, 
um Haushaltstypen unterscheiden zu können. 
Das Projekt KONSENS zielt darauf ab, Verteilungseffek-
te spezifischer energie- und klimapolitischer Maßnahmen zu 
untersuchen. Drei mögliche Politikmaßnahmen wurden zur 
Modellierung und Analyse ausgewählt: Die Einführung han-
delbarer CO2-Emissionszertifikate für alle BürgerInnen (auch 
unter dem Begriff „Individueller Kohlenstoffhandel“ oder 
„CO2-Konto“ diskutiert), die Einführung einer Besteuerung 
auf CO2-Emissionen und eine Reform der gegenwärtigen 
Wohnbauförderung (um eine Änderung der Ausrichtung von 
der gegenwärtigen vorwiegenden Förderung von Neubauten 
in Richtung vermehrte Förderung von Renovierung, Erhal-
tung und energetischer Verbesserung des Gebäudebestands zu 
erreichen).
Im Projekt KONSENS wurde das Modell e3.at um ein so-
zioökonomisches Modul erweitert um 25 verschiedene Haus-
haltstypen, die sich hinsichtlich Haushaltsgröße und Einkom-
men unterschieden, abbilden zu können. Die Modellergebnisse 
zeigen, dass Haushalte in unterschiedlichem Ausmaß von den 
drei Maßnahmen betroffen waren. Das persönliche CO2-Kon-
to wirkt hauptsächlich auf Haushalte mit hohem Einkommen 
und mit wenigen Haushaltsmitgliedern. Eine deutlich posi-
tive Auswirkung auf CO2-Emissionen ist nur möglich, wenn 
alle Haushalte die Möglichkeit haben Verhaltensänderungen 




Eine CO2 Steuer würde große Haushalte mit geringen Ein-
kommen überproportional betreffen; bereits jetzt geben diese 
große Anteile ihres verfügbaren Einkommens für das Heizen 
und andere Energieausgaben aus. Kleine Haushalte mit ho-
hem Einkommen wären im Vergleich dazu weniger betroffen. 
Eine Verringerung der Sozialversicherungsbeiträge oder der 
Einkommenssteuer hätte keine deutlichen Vorteile für Haus-
halte geringen Einkommens oder für Haushalte die nicht am 
Erwerbsleben teilnehmen.
Eine Reform der Wohnbauförderung mit Auflagen zur 
energetischen Renovierung hätte negative Effekte für kleine 
Haushalte mit geringem Einkommen und Wohnungseigen-
tum (die etwa durch Erbschaft erworben wurden). Die Zahl 
solcher Haushalte in Österreich ist allerdings relativ gering. 
Große Haushalte mit höherem Einkommen sind hier in der 
Regel auch Eigenheimbesitzer. Im Vergleich zu allen anderen 
Haushaltstypen (mit oder ohne Wohnungseigentum), wären 
große Haushalte mit hohen Einkommen von dieser Maßnah-
me stärker betroffen als kleinere Haushalte mit geringerem 
Einkommen.
Unternehmen 
Wie bereits im Abschnitt 6.4.1 in den Szenarienanalysen ge-
zeigt wurde, stellt der Klimaschutz für Unternehmen, insbe-
sondere im Industriebereich, eine besondere Herausforderung 
dar. Dabei besteht in diesem Sektor deutliches Potenzial zur 
Emissionsvermeidung durch Prozessintegration und Zusam-
menarbeiten zwischen dem produktiven Gewerbe und dem 
Sektor Energieumwandlung (z. B. Möglichkeiten der Abwär-
meauskopplung, Ko-Produktion von Strom, Dampf, Wärme, 
Kälte, energetische Nutzung von Abfallstoffen). Auch wenn 
Details von technischen Prozessen und Infrastrukturen im 
Industriebereich oft als Betriebsgeheimnis unveröffentlicht 
bleiben, bestehen in diesen Sektoren gemeinsame Interessen, 
durch die bei Verbesserungen der industriellen Prozesse Mög-
lichkeiten des Klimaschutzes entstehen. Neben inkrementel-
len Fortschritten der Prozesstechnik durch graduelle Änderun-
gen, bestehen im produzierenden Gewerbe auch erhebliche 
Möglichkeiten für Emissionseinsparungen durch radikale In-
novationen, z. B. dem Umstieg auf nachwachsende Rohstoffe 
statt petrochemischer Ausgangsmaterialien, Verwendung von 
„green chemistry“, etwa enzymbasierten, biokatalytischen 
Verfahren, statt konventionellen Prozessen mit hohen Tempe-
ratur- und Druckbereichen, etwa in der Faser- und Textilin-
dustrie. Der Energieverbrauch im Industriebereich insgesamt 
ist substantiell, die Zahl der Akteure ist hingegen im Vergleich 
zum Haushaltssektor überschaubar. Investitionsentscheidun-
gen sind oft rationaler und langfristig orientiert und der Zu-
gang zu Finanzmitteln für Verbesserungen der Energieeffizienz 
ist leichter insbesondere wenn die Industrieprozesse ener-
gieintensiv sind und die dabei erzielbaren Kosteneinsparun-
gen substantiell sind. Um diese Veränderungen zu realisieren, 
sind langfristig antizipierbare Preissignale geeignete Lenkinst-
rumente. National und EU-weit koordinierte und bindende 
Effizienzziele haben daher eine zentrale Bedeutung und es 
bestehen zahlreiche Mechanismen und Strukturen, mit de-
nen mögliche Wettbewerbsnachteile effektiv verhindert wer-
den können. Aus anderen Bereichen der Umweltgesetzgebung 
(z. B. Ozonschutz, saurer Regen, Gewässerschutz) bestehen 
umfangreiche institutionelle Erfahrungen, wie solche Vorlagen 
de-facto umsetzbar sind.
Regionale Energieagenturen, die mit den verschiedenen 
Akteuren, Ressourcenpotenzialen und der Nachfragestruk-
tur vertraut sind, können eine wichtige Rolle als Vermittler 
spielen, um etwa lokale Energiemärkte wie Wärmenetzwerke 
umzusetzen. In vielen der österreichischen Klima- und Ener-
gie-Modellregionen werden solche Ansätze bereits verfolgt. 
Regelmäßig verpflichtende, energiebezogene Zertifizierungen 
und Audits tragen bei harmonisierte Daten bereitzustellen 
und Integrationspotenziale zu lokalisieren. Energiedienstleis-
tungsgesellschaften können letztendlich in Zusammenarbeit 
mit dem Finanzsektor die Umsetzung solcher Maßnahmen 
planen. Derzeit fehlt allerdings oft noch der politische Wil-
le, effektive Sanktionsschritte bei Nichteinhalten vereinbarter 
Effizienzfortschritte gegenüber industriellen Interessenvertre-
terInnen durchzusetzen (etwa bei der Umsetzung der von der 
EU vorgegebenen Richtlinien zu Fortschritten der industriel-
len Energieeffizienz).
Im Weiteren wird zunächst auf zwei Energieszenarien mit 
mittelfristigem Zeithorizont (2030 bzw. 2020) verwiesen, 
in denen unter anderem auch Maßnahmen zur Reduktion 
der THG-Emissionen von Unternehmen analysiert wurden. 
Nachdem eine Vielzahl von Unternehmen (bzw. deren Verbän-
de und Interessengruppen) bereits eigenständige Initiativen 
des Klimaschutzes ergriffen haben, werden im Folgenden eine 
Reihe dieser oft freiwillig unternommenen Ansätze vorgestellt.
Die im vorigen Abschnitt vorgestellte Studie „Energie-
szenarien 2030“ behandelt im Szenario MZM sowohl den 
Industriesektor als auch den Energiesektor im Detail. Der 
überwiegende Teil der Industrie und insbesondere die größten 
Verbraucher sind allerdings bereits in das europäische System 
zum Emissionshandel eingebunden, so dass darüber hinaus-
gehende Emissionsreduktionen nur über Verteilungsmecha-
nismen (Versteigerungen bzw. Verteilung anhand von ange-
stammten Rechten) oder durch eine weitere Verschärfung und 
Band 3: Klimawandel in Österreich: Vermeidung und Anpassung
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Reduktion der Emissionsrechte erreichbar sind Heller et al., 
2011). Um Effizienzsteigerungen in der Nutzung von Elek-
trizität in unterschiedlichen Industriesektoren zu erreichen, 
wurden zusätzliche Politikmaßnahmen in der Szenarioanalyse 
implementiert. Im Gütertransportsektor wurden Maßnahmen 
zur Förderung energieeffizienter Transportmodi berücksich-
tigt, sowie Möglichkeiten der Reduktion von Transportvolu-
mina durch Verbesserungen der Logistik.
Das Projekt e-co, finanziert vom Österreichischen Klima- 
und Energiefonds, untersuchte die Auswirkungen stringenten 
Klimaziele auf die Wirtschaft. Das SERI gemeinsam mit GWS 
und RWTH-Aachen waren im Projektteam. Vier Szenarien 
wurden entwickelt:
?? Substitution fossiler Energieträger durch erneuerbare 
Quellen: Szenario „Wir nutzen die richtige Energie“
?? Verbesserung der Energieeffizienz: Szenario „Wir nutzen 
Energie effizient“
?? Reduktion des Energieverbrauchs durch Verhaltensände-
rungen: Szenario „Wir nutzen Energie verantwortlich“
?? Integrierende Szenario: „Wir nutzen die richtige Energie 
verantwortlich und effizient“ beinhaltet alle Schwerpunk-
te der verschiedenen Szenarien in ausgewogener Form
?? Um die Wirksamkeit einzelner Szenariomaßnahmen ge-
genüber dem Status Quo vergleichen zu können, wurde 
ein Referenzszenario (business-as-usual, BAU) gerechnet
Die Ergebnisse waren ernüchternd. Lediglich eines der Sze-
narien, erreichte das Ziel von 34 % Anteil erneuerbarer Ener-
gien am Verbrauch von Endenergie im Jahr 2020, wobei zur 
Berechnung des Anteils erneuerbarer Energieträger die von in 
der Richtlinie EG/2009/28 (EU, 2009) definierten Methoden 
verwendet wurden. Keines der Szenarien führte zu einer Emis-
sionsreduktion von CO2 unter den Wert von 1990 (62 Mio. t 
CO2). Das Kyoto Ziel von Österreich wäre 13 % unter dem 
Wert von 1990 gelegen. Die traditionellen Szenarien, die sich 
entweder auf die Ausweitung erneuerbarer Energieträger kon-
zentrieren oder auf die effiziente Nutzung von Energie, sind 
hilfreich, um Wege zu Änderungen im Energiemix und Ein-
sparungspotenziale zu identifizieren. In der Klimawirkung war 
sogar das integrative Szenario „Wir nutzen die richtige Energie 
verantwortlich und effektiv“, das als einziges das 34 % Erneu-
erbare-Ziel erreicht hatte, unzureichend für die Erreichung 
der 2020 CO2-Ziele. Die Emissionen wurden mit 67 Mt CO2 
errechnet. Auch in diesem Szenario wurden damit die CO2-
Ziele für 2020 nicht erreicht.
Zusammenfassend kann zu dieser Studie gesagt werden, 
dass in Österreich tiefgreifende Verhaltensänderungen die 
deutlichsten Klimaschutzpotenziale beinhalten. Eine Trans-
formation zu einem nachhaltigen Energiesystem bringt dar-
über hinaus auch positiven Begleitnutzen für die österreichi-
sche Wirtschaft mit sich. Angemerkt werden sollte allerdings 
auch, dass die in den vergangenen Jahren bis 2012 erfolgte 
Ausweitung der erneuerbaren Energieträger bereits die im Re-
ferenz-Szenario bis 2020 zugrundeliegenden Trends deutlich 
übersteigt.
Neben den regulatorischen Ansätzen des Klimaschutzes 
sind im privatwirtschaftlichen Bereich insbesondere auch 
freiwillige Initiativen zum Klimaschutz als Beispiele verant-
wortlichen Wirtschaftens anzuführen. Das Carbon Disclosure 
Project (CDP) ist beispielsweise eine wirtschaftsnahe, interna-
tionale und gemeinnützige Organisation, die ein internatio-
nales System zur Messung und Darstellung von Umweltdaten 
für Unternehmen und Städte anbietet (CDP, 2013). Es moti-
viert Firmen, relevante Umweltdaten in vergleichbarer Weise 
offenzulegen und ermöglicht so Maßnahmen zu erarbeiten 
um negative Umwelteinflüsse und den Ressourcenverbrauch 
zu minimieren. Das CDP erstellte auf diese Weise eine umfas-
sende Sammlung von Primärdaten zu Klimawandel sowie zu 
Risiken im forstwirtschaftlichen Bereich und zur Wassernut-
zung und kann diese für strategische Entscheidungen im pri-
vatwirtschaftlichen Bereich, für Investitionsberatungen oder 
Politikmaßnahmen zur Verfügung stellen. Es behauptet, die 
weltweit umfassendste Datensammlung zu Energieverbrauch 
und THG-Emissionen geschaffen zu haben, die etwa 26 % der 
anthropogenen CO2-Emissionen abdeckt, so sind etwa auch 
die 250 größten Stromproduzenten eingebunden.
Viele der gesammelten Daten wurde vorher in vergleich-
barer Weise noch nie zentral erfasst. Diese Information wird 
insbesondere für InvestorInnen, Firmen und regulierende In-
stanzen als nützlich angesehen, um wohlüberlegte Entschei-
dungen treffen zu können, die auch zukünftige Risiken durch 
sich möglicherweise änderndes Umweltrecht, mögliche zu-
künftige Haftungsfragen und gerichtliche Klagen, sowie sich 
ändernde Grundeinstellungen von KonsumentInnen gegen-
über Hauptverursachern des Klimawandels berücksichtigen. 
Eine Abschätzung der Marktgröße von energiebezogenen In-
vestitionsgütern (Kraftwerken, Raffinerien etc.) des CDP in 
den kommenden 30 Jahren liegt bei etwa 27 Bio. (1012) US$. 
Entsprechend der ökologischen Modernisierung hält das 
CDP es für entscheidend, dass Technologien über markt-
wirtschaftliche Prozesse ausgewählt und umgesetzt werden. 
Dem folgend sollte (a) der Energieeffizienz von Investitions-
projekten eine höhere Bedeutung gegeben werden; (b) aktu-
elle Emissionen sowie geplante Reduktionsziele von Firmen 




schäftsmodelle entwickelt werden; (d) die Preisentwicklung 
für Klimagasemissionen in verschiedenen Szenarien ermittelt 
werden und davon abhängig Veränderung der Wirtschaftlich-
keit alternativer Energiequellen analysiert werden.
Für individuelle Berichte von Firmen im Rahmen der pri-
vatwirtschaftlichen Umweltverantwortung (CSR) wurden ver-
schiedene Gütesigel und Berichtsysteme etabliert. Der Koh-
lenstofffußabdruck spielt dabei eine zunehmende Bedeutung 
zur Konsumenteninformation. Fußabdrucksberechnungen 
für Firmen können entlang unterschiedlicher und einan-
der ergänzender Bilanzrahmen erstellt werden. Drei Ebenen 
werden dabei unterschieden: (1) „scope 1 carbon footprint“ 
umfasst die direkten Emissionen aller Aktivitäten des Unter-
nehmens, inklusive der Gebäude und der Verwaltung, indust-
rieller Prozesse, Fahrzeuge etc.; (2) „scope 2 carbon footprints“ 
berücksichtigen Emissionen von energiebezogenen Prozessen 
die außerhalb („up- und downstream“) der unternehmensei-
genen Verantwortlichkeit stattfinden (z. B. Elektrizitätserzeu-
gung, Fernwärme, Raffinerieprodukte); (3) werden Inventare 
für „scope 3“ Emissionen oft produktspezifisch und auf eine 
Konsumeinheit bezogen berichtet. Sie betrachten Emissionen 
über den gesamten Lebenszyklus eines Produkts oder einer 
Dienstleistung. Dabei werden Emissionen über die gesam-
te Wertschöpfungskette betrachtet: bei der Gewinnung der 
Rohmaterialien (die oft durch Zulieferfirmen erfolgt), bei 
der eigentlichen Produktherstellung, bei Nutzung des Pro-
dukts durch KonsumentInnen, sowie bei der Wiederverwer-
tung oder Entsorgung. Betrachtungen dieser Ebene sind am 
komplexesten, weil spezifische Abgrenzungen zu treffen sind 
und vielfache Risiken von Doppelzählungen bestehen. Sie 
informieren aber, an welcher Stelle des Lebenszyklus Klima-
schutzmaßnahmen am effizientesten eingesetzt werden kön-
nen und ermöglichen KonsumentInnen direkte Vergleiche 
zwischen Produkten und Dienstleistungen herzustellen und 
somit den Konsum klimafreundlich auszurichten. Der erste 
Kohlenstofffußabdruck von Produkten wurde vom „Carbon 
Trust“ (2006) registriert und die inzwischen abgeschlossene 
Entwicklung des ISO Standards 14067 hat erheblich zum 
methodischen Verständnis von Kohlenstofffußabdrücken 
beigetragen.
Kohlenstofffußabdrucksrechner ermöglichen eine auto-
matisierte Berechnung des ökologischen Fußabdrucks von 
Klimagasemissionen und funktionieren auf der Ebene von 
Haushalten oder von Einzelpersonen. Letztere berücksichti-
gen normalerweise den Aufwand für Wohnraum, Mobilität, 
Ernährung und Konsum (Schächtele und Hertle, 2007). Eini-
ge Rechner beinhalten auch Emissionen durch genutzte Infra-
struktur oder durch das soziale Umfeld und weitere Dienstleis-
tungen die im Entscheidungsbereich einer Person stehen. Sie 
zeigen auf diese Weise, dass individuelle Entscheidungen sehr 
wohl einen Unterschied machen können, aber ein erheblicher 
Anteil an Umweltwirkungen auch durch gesellschaftliche Um-
stände bedingt ist.
Ein Beleg dafür, dass das Problembewusstsein zum Klima-
schutz in der Bevölkerung inzwischen sehr wohl wahrgenom-
men wird und „in der gesellschaftlichen Mitte angekommen 
ist“, kann daran gesehen werden, dass nahezu alle in Öster-
reich operierenden Einzelhandelsketten inzwischen speziell 
klimafreundliche Produktlinien eingeführt haben.
Unternehmen haben großes Potenzial als Klimaschutzak-
teure, vor allem unter klimaschutzorientierten Rahmenbedin-
gungen. Die Wirkung freiwilliger Initiativen und Vereinbarun-
gen in der Privatwirtschaft blieb bisher aber eher inkrementell 
denn transformativ.
Staat 
Wesentliche Elemente, Strategien und Herausforderungen 
österreichischer Klimapolitik wurden bereits in Band 3, Ka-
pitel 1 vorgestellt. Als Ergänzung zur ursprünglich 2002 im 
Ministerrat beschlossenen, und 2007 erneut überarbeiteten 
Klimastrategie, ist die im März 2010 vorgestellte Österrei-
chische Energiestrategie die umfassendste und detaillierteste 
Sammlung von Maßnahmen zum Klimaschutz unterschied-
licher Akteure. 
In der Klimastrategie finden sich bereits neben einer Be-
standsaufnahme wichtiger Klimaschutztechnologien für die 
Bereiche Energie, Verkehr und Landwirtschaft ein detaillierter 
Maßnahmenkatalog, der unter anderem ambitionierte Vor-
schläge wie z. B. eine Steigerung der Sanierungsrate des Ge-
bäudebestands von 1,4 % / Jahr (thermische Sanierung sogar 
nur 0,8 %) zwischen 1991 und 2001 auf zumindest 3 % / Jahr, 
mittelfristig bis 5 % /J ahr vorschlägt. Allerdings werden diese 
Maßnahmen bisher nicht durch bindende gesetzliche Vorga-
ben verschränkt.
Mehrere Arbeitsgruppen entwickelten eine Energiestrategie 
und stellten sie 2010 der Bundesregierung vor. Drei Haupt-
strategierichtungen wurden darin erarbeitet: Verbesserung der 
Energieeffizienz, Erhöhung des Anteils an erneuerbaren Ener-
giequellen, sowie Sicherstellung der Energieversorgung. Wei-
ters wurde das Ziel der Stabilisierung des Energieverbrauchs 
auf dem Wert von 2005 (1 100 PJ) bis 2020 bekräftigt.
Das 2011 verabschiedete Klimaschutzgesetz, das sich mit 
verwandten Themen befasst, lässt jedoch zentrale Fragen der 
Lastenverteilung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden 
bei Nichterreichen der Ziele (z. B. Kostenaufteilung für mög-
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licherweise nötige Zukäufe von handelbaren Emissionszertifi-
katen) ungelöst (siehe auch Band 3, Kapitel 1).
Als EU-Mitglied ist Österreich zur Steigerung der Energie-
effizienz verpflichtet. Dementsprechend sollen laut dem der-
zeit als Gesetzesentwurf vorliegenden Energie-Effizienzgesetz 
EnergieverbraucherInnen zu höherer Effizienz motiviert wer-
den. Der Entwurf ist jedoch noch in Diskussion.
Zivilgesellschaft 
An verschiedenen Stellen wird der Ruf nach verstärkter 
direkter Partizipation der BürgerInnen an Europäischer Kli-
mapolitik geäußert. Eine Reihe von Initiativen eröffnet dazu 
Möglichkeiten, wenn auch bisher nur in begrenztem Maße. So 
eröffnet eine Transformation des Energiesystems in Richtung 
hoher Anteile erneuerbarer Energiequellen, Optionen zur wei-
teren Demokratisierung der Energiemärkte.
Erneuerbare Energien bergen das Potenzial, einer breiten 
Zahl an AkteurInnen Teilhabe an diesem Markt zu ermög-
lichen und regionale Wertschöpfungsketten aufzubauen. 
Je nach regionaler Ressourcenausstattung und Energiebe-
darfsprofil bieten sich dabei eine Vielzahl unterschiedlicher 
energietechnologischer Lösungen an. Im Rahmen des Klima- 
und Energiefonds wurden in diesem Zusammenhang eine 
bedeutende Anzahl von Klima- und Energiemodellregionen 
gefördert. Seit seiner Gründung 2007 hat der Fonds bis 2012 
rund 730 Mio. € an Fördermitteln in über 120 Modellregio-
nen3 ausgegeben). Eine räumliche Datenbank mit Vorzeige-
projekten („best practice“) wurde erstellt und die AkteurInnen 
in der Region besser vernetzt, wodurch neue Wege sozialer 
Innovation entstanden.
Der Zugang zu Finanzierungsmöglichkeiten für erneuerba-
re Energiemaßnahmen stellt nach wie vor eines der wesentli-
chen Hindernisse auf dem Weg zur Transformation des öster-
reichischen Energiesystems dar. Dennoch lassen sich Beispiele 
zivilgesellschaftlicher Initiativen für die Transformation zur 
Klimaverträglichkeit im Bereich des „Crowdfundings“, dessen 
Ausgestaltung derzeit von der Finanzmarktaufsicht geprüft 
wird, anführen.
3 http://www.waermeatlas.at/
6.4 Übersetzen (globaler) 
Transformationspfade in nationale 
und lokale Strategien zur 
Klimawandelvermeidung 
6.4 Translating (global) transformation 
pathways into national- and 
local strategies of climate change 
mitigation
Die integrierten Bewertungsmodelle, in denen Szenarien zur 
wirtschaftlichen Entwicklung mit Ressourcen- und Ener-
giesystemmodellen in Verbindung gesetzt werden und die 
Rückkopplungen auf Öko- und Klimasysteme untersuchen 
können, gehen aufgabengemäß von der globalen Skalenebene 
aus, die normalerweise in etwa 5 bis 25 globale Teilregionen 
untergliedert wird (Riahi et al., 2012). Nationalstaaten wie 
etwa Österreich sind im Rahmen dessen typischerweise nur als 
Komponente z. B. der Region „Westeuropa“ enthalten. Weil 
Europa als politische Einheit und Akteur in der internationa-
len Klimapolitik auftritt, befassen sich allerdings eine Reihe 
von Studien mit koordinierten Klimaschutzstrategien auf der 
Ebene der EU-27. Abbildung 6.7 zeigt beispielsweise einen 
möglichen Weg zur Reduktion von Klimagasen im Ausmaß 
von 80 % bis 2050 im Vergleich zu 1990 der im europäischen 
„Fahrplan für den Übergang zu einer wettbewerbsfähigen 
CO2-armen Wirtschaft 2050“ (Europäische Kommission, 
2011) vorgestellt wurde. Bedeutend ist dabei unter anderem, 
dass zum Beispiel die schwer kontrollierbaren „Nicht-CO2-
Gase“, etwa aus dezentralen Quellen wie der Landnutzung und 
in sonstigen Sektoren, in der Zukunft einen relativ großen Teil 
der Gesamtemissionen ausmachen werden, während etwa der 
Sektor Energieaufbringung sehr viel höhere Reduktionsziele 
erreichen muss und bis 2050 praktisch CO2-neutral werden 
muss. Auch werden in diesen Szenarien wichtige Zwischen-
ziele jenseits von 2020 (etwa 2030) konkretisiert. Ähnlich 
wie bei den in Österreich empirisch beobachteten sektoralen 
Emissionstrends wurde auch in diesem Szenario zunächst ein 
massiver Anstieg der transportbedingten Emissionen (+30 % 
bis 2005) berücksichtigt (siehe Tabelle 6.8).
Ausgehend von diesen ambitionierten Zielen, sind für 
die EU-27 eine begrenzte Anzahl von Studien durchgeführt 
worden, die umfangreiche Energiesystemtransformationen 
modellieren, also z. B. sowohl eine Transformation der Ener-
gieaufbringung (durch massiven Ausbau der regenerativer 
Energieträger) berücksichtigen, als auch deutliche Ambitionen 
die wachsende Energienachfrage zu begrenzen und so einen 
relativ hohen Anteil erneuerbarer Energieträger bis 2050 errei-




University durchgeführte Energy Modelling Forum Nr. 28 
(EMF28) mit einem Vergleich unterschiedlicher Modellresul-
tate zu diesem Thema (Weyant et al., 2013).
Die im Rahmen des  EMF-28 verglichenen Szenarien un-
terstützen im wesentlichen die früheren, dem Energiefahrplan 
zugrundeliegenden Modellergebnisse. Fast alle Modelle konn-
ten bis zum Jahr 2050 die THG-Emissionen um 80 % redu-
zieren mit relativen geringen BIP-Kosten bis 2040; jedoch in 
einigen Modellen, nahmen diese Kosten ab dem Jahr 2050 
stark zu. Ausführliche Modellanalysen deuteten darauf hin, 
dass Verbesserungen in der Energieeffizienz die Hauptursache 
der rückläufigen Emissionen waren (Weyant et al., 2013).
Einige Studien erlauben eine kohärente Disaggregation in 
nationale (und zum Teil subnationale) Einheiten, und können 
so der Planung von technisch robusten und kosteneffizienten 
Transformationsstrategien dienen.
Dazu gehört etwa die im Auftrag von Greenpeace (und dem 
European Renewable Energy Council) am Deutschen Zent-
rum für Luft und Raumfahrt (DLR) in Auftrag gegebene Stu-
die Energy[R]evolution die auf globaler Ebene (Greenpeace 
International, 2012), auf EU Ebene (Greenpeace Internatio-
nal, 2005), und am IHS auch für die nationale Ebene (Green-
peace Austria, 2011) durchgeführt wurde. Während sich diese 
Studie auf die technische Machbarkeit und die Auswirkung 
dezentraler Stromerzeugung konzentriert, führt sie keine de-
taillierte Kostenanalyse für den Umbau der Stromerzeugung 
durch, in der auf nationaler Ebene Preiseffekte und makroöko-
nomische Auswirkungen im Detail analysiert werden.
Die European Climate Foundation ist ebenfalls eine NGO, 
die sich für einen besseren Klimaschutz auf EU-Ebene ein-
setzt. Sie hat zu diesem Thema eine umfassende und technisch 
aufwändige Studie mit dem Titel „Roadmap 2050 – a practical 
guide to a prosperous low carbon europe“ (European Climate 
Foundation, 2010) vorgelegt. Ausgehend von einem Backcas-
ting Szenario, das vom 80 % Emissionsziel 2050 ausgeht, zeigt 
sie darin, dass der oben skizzierte Umbau des europäischen 
Energiesystems bereits mit existierenden Technologien durch-
geführt werden kann und dazu keine weiteren Innovationen 
erforderlich sind. Selbst unter relativ konservativen Annahmen 
(etwa der Preistrendprognose für fossile Energieträger der IEA 
und konservativen Lernkurven für Wind und Photovoltaik) 
sind nur kurzfristig geringe BIP-Einbußen (weniger als 0,1 %) 
errechnet, die im späteren Szenarioverlauf durch höhere Wett-
bewerbsfähigkeit überkompensiert werden würden. Die an-
fänglich höheren Investitionskosten, die sich auf jährlich etwa 
250  € pro Haushalt in Form von höheren Stromkosten be-
laufen, würden langfristig durch insgesamt geringere allgemei-
ne Energieausgaben (wegen umfangreicher Maßnahmen zur 
Energieeffizienz) aufgewogen. Ebenso wie bei der von Green-
peace in Auftrag gegebenen Studie (Greenpeace International, 
2011) wurde auch bei der ECF Studie in einem Zusatzbericht 
(European Climate Foundation, 2011) auf die erheblichen 
Kostenreduktionen und vielfältigen Begleitnutzen hingewie-
sen, wenn dieser fundamentale Umbau und die Integration 
höherer Anteile an erneuerbaren Energieträgern in einer eu-
ropaweit akkordierten Form erfolgt, sowie durch Ausweitun-
gen der Übertragungsnetze und europaweiten Energiemärkte 
begleitet wird. Die Studie zeigt überdies, dass auch bei einem 
vorwiegend dezentralen Ausbau der erneuerbaren Quellen 
(50 % der Photovoltaikerzeugung als Auf-Dach-Anlagen) die 
Investitionen in den Netzausbau erforderlich wären. Bezüglich 




















































Abbildung 6.7 Roadmap zur 
Klimastabilisierung der EU-27; 
Quellen: Europäische Kommissi-
on (2011). Anderl et al. (2013 )
Figure 6.7  Roadmap towards 
climate stabilisation for the 
EU-27. Sources: Europäische 
Kommission (2011); Anderl et 
al. (2013)
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Pumpspeicher, oder Einbindung der Speicherkapazität 
von Elektrofahrzeugen kommt die Studie zu dem Schluss, 
dass diese Speicher nicht notwendigerweise ausgebaut bzw. 
integriert werden müssten, falls sie jedoch zur Verfügung 
stünden, diese den Bedarf an „Backup Kapazität“ und rasch 
verfügbaren Regelenergiequellen verringern würden, also zur 
weiteren Kostensenkung beitragen würden.
Eine zu enge Bewertung der Szenarien ausschließlich auf 
Grundlage ihrer Klimawirkung und / oder Kostenstrukturen 
greift allerdings zu kurz. Volkswirtschaftliche Planungsent-
scheidungen müssen notwendigerweise eine breitere Palette an 
Kriterien heranziehen, um zu nachhaltigen Entscheidungsfin-
dungen zu gelangen. Einige Zusatzargumente seien daher hier 
angeführt:
In Österreich betrugen die Nettoausgaben für den Import 
fossiler Energieträger nach Österreich im Jahr 2011 rund 
15,66  Mrd.  €, etwa 3,8  % des nominellen Bruttoinlandpro-
dukts (BMWFJ, 2013). Eine deutliche Erhöhung lokal produ-
zierter Energie würde neben einer Entlastung der Handelsbilanz 
auch die Versorgungssicherheit verbessern, ein Risikofaktor der 
sich nur unzureichend monetär ausdrücken lässt.
Positive Effekte sind auch durch Verbesserungen der 
Luftqualität durch Substitution von Verbrennungsmoto-
ren und thermischen Kraftwerken zu erwarten: Da der Kfz-
Bestand in Österreich derzeit durch einen außerordentlich 
hohen Anteil (56,4  %) an Dieselfahrzeugen gekennzeichnet 
ist, von dem weniger als die Hälfte mit Partikelfiltern aus-
gerüstet sind (VCÖ, 2012), wären mit einem Umbau in 
Richtung Elektromobilität auch erhebliche Verbesserungen 
der Luftqualität verbunden, deren Effekte auf Gesundheit 
und Umwelt hier ebenfalls nicht monetär berücksichtigt 
wurden.
Im Vergleich zu konventionellen Energieträgern weisen er-
neuerbare Energiequellen auch weitere direkte positive volks-
wirtschaftliche Effekte auf, etwa wesentlich höhere Beschäfti-
gungseffekte pro generierte Energieeinheit. Diese Tendenz ist 
auch für Maßnahmen zur Verbesserung der Energie-Effizienz 
zu beobachten. 
Im Jahr 2012 lag der primäre wirtschaftliche Umsatz im 
Bereich erneuerbarer Energien bei 5,9 Mrd. €, und sie sicher-
ten rund 38 800 vollzeitäquivalente Arbeitsplätze. Makro-
ökonomische Simulationsanalysen zeigen etwa, im Jahr 2011 
eine Erhöhung des BIP um rund 1,6 Mrd. € im Vergleich zu 
einem Szenario in dem kein Ausbau basierend auf erneuer-
baren Energieträgern seit dem Jahr 2000 stattgefunden hätte 
(Biontner et al., 2013). Im besagten Zeitraum haben zusätz-
liche Erneuerbare jährlich rund 398 Mio. €, oder 0,1 % zur 
Erhöhung des BIP beigetragen, sowie jährlich rund 3 300 
neue Beschäftigungsverhältnisse geschaffen. Da diese Effekte 
oftmals in strukturschwachen, ländlichen Räumen stattfinden, 
sollten Studien zu räumlichen Aspekten der Wertschöpfungs-
ketten unternommen werden, um das Potenzial erneuerbarer 




Die in der österreichischen Energiestrategie anvisierten Ziele 
zum Ausbau erneuerbarer Energien und zur Energieeffizienz 
orientieren sich an den EU Zielen für 2020, die eine EU-weite 
Reduktion der Emissionen um 20 % gegenüber 1990 anstre-
ben. Ausgehend von verschiedenen globalen Klimaschutzsze-
narien bestehen ernsthafte Zweifel, ob die von der EU vorge-
gebenen Reduktionsziele für 2020 ausreichend sind, um das 
langfristig anvisierte Ziel einer Stabilisierung des Tempera-
turanstiegs unter 2 °C kosteneffizient zu erreichen (WBGU, 
Tabelle 6.8 Emissionssenkungen einzelner Sektoren. Quelle: Europäische Kommission (2011 )
Table 6.8 Potential emission reductions of various sectors. Source: Europäische Kommission (2011)





























































2009). Stattdessen werden für Industrieländer stringentere 
Emissionsziele im Bereich von −25 bis −40 % für 2020 dis-
kutiert, was auch mit den illustrativen Reduktionspfaden im 
„Fahrplan für den Übergang zu einer wettbewerbsfähigen CO2 
armen Wirtschaft 2050“ nahegelegt wird.
Umgelegt auf Österreich werden die EU-2020-Ziele derzeit 
als Reduktionsverpflichtung von etwa 3 % gegenüber 1990 in-
terpretiert. Das ist ein bedeutend niedrigeres Klimaschutzziel 
für 2020 als Österreich ursprünglich im Zuge der ersten Kyo-
to-Periode bereits für 2012 anvisierte. Als überdurchschnittlich 
wohlhabendes Land innerhalb der EU, das außerdem relativ 
großzügig mit erneuerbaren Energiepotenzialen ausgestattet 
ist, sollte sich Österreich in seinen Klimaschutzzielen für 2020 
zumindest an den ursprünglichen Kyoto-Zielen (−13 % Emis-
sionen im Vergleich zu 1990) orientieren.
Aktuelle Studien zu den Auswirkungen Konjunkturkrise 
von 2008 bis 2010 im EU-Raum kommen darüber hinaus 
zum Schluss, dass die Krise dazu beigetragen hat, dass die 
EU-2020-Ziele von −20 % THG-Emissionen deutlich günsti-
ger zu erreichen sind als ursprünglich angenommen und diese 
mit zusätzlichem Aufwand sogar übererfüllt werden könnten 
(Anderl et al., 2011). Die Zusatzkosten, um bis 2020 eine 
Emissionsreduktion von −30 % zu erreichen, lägen lediglich 
16 % über jenen, die ursprünglich zum Erreichen des −20 % 
bis 2020 angesetzt wurden. Mögliche Maßnahmen dazu wä-
ren eine Reduktion der Emissionsgrenze („cap“), also der im 
Auktionstopf verfügbaren Menge an Emissionszertifikaten. 
Ein begrüßenswerter Begleiteffekt dieser Maßnahme wäre eine 
Stabilisierung des Preises für Emissionszertifikate, der für die 
Wirtschaftlichkeit zahlreicher Klimaschutzprojekte von gro-
ßer Bedeutung ist.
Insgesamt ist im Gegensatz zur österreichischen Klimapo-
litik der jüngeren Vergangenheit eine Verstetigung und lang-
fristige Planbarkeit der Klimaziele anzustreben, um Investi-
tionsrisiken zu minimieren: langfristig bindende Klimaziele, 
wie sie etwa im Britischen Climate Change Act von 2008 mit 
einem Ziel von −80 % bis 2050 festgeschrieben sind, ermög-
lichen privatwirtschaftlichen AkteurInnen vorausschauende 
Planungsentscheidungen für langlebige Infrastruktur treffen 
zu können. Um dabei Toleranz gegenüber Konjunkturschwan-
kungen beizubehalten, können derartige Ziele auch lediglich 
in Form von Zielvorgaben der THG-Intensität formuliert 
werden, statt in Form von „harten“, quantitativen Zielformu-
lierungen.
Eine grundsätzliche Politikmaßnahme sollte die umfas-
sende Evaluierung von Fördermitteln und Subventionen auf 
mögliche Klimaeffekte der Maßnahmen beinhalten. Das be-
trifft insbesondere z. B. die im EU-Vergleich niedrigen Mi-
neralölsteuern, die Pendlerpauschale, die Wohnbauförderung 
soweit sie nicht mit Auflagen zur Energieeffizienz verknüpft 
ist, den steuerbefreiten Flugverkehr und steuerbegünstigter 
Firmenwagen.
Eine Schlüsselbedeutung kommt auch der Unterstützung 
neuer Anreizsysteme zu, die Handeln direkt beeinflussen 
und auch neue Wirtschaftsmodelle entstehen lassen und so 
die Energienachfrage bremsen kann. ESCOs (Energy Service 
Companies) sind ein Beispiel eines solchen Wirtschaftsmo-
dells. Sie verfügen selbst oder in Verbindung mit einem Finan-
zinstitut über einen Fördertopf, aus dem Kapitalmittel bezo-
gen werden können, um Verbesserungen der Energieeffizienz 
von Anlagen oder Gebäuden durchführen zu können. Ein Teil 
der dann eingesparten Energieausgaben wird in Folge dazu 
verwendet, die Investitionen in effizienzsteigernde Maßnah-
men dem Fördertopf zurückzuzahlen.
Eine wesentliche Rolle werden in der Transformation zur 
klimaverträglichen Energieinfrastruktur partizipative Pla-
nungsprozesse spielen. Diese sind unbedingt erforderlich, um 
die lokale Akzeptanz gegenüber den neuen und dezentralen 
Energietechnologien, sowie den erforderlichen Übertragungs-
netzwerken zu fördern.
In der Beurteilung von neuen Technologien ist darüber hi-
naus eine Orientierung entlang einer Vielzahl von Kriterien 
nötig (Multikriterienansatz) und eine integrativ sozio-ökolo-
gisch orientierte Entscheidungsfindung anstelle von kurzfristig 
und eng definierten Kosten-Nutzen Rechnungen.
Nationales Vorgehen sollte darüber hinaus international ak-
kordiert werden, sowohl mit den umgebenden EU-Mitglieds-
staaten, als auch mit der weltweiten Staatengemeinschaft und 
insbesondere in Partnerschaft mit Entwicklungsländern (z. B. 
durch Zusammenarbeit im Bereich von Technologietransfers, 
wie den Initiativen „Sustainable Energy for All“).
Marktinstrumente
Die in der Ökonomie entwickelten Marktmechanismen 
haben in der Klimapolitik ihr wohl bisher größtes Anwen-
dungsgebiet gefunden. Im Gegensatz zu Normen/Richt-
werten, welche fixe Standards festsetzen, bieten Marktme-
chanismen ökonomische Anreize zur Vermeidung, indem 
sie den Ausstoß von CO2 verteuern oder Kosten von CO2-
freier Energiegewinnung vermindern. Die dahinterstehende 
Idee ist, dass der Regulator nicht in Kenntnis aller Vermei-
dungskosten ist und stattdessen dem Market einen Anreiz 
zur Hebung der günstigsten Vermeidungspotentiale setzt. 
Die zwei grundlegenden Instrumente sind die einer Preis-
kontrolle oder einer Mengenkontrolle. In der Theorie können 
Band 3: Klimawandel in Österreich: Vermeidung und Anpassung
1064
AAR14
beide ein identisches Ergebnis erreichen (Weitzmann, 1974). 
In der Praxis jedoch bestehen erhebliche Unsicherheiten und 
Informationsasymmetrien zwischen einzelnen AkteurInnen, 
so dass jedes Instrument mit Vor- oder Nachteilen verbunden 
ist. Bei der Preissteuerung müsste der Regulator die genauen 
Vermeidungskostenkurven kennen, um die Steuer so setzen 
zu können, dass ein vorgegebenes Minderungsziel mit den 
günstigsten Vermeidungsoptionen erreicht werden kann. Bei 
der Mengensteuerung hingegen wird die Suche dem Markt 
überlassen und es bildet sich ein Zertifikatspreis, welcher die 
marginalen Vermeidungskosten widerspiegelt. Hier muss ein 
Gesamtemissionsbudget festgelegt werden, welches oft einfa-
cher zu bestimmen ist, da Informationen über noch zulässige 
Emissionsbudgets im Gegensatz zu detaillierten Kosteninfor-
mationen politischen EntscheidungsträgerInnen oft vorliegen 
bzw. sich aus naturwissenschaftlichen Erkenntnissen ableiten 
lassen. Allerdings wird der Emissionspreis abgesehen vom 
Emissionsbudget auch stark von exogenen Parametern wie 
der wirtschaftlichen Entwicklung beeinflusst. Dies äußert sich 
in großen Unsicherheiten des Zertifikatspreises in Form von 
Volatilität, was das Risiko für InvestorInnen erhöht, Vermei-
dungsoptionen auszuüben. Im Theorie- / Idealfall würde ein 
Instrument zur CO2-Vermeidung global ausgestaltet sein, um 
die höchste Effizienz zu erreichen und Spill-Overs zu vermei-
den. In der Praxis jedoch – und aus Gerechtigkeitsgründen – 
sind Nationalstaaten mit Minderungszielen belegt und setzen 
Marktinstrumente ein, um diese zu erreichen. 
Kohlenstoffbepreisung
Durch eine  Bepreisung von CO2 können Produktions-, Kon- 
sum- und Investitionsentscheidungen systematisch in Richtung 
Klimaverträglichkeit gelenkt und die Dekarbonisierung der 
Energiesysteme sowie eine klimaverträgliche Urbanisierung 
und Landnutzung beschleunigt werden (WGBU, 2011). 
Dahinter steht die Überlegung, dass die aktuell freigesetzten 
Emissionen gegenwärtigen und zukünftigen Generationen 
gegenüber Kosten verursachen, z. B. durch Anstieg der 
Durchschnittstemperaturen, Änderungen der Wettermuster 
und steigende Meeresspiegel, dass diese Kosten aber gegenwärtig 
nicht in Marktvorgängen abgebildet werden. Wenn solche 
Kosten quantifizierbar sind, würde Kohlenstoffbepreisung 
es erlauben, diese zu internalisieren, wenn ein angemessener 
Preis auf jede emittierte Tonne an Kohlenstoff aufgeschlagen 
werden würde. Indem Käufer für Güter und Dienstleistungen 
proportional zu deren Klimawandelauswirkung mehr zahlen 
müssten, besteht für sie ein Anreiz zu Alternativen mit 
geringeren Klimawandelauswirkungen zu wechseln – und für 
die ProduzentInnen ein Anreiz, den Kohlenstofffußabdruck der 
Güter und Dienstleistungen, die sie produzieren, zu reduzieren. 
Das ist der Grundgedanke des Emissionshandelssystems der 
Europäischen Union (EU-ETS; siehe Band 3, Kapitel 3).
Das Europäische Emissionshandelssystem (EU-ETS) ist ein 
auf Mengenkontrolle basierendes Marktinstrument, welches 
ökonomische Anreize setzen soll, die von der EU sich selbst 
gesteckten Klimaziele, sowie die von der EU eingegangenen 
Verpflichtungen unter dem Kyoto Protokoll, möglichst kos-
tengünstig zu erreichen (WBGU, 2014). Das System ist seit 
seiner Einführung stetig weiterentwickelt worden, um auf 
neue Entwicklungen zu reagieren oder Verbesserungen vor-
zunehmen. Eine Reformmaßnahme ist die zeitliche Verschie-
bung der Auktionierung von 900 Millionen Emissionsrechten 
auf das Ende der Handelperiode 2019 / 2020 („Backloading“), 
da in der zweiten Handelsperiode erhebliche Überschüsse an-
gefallen sind, was zu einem Einbrechen des Preises für Emis-
sionsberechtigungen auf drei bis vier Euro pro Tonne CO2 
geführt hat. Dieses niedrige Preisniveau, verbunden mit der 
Unsicherheit über die zukünftige Preisentwicklung bietet In-
vestoren nicht die notwendigen Anreize, in klimafreundliche 
Technologien zu investieren. Dies wäre jedoch notwendig, um 
langfristige europäische Klimaziele zu erreichen, Lock-in Ef-
fekte zu vermeiden und die Emissionsminderungskosten nicht 
ausufern zu lassen (etwa durch spätere Nichtnutzung CO2 in-
tensiver Infrastruktur) (WBGU, 2014). Die Überschüsse sind 
hauptsächlich aus zwei Gründen angefallen: Zum einen hat 
die jüngste Wirtschaftskrise zu einem (nicht vorhersehbaren) 
Einbrechen der Nachfrage nach Zertifikaten geführt und zum 
anderen stand ein großes Angebot an günstigen Projektgut-
schriften aus CDM Projekten. Auf letzteren Punkt hat die EU 
bereits reagiert, indem die EU die Quote für Zertifikate aus 
flexiblen Mechanismen für die dritte Handelsperiode stark be-
schränkt worden ist. Eine neue Studie (Koch et al., 2014) zeigt 
darüber hinaus, dass das Problem in der Ursache nicht nur bei 
der Wirtschaftskrise, den CDM Credits und den Erneuerba-
ren liegt, sondern auch bei anderen Faktoren, wie zum Bei-
spiel die Glaubwürdigkeit des „long-term caps“. Die Schwä-
che des EU-ETS in seinem gegenwärtigen Design besteht 
in der fehlenden Anpassungsfähigkeit des Caps (und damit 
der Preise) in Bezug auf diese exogenen „Schocks“ (WBGU, 
2014). Daher wären Maßnahmen zur Reform des EU-ETS 
deshalb zielführend, weil sie daran ansetzen das für transfor-
mative Investitionen notwendige Preissignal zu stabilisieren 
(Diekmann, 2012). In Frage kommen auch hier wieder eine 
direkte Steuerung der Preise oder eine Steuerung der Mengen, 
wie von der EU-Kommission vorgeschlagen („Market Stabili-




das Setzen einer Preisuntergrenze bei Versteigerungen etablie-
ren oder durch eine so-genannte „Kohlenstoffbank“, die bei 
Unterschreiten einer Preisgrenze eine bestimmte Menge an 
Zertifikaten in eine Reserve überführt und bei Überschreiten 
einer Preisgrenze wieder in den Markt einspeist. Allerdings 
würde eine solche Art der Preissteuerung in erster Linie dazu 
dienen, die Volatilität aus dem Markt zu nehmen, nicht je-
doch ausreichen um dauerhaft strukturelle Defizite beseitigen 
zu können. Deshalb besteht eine weitere Maßnahme darin, 
das Cap flexibel an äußere Entwicklungen anzupassen, so wie 
es beispielweise in Australien mit dem „rollierenden Cap“ vor-
gesehen war, welches alle fünf Jahre nachjustiert werden sollte. 
Eine weitere Möglichkeit wäre, das Cap an die Entwicklung 
relevanter exogener Parameter (wie z. B. die wirtschaftliche 
Entwicklung) zu knüpfen.
In einigen Fällen sind auch Emissionssteuern eingeführt 
worden und haben sich in praktischen Anwendungen durch-
aus bewährt und als wirkungsvoll erwiesen Emissionen zu re-
duzieren (IPCC, 2014b).
Kohlenstoffbepreisung ist wichtig (siehe auch IPCC, 
2014b), doch die Umsetzung ist schwierig, da (a) relevante 
Märkte (z. B. ETS-Märkte) politische Märkte inklusive der 
damit verbundenen Probleme sind, (b) KonsumentInnen 
von rationalen Verhaltensmustern abweichen und somit nicht 
entsprechend auf die gesetzten Anreize reagieren, (c) die so-
zialen Kosten von CO2 nur unzureichend internalisiert wer-
den bzw. Pläne dazu nicht transparent und mit langfristiger 
Bindung umgesetzt werden, um das Innovationsrisiko von 
Firmen in kohlenstoffarme Technologien zu reduzieren und 
(d) Pfadabhängigkeiten aufgrund von Infrastruktur, Wissen 
oder Routinen die Wirkung von Kohlenstoffpreiserhöhungen 
– zumindestens kurz- und mittelfristig – deutlich reduzieren. 
Das bedeutet, dass verstärkte Kohlenstoffbepreisung in Kom-
bination mit anderen gut abgestimmten Politiken eingeführt 
werden müsste.
Eine Kohlenstoff-Blase könnte einem neuen Bericht (Car-
bon Tracker, 2013) zufolge entstehen, wenn Firmen ihre In-
vestitionen ungeachtet ihrer zukünftigen Emissionen und den 
damit verbundenen, jedoch schwierig einzuschätzenden, Kos-
ten planen.
Von first best zu second best Marktmechanismen
Wären CO2-Emissionen die einzige Externalität der Energie-
erzeugung, wäre ein Marktinstrument, welches Emissionen 
zur Korrektur des Marktversagens verteuert das ökonomische 
Ideal („first-best policy“). Es gibt jedoch weitere theoretische 
und praktische Argumente zusätzlich zur Korrektur der CO2-
Externalität komplementäre Marktinstrumente zur Förderung 
der erneuerbaren Energien einzuführen (second best policy). 
Diese werde in der Folge kurz beleuchtet:
?? Ein Argument ist, dass weitere Externalitäten der Ener-
gieerzeugung bestehen, welche unkorrigiert zu einem 
sozioökonomisch nicht optimalen Ausbau der erneuerba-
ren Energien führen würden und somit komplementäre 
Regulierungsmaßnahmen rechtfertigen können. Dazu 
gehören insbesondere Wissensspillover und Adoptionsex-
ternalitäten (EFI, 2013): In Forschung und Innovation 
treten Externalitäten in Form von Wissensspillover auf. 
WettbewerberInnen können durch Inspektion innova-
tiver Produkte und Prozesse an Wissen gelangen, ohne 
selbst die vollen Kosten für die Wissensproduktion tragen 
zu müssen. Umgekehrt bedeutet dies, dass InnovatorIn-
nen nicht die vollen sozialen bzw. gesellschaftlichen Erträ-
ge ihrer Produkt- oder Prozessentwicklungen privatisieren 
können.
?? Zudem bestehen – speziell im Falle von Mengenkontrolle 
– Preisunsicherheiten, welche bei risikoaversen AkteurIn-
nen zu gesamtwirtschaftlich suboptimalen Investitionsan-
reizen führen können. Dieses Problem ist im Energiebe-
reich von besonderer Bedeutung: Durch Unsicherheiten 
über langfristig verbindliche klima- und energiepoliti-
sche Ziele und deren regulatorische Umsetzung sowie 
einen vergleichsweise hohen Investitionsbedarf für F&E 
und lange Investitionszyklen von Energietechnologien. 
Zudem würden bei wenig ambitionierter Klimapolitik 
die kurzfristigen Anreize Carbon Lock-In zu vermeiden 
wahrscheinlich nicht ausreichen.
?? Weitere Argumente rühren aus der Richtung, dass durch 
zusätzliche Förderung erneuerbarer Energien uner-
wünscht hohe Umverteilungseffekte vermieden werden 
können (Hirth und Ueckerdt, 2013): Indem man die 
erneuerbaren Energien – welche oftmals die teuersten 
Vermeidungskostenoptionen darstellen – gesondert sub-
ventioniert, erreicht man eine Absenkung der marginalen 
Vermeidungskosten und somit der CO2-Steuer / des CO2-
Zertifikatspreises. Zudem kann dadurch auch vermieden 
werden, was im Allgemeinen unter „carbon leakage“ – also 
dem Export von THG-Emissionen – verstanden wird.
Allerdings gibt es auch Argumente, welche gegen eine zusätzli-
che Förderung erneuerbarer Energien angeführt werden:
?? Ein Argument bezieht sich darauf, dass in Bezug auf CO2-
Einsparungen überhaupt kein zusätzlicher Effekt erreicht 
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wird (etwa durch abgesunkene CO2-Preise; vgl. IPCC, 
2014b), es dafür aber zu Verzerrungen kommt, dadurch 
dass tendenziell zu viele erneuerbare Energien zur CO2-
Reduktion genutzt werden – im Vergleich zu den kos-
tengünstigsten Vermeidungsoptionen. Dieses Argument 
gilt aber nur für eine Mengenkontrolle mit einem sehr 
ambitionierten Cap und nicht für eine Steuer. Aber auch 
im Fall einer Mengenkontrolle können sich beide Instru-
mente ergänzen.
?? Ein weiteres Argument ist unter Green Paradox bekannt 
(Sinn, 2012): Es bezieht sich darauf, dass die BesitzerIn-
nen fossiler Ressourcen in Antizipation der sinkenden 
Nachfrage (durch den Ausbau erneuerbarer Energien) 
einen Anreiz haben, ihre Ressourcen noch schneller zu 
extrahieren und so den Klimawandel kurzfristig noch 
verschärfen. Dieses Argument, sofern valide, würde aber 
auch im Falle von ausschließlicher CO2-Politik gelten, ge-
gebenenfalls führen erneuerbare Energie-Politiken aber zu 
einem beschleunigten Ausbau eben dieser.
?? Ein weiterer Punkt, der oft als Merit-Order Effekt dis-
kutiert wird (Sensfuß, 2008) ist, dass der zunehmende 
Ausbau erneuerbarer Energien zu sinkenden Preisen am 
Großhandelsmarkt für Strom führt und es dadurch in Be-
zug auf das Klima zum adversen Effekt kommen kann, 
dass neu installierte Gaskraftwerke nicht eingesetzt wer-
den und Kohlekraftwerke vermehrt CO2 ausstoßen.
Infrastruktur und Innovation 
Gegenwärtige Debatten über ein „Ausbalancieren“ der Wirt-
schaft eröffnen eine Möglichkeit, Politikentscheidungen so 
zu beeinflussen, dass sie ein Wachstum fördern, das auch 
eine sauberere und grünere Wirtschaftsstruktur entwickelt. 
Es ist weitreichende Unterstützung für diese Ansicht zu fin-
den, allerdings finden sich auch erheblich unterschiedliche 
Meinungen bei Detailfragen. Einige Forschergruppen argu-
mentieren, dass Wirtschaftswachstum an sich das wesentliche 
Nachhaltigkeitsproblem darstellet (Jackson, 2009), während 
andere darin weniger ein Problem sehen, das Wachstum aber 
weniger emissions- und ressourcenintensiv gestalten wollen 
(Raingold, 2011). Hier ist nicht beabsichtigt, dieses Argu-
ment im Detail zu beleuchten. Diese Kritikpunkte betonen 
aber wichtige Argumente, über die Endlichkeit unserer na-
türlichen Ressourcengrundlage, über Probleme gegenwärti-
ger Konsummuster und dem problematischen Framing, das 
durch die Anwendung des BIPs als Fortschrittsindikator ent-
steht. Initiativen wie „Wachstum im Wandel“ sind nützlich, 
um neue Konzepte vom Status einer Idee in Richtung einer 
politisch und ökonomisch umsetzbaren Alternative weiterzu- 
entwickeln.
Ein Szenario, das Österreich in eine emissionsarme Gesell-
schaft umstrukturiert, erfordert teilweise radikale Umbaumaß-
nahmen, um ein Erreichen der legal bindenden post-Kyoto 
2020-Ziele zu ermöglichen. Ebenso erfordert es deutliche 
Änderungen bei Gütern und Dienstleistungen, die von der 
österreichischen Wirtschaft produziert werden, in Richtung 
saubererer Technologien und nachhaltigerer Wirtschaftsmo-
delle. Erneuerungen von der Wurzel her und groß angelegte 
Investitionsprogramme werden notwendig sein, um dies zu 
erreichen.
Zentral ist dabei die Rolle der Innovation, sie erfordert vor 
allem Experimentierfreudigkeit, die von evolutionären Öko-
nomInnen als Erfahrungslernen bezeichnet wird. Jene, die 
Innovationen unterstützen, müssen bereit sein Risiken einzu-
gehen und zu akzeptieren, dass einige Technologien scheitern 
werden. Dies ist problematisch für einzelne Unternehmen, 
aber auch im Bereich öffentlicher Politikmaßnahmen, wo 
Scheitern durchwegs mit negativen Assoziationen verbunden 
ist. Darüber hinaus besteht durch die Förderung von spezifi-
schen Technologien durch die öffentliche Hand die Möglich-
keit, dass Regierungen von bestehenden Interessengruppen 
geleitet werden (Watson, 2012).
Einbindung von KonsumentInnen und Gemein-
schaften
Ein Großteil der Energie- und Klimapolitik wird von zentra-
lisierten und hierarchisch organisierten Maßnahmen und In-
stitutionen strukturiert. Das liegt an einer veralteten Ansicht 
dazu, wie die Politikarena funktioniert und wird nicht aus-
reichend sein. Die Veränderung hin zu einer emissionsarmen 
Wirtschaftsform erfordert es, sich in neuer Weise mit den An-
liegen von Konzernen, KonsumentInnen, BürgerInnen und 
Gemeinschaften auseinanderzusetzen. Klimapolitik erfordert 
es auch, Dinge in neuer Weise zu betrachten, z. B. von einem 
Fokus nur auf Preisstrukturen, auf das Erkennen von Poten-
zialen der Emissionsreduktion; von dem Wachstumsdogma 
hin zu einem kritischen Hinterfragen der Erwünschtheit von 
Wirtschaftswachstum als Ziel an sich.
Einige der Investitionskosten für emissionsarme Techno-
logien und Infrastrukturen werden inzwischen in den Prei-
sen, die KonsumentInnen zahlen, reflektiert. Dadurch wur-
de eine erhebliche Debatte ausgelöst mit Argumenten, dass 
die Emissionsbekämpfung alleine für die Steigerungen der 
Energiepreise verantwortlich sei. Was dabei in den hochpoli-




tivszenario, also was mit den Energiekosten passieren würde, 
wenn die Investitionen in emissionsarme Technologien nicht 
durch eine Kostenumlage unterstützt werden würden. Auch 
wenn die Konsequenzen dieser Alternativentwicklung schwer 
im Detail zu prognostizieren sind, ist es alles andere als un-
wahrscheinlich, dass KonsumentInnen in Zukunft erheblich 
mehr den global steigenden und stark schwankenden Preisen 
fossiler Energieträger ausgesetzt sein werden. Hier stellen sich 
generelle Fragen: In welchem Ausmaß sollen die Kosten eines 
Umbaus zu emissionsarmen Energiestrukturen an die Endnut-
zerInnen von Energie weitergeleitet werden? Einen höheren 
Anteil dieser Kosten anhand von sonstigen Steuereinnahmen 
zu decken, stellt eine politische Herausforderung dar. Es wäre 
allerdings eine fortschrittlichere Weise, den Umbau hin zu ei-
ner klimafreundlichen Gesellschaft so zu gestalten, dass dabei 
einige der negative Folgen für ärmere Konsumentenschichten 
eingrenzt werden (Watson, 2012).
Wenn die möglichen Auswirkungen von energiesparenden 
Maßnahmen (wie im Falle des „Green Deal“) durchgeführt 
werden, müssen Regierungen alle Erkenntnisse zum Konsu-
mentenverhalten berücksichtigen. Die moderne Ökonomie 
hat Marktversagen, asymmetrische Information und begrenz-
te Rationalität als Normalfälle in den Analyserahmen aufge-
nommen weshalb idealtypische Entscheidungen basierend 
auf einem umfassenden Wissen über Nutzen und Kosten 
nicht mehr angenommen wird. Ihre Entscheidungen werden 
darüber hinaus durch Gewohnheiten, Routinen, Daumenre-
geln oder Einflüsse außerhalb ihres Einflussbereichs geleitet, 
wodurch in der Praxis die Wahlmöglichkeiten begrenzt sind 
(Jackson, 2005).
Letztendlich wird es notwendig sein, neue Rollen für In-
dividuen, Netzwerke und Gemeinschaften zu definieren, um 
Entwicklungspfade zu betreten, die uns in Richtung Nachhal-
tigkeit bringen. Gemeinschaftliche Energieverbünde haben 
zwar eine lange Geschichte in Österreich, in der gegenwärti-
gen Marktstruktur stellen sie aber eher Ausnahmen dar.
6.5 Schlussfolgerungen 
6.5 Conclusions
Die präsentierte Evidenz verdeutlicht, dass kleinere oder mit-
telgroße Anpassungen der aktuellen Produktionsweise gekop-
pelt mit Umwelttechnologie nicht reichen werden um deutli-
che Beiträge zur THG-Reduktion zu erreichen. Dafür ist eine 
sozio-ökologische Transformation nötig. Diese erfordert ent-
schiedenes klimaschützendes Handeln aller AkteurInnen und 
die Anpassung von Produktions- und Konsumpraktiken sowie 
klimaschützende Investitionsentscheidungen und politische 
Regulierungen. Von diesen komplementären Maßnahmen 
weisen tiefgreifende Verhaltensänderungen erhebliche Klima-
schutzpotenziale auf und sind aufgrund der enormen Heraus-
forderung, die durch technische Veränderungen alleine nicht 
zu bewältigen sind, nötig. Duchin und Lange (1994) zeigten 
bereits vor zwei Jahrzehnten, dass sogar bei weltweitem Einsatz 
sauberer und effizienter Technologie, die international verein-
barten Emissionsziele (damals: 1992 Rio de Janeiro UNCED) 
nicht erreichbar seien. Daraus schlossen sie, dass Nachfrage-
reduktionen nötig sind, die Verwirklichung dieser sich auf-
grund von Barrieren Konsummuster zu hinterfragen jedoch 
als schwierig gestalte. Haushalte werden nur eingeschränkt zu 
Verhaltensänderungen bereit sein, wenn Unternehmen und 
der Staat nicht ebenso klimaschützend tätig werden. Daher 
sind alle AkteurInnen gleichermaßen und energisch aufgefor-
dert, ihr Verhalten zu ändern. Eine Transformation zu einem 
nachhaltigen Energiesystem bringt darüber hinaus auch po-
sitiven Begleitnutzen für die Österreichische Wirtschaft mit 
sich.
Als überdurchschnittlich wohlhabendes Land innerhalb der 
EU, das außerdem relativ großzügig mit erneuerbaren Ener-
giepotenzialen ausgestattet ist, sollte Österreich entschiede-
ne Schritte setzen und eine Vorreiterrolle übernehmen. Das 
heißt, in seinen Klimaschutzzielen für 2020 sollte sich Öster-
reich zumindest an den ursprünglichen Kyoto-Zielen (−13 % 
Emissionen im Vergleich zu 1990) orientieren, wobei die Er-
reichbarkeit dieser Ziele durch die jüngste Wirtschaftskriese 
erleichtert wird.
In Österreich sind bereits gegenwärtig klare Änderungen 
in den Wertvorstellungen vieler Menschen festzustellen, die 
einer Transformation zuträglich sind. Einzelne PionierInnen 
des Wandels sind bereits dabei, diese Vorstellungen in kli-
mafreundlichen Handlungs- und Geschäftsmodellen prak-
tisch umzusetzen (z. B. Energiedienstleistungsgesellschaften 
im Immobilienbereich, klimafreundliche Mobilität, Nahver-
sorgung). Um diese Initiativen zu intensivieren, sind beglei-
tende Politikmaßnahmen erforderlich, die eine verlässliche 
Regulierungslandschaft schaffen.
Wichtige technologische Lernprozesse für eine Transforma-
tion zu einer klimaverträglichen Gesellschaft schreiten voran: 
Global betrugen z. B. die Investitionen in erneuerbare Energi-
en (ohne große Wasserkraftprojekte) 2013 bereits 214 Mrd. 
US$. Die Preise besonders für Photovoltaik (PV) und Wind-
kraftanlagen fallen nach wie vor dramatisch (z. B. PV in 
Deutschland minus 67 % seit 2006 von 5 100 auf 1 640 € / kW 
Peak). Dadurch erreicht Solarstrom etwa in Deutschland und 
Italien bereits Netzparität, kann also zum gleichen oder nied-
Band 3: Klimawandel in Österreich: Vermeidung und Anpassung
1068
AAR14
rigeren Preis von PrivatverbraucherInnen erzeugt werden als 
Haushalte bei einem Bezug aus dem Netz zahlen müssten. 
In Österreich ist eine Verstetigung des Regulierungsumfelds 
erforderlich um Investitionsrisiken zu reduzieren, technische 
Lernkurven und Preisreduktionen nachzuvollziehen und ei-
nen klimafreundlicheren Energiemix zu erreichen. Dadurch 
würde auch kleinen, kreativen und innovativen AkteurInnen 
(wie Kommunen, mittelständischen Unternehmen, Bürgerin-
itiativen, Privatpersonen) eine aktive Teilnahme am Energie-
markt ermöglicht.
Auch für die aus dem Ausland importierten Güter, die in 
Österreich konsumiert werden, lässt sich eine Klimaverant-
wortung beschreiben, die bisher oft vernachlässigt wird. Der-
zeit folgen die meisten Energie- / Emissionsmodelle nur den 
territorialen Systemgrenzen und bilanzieren für produzierende 
Aktivitäten in den verschiedenen Wirtschaftssektoren. Dabei 
vernachlässigen sie sogenannte indirekte, „graue“ Emissio-
nen, die in den Vorleistungsketten von importierten Gütern 
im Ausland erfolgt sind. Konsumseitig bilanzierende Modelle 
erfassen diese hingegen besser. Diese Modelle sind aber in der 
Regel weniger detailliert bezüglich der technologischen Opti-
onen des Klimaschutzes, oder der Kosten. Klimaziele sollten 
sich an beiden, einander ergänzenden Kriterien der Klimaver-
antwortung orientieren (produktionsseitig und konsumseitig) 
und müssen so gewählt werden, dass dabei keine Auslagerung 
von Emissionen in Märkte erfolgt, die keine klimapolitische 
Regulierung aufweisen („carbon leakage“). 
Drei zentrale Transformationsfelder werden identifiziert auf 
die besonderes Augenmerk gelegt werden sollte, weil Fehlent-
wicklungen langfristige emissionsintensive Pfadabhängigkei-
ten schaffen und weil deren Dynamiken und Klimaeinfluss in 
modellbasierten Planungsstudien bisher unzureichend erfasst 
wird:
?? Transformationen des Energiesystems an sich (gleichzei-
tiges verfolgen ambitionierter Energiesparpotenziale und 
rascher Ausbau erneuerbarer Energiequellen)
?? Integrierte Entwicklungen im Bereich nachhaltiger Kon-
sum- und Produktionssysteme
Synergiepotenziale von Städten und verdichteten 
Siedlungsräumen
In Österreich wurde eine Reihe von Initiativen zur Verbes-
serung der Energieeffizienz und zur Förderung erneuerbarer 
Energieträger vorgeschlagen und teilweise umgesetzt. So wur-
de etwa in der 2011 veröffentlichten Energiestrategie vorge-
schlagen, den Endenergieverbrauch bis 2020 auf das Niveau 
von 2005 von 1 100 PJ zu reduzieren. Im Ökostromgesetz 
werden Ziele der Stromerzeugung aus erneuerbaren Quellen 
von zusätzlich 10,5 TWh / Jahr bis 2020 angegeben, zahlrei-
che bundes- und länderspezifische Maßnahmen bestehen zur 
Regulierung von Kleinverbrauche, Raumwärme und Warm-
wasser. Im Verkehrssektor gilt die Biokraftstoffverordnung 
und Gestaltung der Normverbrauchsabgabe bis jetzt als Maß-
nahme zum Klimaschutz und der Industrie- und Energiesek-
tor ist weitgehend im Rahmen des europäischen Emissions-
handelssystems reguliert. All diese Ziele reichen allerdings 
nicht über das Jahr 2020 hinaus und die anvisierten Ziele der 
Energiestrategie sind durch keine bindenden regulatorischen 
Maßnahmen verschränkt. Die Ausbauziele für erneuerbare 
Energieträger sind nicht ambitioniert und werden wahrschein-
lich deutlich vor 2020 erreicht, während es unwahrscheinlich 
ist, dass im Industriesektor eine tatsächliche Trendwende 
der Emissionen erreicht wird. Die erwarteten Einsparungen 
von THG-Emissionen beim Ersatz fossiler Treibstoffe durch 
Biokraftstoffe werden durch Lebenszyklusstudien in Frage 
gestellt. Insgesamt ist es daher unwahrscheinlich, dass diese 
inkrementellen regulatorischen Maßnahmen, ausreichen um 
substantielle Beiträge zum Erreichen des 2 °C Ziels zu errei-
chen. Um auf einen nachhaltigen Entwicklungspfad umzulen-
ken, ist eine sozio-ökologische Transformation erforderlich, 
die sich durch grundlegende Veränderungen der vorherr-
schenden Produktions-, Konsum- und Regulierungspraktiken 
auszeichnet.
6.5.1 Forschungsbedarf
Um der Herausforderung der Transformation des Energie-
systems zur Klimaverträglichkeit und der dazu allgemein 
notwendigen gesellschaftlichen Veränderungen zu begegnen, 
sind Forschungsanstrengungen in zahlreichen Bereichen 
notwendig. Hier folgt eine Liste (ohne Anspruch auf Voll-
ständigkeit), die zentrale Unsicherheiten und Datendefizite 
anspricht, die durch gezielte Forschungsprojekte (z. B. koor-
diniert von regionalen Energieagenturen) bearbeitet werden 
könnten:
?? Methodisch harmonisierte, flächendeckende sowie räum-
lich und zeitlich detaillierte Karten der Energienachfrage 
(z. B. Wärmebedarfkataster4) um Synergiepotenziale (z. B. 
für kaskadische Nutzung von Energie in Kraft-Wärme-







?? Methodische Herausforderungen für die Berechnung so-
wohl direkter als auch indirekter Emissionsverantwortung 
auf nationaler und subnationaler Ebene (z. B. für Städte 
und Gemeinden).
?? Entsprechende Datensätze zu den physikalischen, tech-
nischen, ökonomischen und nachhaltigen Potenzialen 
erneuerbarer Energieträger (z. B. Solarpotenzialkataster5, 
vgl. Stanzer et al., 2010) sowie kontinuierlich aktualisierte 
Datenbanken zur Kostenentwicklung dieser Technologi-
en und Szenarien unter unterschiedlichen Fördervarian-
ten. (Öffentliche Förderungen können dabei an Auflagen 
zur kontinuierlichen Berichterstattung und Kostentrans-
parenz bestehender Projekte geknüpft werden.)
?? Ausweitung der Transformationsforschung inklusive sys-
tematischer Vergleiche der Resultate von Modellen und 
Energie- und Emissionszenarien, Benchmarking und 
„Multi-Modell Vergleichsworkshops“, Analyse der Resul-
tate von Szenario-Ensembles.
?? Mögliche Bedeutung, potentiell disruptiver Technologien 
für die Energiewende, wie speicherintegrierte Elektromo-
bilität, supraleitende transeuropäische Gleichstromnetze, 
Innovationen in der Nachfrage wie z. B. Energiedienst-
leistungsfirmen, Mobilitätsdienstleistungen.
?? Barrieren gegenüber Verbesserungen der Energieeffizienz, 
inklusive Möglichkeiten, den nach wie vor wachsenden 
Elektrizitätsbedarf (z. B. durch Unterhaltungselektronik, 
IT / online-Netzwerkgeräte etc.) einzugrenzen.
?? Räumliche Aspekte der Wertschöpfungskette erneuerba-
rer Technologien „Jobs in die Fläche bringen“.
?? Risiken des Rebound-Effekts, bei dem Emissionseinspa-
rungen durch Fortschritte in der Energieeffizienz (und 
dadurch wachsende Haushaltseinkommen) durch Verhal-
tensänderungen (z. B. zusätzliche Fernurlaube in Über-
see) kompensiert werden.
?? Fragen zur industriellen Ökologie konventioneller Ener-
gieträger (z. B. vorgelagerte Übertragungsverluste in Pipe-
lines beim Gasimport, Umwelteffekte von Petroleumer-
zeugung und Importen, insbesondere bei der Förderung 
aus „unkonventionellen Lagerstätten“ etc.), sowie von 
erneuerbaren Energieträgern (Auswirkung von weiterem 
Wasserkraftausbau auf Gewässerökologie, Biomasseaus-
bau und Auswirkung auf Biodiversität, Böden, Nährstoff-
bilanzen, Erosion, Wasserhaushalt, Nahrungsmittelerzeu-
gung und Preise, Auswirkung von Windrädern auf Vögel, 
Fledermäuse, Geothermie und seismische Aktivität und 
mögliche Einflüsse auf Grundwasserqualität etc.).
5 http://www.wien.gv.at/stadtentwicklung/stadtvermessung/
geodaten/solar/
?? Fragen der öffentlichen Akzeptanz, z. B. von Smart-Grid 
Technologie und allgegenwärtiger Fernerkundung („ubi-
quitous sensing“).
?? Die Analyse, Entwicklung und Gestaltung politisch, 
ökonomisch und ökologisch wirksamer Instrumente 
und Maßnahmen, die auf die konsumbasiert bilanzier-
ten Emissionen wirken; das heißt ganz gezielt global und 
effektiv die THG-Emissionen senken, sowie die Analyse 
ihrer Wirkungen (z. B. auf die Einkommensverteilung).
?? Kosteneffekte und Sozialverträglichkeit verschiedener 
Förderungssysteme für erneuerbare Energiequellen (vgl. 
WGBU, 2014). Die Diskussion um wirtschaftspolitische 
Instrumente Eingriffe in Bezug auf Erneuerbare Energien 
wird oft kontrovers geführt und gelangt zu keinen einheit-
lichen Schlussfolgerungen (vgl. z. B. Sachverständigenrat 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung SBGES, 2013). Eine Ursache sind die zu Grunde lie-
genden Forschungsansätze. Ökonomische Modelle sind 
in der Regel von Effizienzüberlegungen getrieben und 
treffen dazu bestimmte Annahmen (Rationalität, perfekte 
Information, keine Transaktionskosten), die in der Rea-
lität so jedoch oft nicht gegeben sind. Deshalb lässt sich 
rationales Verhalten oft in empirischen Untersuchungen 
von Politikeingriffen oft auch nicht beobachten, so dass 
die aus diesen gewonnen Einsichten zu „best practices“ 
oft nicht dem ökonomischen Ideal entsprechen. Ein 
Grund dafür ist unter Anderem., dass Verteilungswirkun-
gen zwischen Akteuren in der reinen Effizienzdiskussion 
oft nicht berücksichtigt werden. Forschung in diesem Be-
reich soll dazu beitragen einen einheitlicheren Ansatz zu 
entwickeln, der auf Erkenntnisse aus beiden Forschungs-
ansätzen zurückgreift.
?? Die Einrichtung eines neuen Forschungsfeldes „Transfor-
mationsforschung“, das Transformationsprozesse und die 
gesellschaftlichen Voraussetzungen im Rahmen planeta-
rischer Leitplanken untersucht (nach dem Vorschlag der 
WGBU, 2011). Der Umbau der Energieversorgung ein-
gebettet in einen gesellschaftlichen Transformationspro-
zess impliziert die Entwicklung von neuen gesellschaft-
lichen Strukturen und den Wandel von Lebensstilen. 
Diese werden eingeführt von PionierInnen des Wandels 
(„Change Agents“). Transformationsforschung sollte auf-
zeigen wie Strukturen geschaffen werden können, welche 
die Generierung und Diffundierung sozialer Innovatio-
nen ermöglichen.
?? Bildung für Transformation sollte größere Bedeutung in 
der Nachhaltigkeitsstrategie erhalten. Bildung ist eine 
notwendige Voraussetzung für den Erfolg der Trans-
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formation. Durch Bildung in unterschiedlichsten und 
vielfältigen Strukturen und über neu aufzuarbeitende 
Bildungsinhalte kann die Gesellschaft die erforderlichen 
Kompetenzen für die aktive Beteiligung am Transfor-
mationsprozess erlangen (Muttarak and Lutz, 2014). 
Zum Beispiel, die Einrichtung von Low-carbon Business 
Schools sowie interdisziplinärer Fakultäten für klimaver-
trägliche Landnutzung, Energiewissenschaft, Urbanisie-
rung und für Management, welches auf die Transforma-
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